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Kurzreferat 

Multi-institutionelle Zusammenarbeit zum Schutz und der Unterstützung von 

gewaltbetroffenen Frauen in Vorarlberg 

Klinische Soziale Arbeit in Zusammenarbeit mit Justiz, Polizei und dem 

Gesundheitswesen 

Vor über 25 Jahren, im Mai 1997 wurde mit dem Gewaltschutzgesetzes in Österreich eine 

klare Haltung gegen Gewalt an Frauen gesetzt. Dennoch sind die Zahlen von häuslicher 

Gewalt gegen Frauen bis heute erschreckend hoch. Die Gesetzeslage in Österreich gilt als 

fortschrittlich, die Umsetzung der Gesetze steht dabei jedoch immer wieder in Kritik. (Baer 

2010, S. 556). Um herauszufinden, was es für einen gelingenden Gewaltschutz von Frauen 

bedarf, muss mit den Expert*innen aus diesem Feld gesprochen werden.  

In vorliegender Arbeit wurde daher erforscht, wie sich die multi-institutionelle Zusammenarbeit 

zum Schutz und der Unterstützung von gewaltbetroffenen Frauen in Vorarlberg gestaltet und 

welche Faktoren aus Sicht der Expert*innen die Unterstützung von gewaltbetroffenen Frauen 

erschweren, beziehungsweise erleichtern. Um dies zu erforschen, wurden 

Expert*inneninterviews im Bereich der Sozialen Arbeit, Justiz, Polizei und dem 

Gesundheitswesen geführt. Da häusliche Gewalt gegen Frauen ein gesamtgesellschaftliches 

Problem darstellt (Carstensen 2018, S. 52), wurde die vorliegende Forschungsarbeit anhand 

der Kritischen Diskursanalyse nach Jäger durchgeführt. (Jäger 2015) 

Die Arbeit gibt einen Überblick über die Organisation der multi-institutionellen 

Zusammenarbeit gegen häusliche Gewalt an Frauen in Vorarlberg. Zudem zeigt sie 

gelingende und hemmende Faktoren im Interventionssystem und in der Zusammenarbeit auf. 

Dabei werden zum einen die positiven Entwicklungen und Errungenschaften im 

Interventionssystem verdeutlicht als auch die bestehenden Defizite und Möglichkeiten der 

Verbesserung aufgezeigt. Dabei zeigt sich u.a. der Bedarf an Schulungen für die 

verschiedenen Professionsgruppen im Interventionssystem als auch ein Defizit an Zugängen 

und Vernetzungen im medizinischen Bereich.  

Schlagwörter: Häusliche Gewalt, Gewalt gegen Frauen, Multi-institutionelle 

Zusammenarbeit, Interventionssystem, Klinische Soziale Arbeit, Justiz, Polizei, 

Gesundheitswesen, Macht, Kritische Diskursanalyse   
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Abstract 

Multi-institutional cooperation for the protection and support of women 

affected by violence in Vorarlberg 

Clinical social work in cooperation with the judiciary, the police and the health care system 

More than 25 years ago, in May 1997, a clear stance against violence against women was set 

in Austria with the Violence Protection Act. Nevertheless, the numbers of incidents of domestic 

violence against women are still alarmingly high. The legal situation in Austria is considered 

progressive, but the implementation of the laws is repeatedly criticized. (Baer 2010, p. 556). 

In order to find out what is needed for the successful protection of women against violence, it 

is necessary to talk to experts in this field.  

Therefore, this study investigated the multi-institutional cooperation for the protection and 

support of women affected by violence in Vorarlberg and explored which factors, from the 

experts' point of view, complicate or facilitate the support of women affected by violence. In 

order to examine this topic, interviews with experts in the field of social work, justice, police 

and health care were conducted. Since domestic violence against women is a problem for 

society as a whole (Carstensen 2018, p. 52), this research was conducted using Jäger's 

Critical Discourse Analysis. (Jäger 2015) 

The paper provides an overview of the organization of multi-institutional cooperation against 

domestic violence against women in Vorarlberg. In addition, it shows successful and inhibiting 

factors in the intervention system and in the cooperation. The positive developments and 

achievements in the intervention system are clarified but also the existing deficits and 

possibilities for improvement are pointed out. Among other things, the need for training for the 

various professional groups in the intervention system is highlighted as well as the deficit of 

access and networking in the medical field.  

Keywords: Domestic Violence, Violence Against Women, Multi-Institutional Cooperation, 

Intervention System, Clinical Social Work, Justice, Police, Health Care, Power, Critical 

Discourse Analysis  
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1. Einleitung 
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1.1 Ausganglage 

Häusliche Gewalt gegen Frauen ist derzeit ein hochaktuelles Thema. Insbesondere mit 

Aufkommen der Corona-Pandemie hat die Problematik an Aufmerksamkeit gewonnen. Die 

Lage von gewaltbetroffenen Frauen hat sich während der Lockdowns deutlich verschlimmert, 

und ungleiche Geschlechterverhältnisse wurden verschärft. Dennoch ist es nicht die Corona-

Pandemie, die die Gewalt erzeugt, sondern die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, in 

welchen Frauen immer noch diskriminiert werden. (Fraißler 2021) 

Die geschlechtsspezifische Gewalt an Frauen zeigt sich auch in der hohen Anzahl an 

Frauenmorde. So fanden im Jahr 2021 in Österreich 29 Frauenmorde, meist durch den  

(Ex)-Partner oder ein Familienmitglied statt. Im Jahr 2018 kam es zu dem erschreckenden 

Höchststand von 41 Frauenmorden. (AÖF 2020) Österreich hat mit der Etablierung des 

Gewaltschutzgesetzes im Jahr 1997 eine klare Haltung gegen Gewalt an Frauen gesetzt. Die 

Gesetzeslage gilt bis heute als fortschrittlich, die Umsetzung der Gesetze steht dabei jedoch 

immer wieder in Kritik (Baer 2010, S. 556). 

Schon mit Etablierung des Gewaltschutzgesetzes stand dabei fest, dass Gewalt gegen 

Frauen nur in Zusammenarbeit verschiedener Institutionen gelöst werden kann. Im Fokus 

stand dabei von Anfang an die Zusammenarbeit der Opferschutzeinrichtungen mit der Polizei 

und auch mit der Justiz. (Logar 1998, S. 93) Spätestens mit Etablierung eines Gesetzes zur 

Verpflichtung von Opferschutzgruppen in Krankenhäusern im Jahr 2011 (KAKuG, §8e) wurde 

auch die Rolle des Gesundheitswesens bei der Problematik der häuslichen Gewalt 

verdeutlicht. Darüber hinaus beteiligen sich noch weitere Institutionen an der Problematik, wie 

beispielsweise Gewaltberatungsstellen oder die Kinder- und Jugendhilfe.  

Auch in der Istanbul-Konvention, dem Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt, wird die Wichtigkeit einer 

behörden- und institutionsübergreifenden Zusammenarbeit und ein ausgebautes 

Fachkräft*innennetzwerk gefordert. Österreich ist durch die Ratifizierung der Istanbul-

Konvention somit verpflichtet, ausreichend Maßnahmen für eine gelingende Zusammenarbeit 

zu setzen (Istanbul-Konvention, Artikel 18, 51). 

Klinische Soziale Arbeit nimmt hierbei eine wichtige Stellung ein, indem sie die Klient*innen 

gemäß ihres bifokalen Blicks nicht isoliert, sondern immer in Zusammenhang mit ihrer Umwelt 

wahrnimmt. Sie agiert dabei gemeinsam mit den Klient*innen, ihren sozialen Netzwerken und 

den beteiligten Institutionen und Professionen und strebt Ansätze zur Veränderung von 

sozialen Strukturen an. (Pauls 2013b) 
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1.2 Erkenntnisinteresse 

Um herauszufinden, was es für einen gelingenden Gewaltschutz von Frauen bedarf, muss mit 

den Expert*innen aus diesem Feld gesprochen werden. Daher soll in vorliegender 

Forschungsarbeit das in Vorarlberg bestehende Interventionssystem gegen häusliche Gewalt 

aus Sicht der beteiligten Expert*innen erforscht werden. Ziel ist es dabei herauszufinden, wie 

sich die multi-institutionelle Zusammenarbeit zum Schutz und der Unterstützung von 

gewaltbetroffenen Frauen in Vorarlberg gestaltet. Zudem soll mit den Expert*innen über die 

fordernden und hemmenden Faktoren im Interventionssystem gesprochen werden.  

Um dies zu erforschen, wurden Expert*inneninterviews mit Professionellen aus dem 

Interventionssystem gegen häusliche Gewalt geführt. Das dabei bestehende System ist 

institutionell breit aufgestellt. Da der Einbezug aller beteiligten Institutionen den Rahmen der 

vorliegenden Forschungsarbeit sprengen würde, ist der Fokus auf die Zusammenarbeit 

zwischen den Opferschutzeinrichtungen für Frauen mit der Justiz, Polizei und dem 

Gesundheitswesen gelegt worden.  

Da häusliche Gewalt gegen Frauen ein gesamtgesellschaftliches Problem darstellt und dabei 

immer in Wechselwirkung mit Machtstrukturen steht (Carstensen 2018, S. 52), wurde die 

vorliegende Forschungsarbeit anhand der Kritischen Diskursanalyse nach Jäger 

durchgeführt. Diese betrachtet den untersuchten Gegenstand eingebettet in den 

gesamtgesellschaftlichen Diskurs, welcher von Normen, Machtverhältnissen und historischen 

Rahmenbedingungen geprägt ist. (Jäger 2015, S. 170–171)  

1.3 Forschungsfragen 

Auf Grundlage der beschriebenen Themenstellung und Zielsetzung ergeben sich folgende 

Forschungsfragen:  

• Wie gestaltet sich die multi-institutionelle Zusammenarbeit zwischen der Sozialen 

Arbeit mit der Justiz, Polizei und dem Gesundheitswesen zum Schutz und der 

Unterstützung von gewaltbetroffenen Frauen in Vorarlberg? 

• Welche Faktoren erschweren beziehungsweise erleichtern die Unterstützung von 

gewaltbetroffenen Frauen aus Sicht der Sozialen Arbeit, Justiz, Polizei und dem 

Gesundheitswesen?  

Dazu wurden die folgenden Unterfragen erarbeitet: 

- Welche Formen der multi-institutionellen Zusammenarbeit bestehen zwischen der 

Sozialen Arbeit, Justiz, Polizei und dem Gesundheitswesen in Bezug auf das 

Problem der häuslichen Gewalt an Frauen?  
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- Welche Machtverhältnisse zeigen sich im Interventionssystem gegen häusliche 

Gewalt an Frauen? 

- Inwieweit gelingt die multi-institutionelle Zusammenarbeit in Vorarlberg und welche 

sind die Begrenzungen? 

- Welcher Auftrag ergibt sich in diesem Zusammenhang für die Klinische Soziale 

Arbeit? 

1.4 Aufbau und Struktur der Arbeit 

Die vorliegende Forschungsarbeit ist in 5 Hauptkapitel gegliedert. Im vorliegenden Teil 1 

wurden die Ausgangslage, das Erkenntnisinteresse und die damit verbundenen 

Forschungsfragen als auch der hier beschriebene Aufbau der Arbeit erläutert.  

Im darauffolgenden Teil 2 ist der diskursive Kontext des untersuchten Diskursstranges 

dargestellt. Dabei wird vorerst auf die Problematik der häuslichen Gewalt im 

Geschlechterverhältnis und die für den Diskursstrang relevanten rechtlichen 

Rahmenbedingungen eingegangen. Darauffolgend wird die professionelle Unterstützung 

gewaltbetroffener Frauen als Handlungsfeld Klinischer Sozialer Arbeit thematisiert. 

Abschließend wird auf die Bündnisse, Projekte und involvierten Institutionen in der multi-

institutionellen Zusammenarbeit eingegangen.  

In Teil 3 wird das Empirische Vorgehen der vorliegenden Forschungsarbeit transparent 

gemacht. Dabei wird vorerst der theoretische Rahmen und anschließend die Methodologie 

der Kritischen Diskursanalyse erläutert. Darauffolgend wird der Vorgang der Datenerhebung 

und Datenanalyse aufgezeigt und abschließend auf die dabei einfließende Forschungsethik 

eingegangen.  

In Teil 4 folgt die Empirische Auswertung. Diese ist, orientiert an der Methodologie der 

Kritischen Diskursanalyse, in die Struktur-, Fein- und Machtanalyse aufgeteilt (Jäger 2015, S. 

99).  

Im letzten Teil 5 sind die Schlussfolgerungen der vorliegenden Forschung dargestellt. Dabei 

sind zuerst die Zusammenfassung und Reflexion der Forschungsfrage in Form einer 

Gesamtanalyse und abschließend die Schlussfolgerungen für die Klinische Soziale Arbeit 

dargestellt.  
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2. Diskursiver Kontext 
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2.1 Gewalt im Geschlechterverhältnis 

Häusliche Gewalt an Frauen ist kein individuelles, sondern ein gesellschaftliches Problem, 

welches durch patriarchale Gesellschaftsstrukturen und den damit verbundenen ungleichen 

Machtverhältnissen zwischen Männern und Frauen bedingt ist. (Carstensen 2018, S. 52) Die 

stetige Rekonstruierung von Männlichkeit durch häusliche Gewalt gegen Frauen ist sowohl 

theoretisch als auch empirisch belegt. (Brzank 2012, S. 29–30) Auch in der Istanbul-

Konvention1 wird festgehalten, dass häusliche Gewalt an Frauen „der Ausdruck historisch 

gewachsener ungleicher Machtverhältnisse zwischen Frauen und Männern ist, die zur 

Beherrschung und Diskriminierung der Frau durch den Mann und zur Verhinderung der 

vollständigen Gleichstellung der Frau geführt haben“. (Istanbul-Konvention, Präambel) Hier 

knüpft auch der Begriff des Femizids an, welcher die Ermordung von Frauen aufgrund ihres 

weiblichen Geschlechtes beschreibt. (AKFe.In 2019, S. 94, 97). 

Die beschriebenen Rollenzuschreibungen basieren auf dem Konstrukt der 

Zweigeschlechtlichkeit, das Männern und Frauen gewisse naturgegebene soziale Rollen und 

Verhaltensweisen zuschreibt, welche im Alltag stetig reproduziert werden und somit in Form 

von Alltagswissen verankert sind. Dem hingegen steht das Konzept der 

Geschlechterkonstruktion, welches die Zweigeschlechtlichkeit als sozial konstruiertes und 

historisch gewachsenes Bild der Geschlechter betrachtet. (Wetterer 2008, S. 126) 

Im vorliegenden Kapitel wird auf die Machtverhältnisse bei häuslicher Gewalt und die damit 

verbundenen patriarchalen Gesellschaftsstrukturen eingegangen. Als theoretische Rahmung 

dient dazu die Machttheorie nach Staub-Bernasconi und der Machtdiskurs nach Foucault 

(Pankofer; Sagebiel 2015; Staub-Bernasconi 2018). Darauffolgend wird auf die patriarchalen 

Gesellschafsstrukturen eingegangen und diese in Verbindung mit häuslicher Gewalt an 

Frauen gesetzt. Dabei werden sowohl die Meilensteine im Gewaltschutz erläutert als auch auf 

die verschiedenen Formen und Auswirkungen von häuslicher Gewalt gegen Frauen 

eingegangen.  

2.1.1 Macht nach Foucault und Staub-Bernasconi 

Von Foucault wird Macht als eine Maschinerie beschrieben, welche durch Wissen, Gesetze 

und Moralvorstellungen gestärkt wird und in den gesellschaftlichen Strukturen und 

Institutionen verankert ist. (Arndt 2020, S. 34) Sie existiert dabei nicht als Einzelnes, sondern 

immer nur im Verhältnis von verschiedenen Instanzen, beispielsweise zwischen zwei oder 

 

1 Istanbul-Konvention: Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt  
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mehreren Personen. Zudem ist sie in menschlichen Gesellschaften immer vorhanden und 

somit sind alle zwischenmenschlichen Beziehungen und auch alle gesellschaftlichen 

Strukturen von Macht geprägt. (Pankofer; Sagebiel 2015, S. 79–80) „Jeder Akt des 

Sprechens, jede Handlung, die als bedeutungsvoll verstanden werden kann, übt 

Machtwirkungen aus.“ (Allolio-Näcke 2020, S. 682) 

Diese Systemabhängigkeit und Veränderbarkeit der Machtverhältnisse wird auch in der 

Systemtheorie nach Staub-Bernasconi beschrieben. Demnach ist, alles was ist, ein System 

oder Teil eines Systems. Individuen können in diesen Systemen anhand von individuellen 

Ressourcen, Machtquellen und sozialen Kontakten ihre Bedürfnisse befriedigen. Wenn 

Bedürfnisse nicht mehr ausreichend befriedigt werden können, entstehen soziale Probleme. 

Dabei nehmen sowohl die Systeme Einfluss auf die Individuen als auch vice versa. Somit sind 

die in den Systemen vorhandenen Machtverhältnisse, wie auch von Foucault beschrieben, 

nicht starr, sondern beeinflussbar und somit veränderbar. (Staub-Bernasconi 2018, S. 212, 

158–159)  

Sowohl Foucault als auch Staub-Bernasconi betonen, dass Machtausübungen nicht per se 

etwas Negatives sind, sondern auch produktiv eingesetzt werden können. (Pankofer; Sagebiel 

2015, S. 79; Staub-Bernasconi 2018, S. 406) Machtquellen stellen laut Staub-Bernasconi 

wichtige Ressourcen in zwischenmenschlichen Beziehungen dar (Staub-Bernasconi 2018, S. 

215). Sie unterscheidet dabei zwischen den folgenden fünf Machtquellen: die physische 

Macht, die sozioökonomische Macht, die Artikulationsmacht, die Definitions- und Modellmacht 

und die Positions- und Organisationsmacht. (Staub-Bernasconi 2018, S. 436–437)  

Der Zugang zu diesen Machtquellen ist nicht nur von individuellen Faktoren abhängig, 

sondern auch von den vorhandenen sozialen Regeln eines Systems. Staub-Bernasconi 

differenziert dabei zwischen illegitimen sozialen Regeln in Form von Behinderungsmacht und 

legitimen sozialen Regeln in Form von Begrenzungsmacht. Durch illegitime 

Behinderungsmacht wird bestimmten Personengruppen der Zugang zu Ressourcen und 

Machtquellen verwehrt und somit deren Bedürfnisbefriedigung verhindert. Dadurch entsteht 

sowohl eine Unrechtsordnung wie auch soziale Ausgrenzung. Legitime Begrenzungsmacht 

stellt ebenfalls eine Ungleichheitsordnung dar, schafft jedoch soziale Gerechtigkeit, indem 

eine faire Verteilung von Ressourcen und Machtquellen hergestellt, und somit die 

Bedürfnisbefriedigung aller Beteiligten gesichert werden kann. (Staub-Bernasconi 2018, S. 

216, 414, 418) Die beschriebene illegitime Behinderungsmacht zeigt sich durch die 

Diskriminierung von Frauen in patriarchalen Gesellschaftsstrukturen, auf welche im 

Folgenden eingegangen wird.   
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2.1.2 Patriarchale Gesellschaftsstrukturen  

Patriarchat bedeutet wörtlich übersetzt im Ursprung ein Vater (von Werlhof 2010, S. 143). 

Herkömmlich war der Begriff auf die Macht des Vaters als männliches Oberhaupt der Familie 

bezogen. Diese Reduzierung auf die familiäre Sphäre wurde allmählich auf alle 

gesellschaftlichen Bereiche ausgedehnt. Das Patriarchat beschreibt daher die Unterdrückung 

und Diskriminierung von Frauen in allen anderen Bereichen der Gesellschaft, u.a. der 

Erwerbsarbeit, der Reproduktionsarbeit, der staatlichen Regelung von Beziehungen, Gewalt 

und Kultur. Männer befinden sich dabei in einer überlegenen Machtposition gegenüber 

Frauen, und Männlichkeit wird als Norm festgelegt. Durch die damit entstehende ökonomische 

Ungleichheit zwischen den Geschlechtern geraten Frauen schneller in 

Abhängigkeitsverhältnisse. Es handelt sich dabei nicht um eine naturgegebene, sondern eine 

von Menschen konstruierte Ordnung. (Cyba 2010, S. 17, 19)  

Der Staat kann sich für eine gerechtere Verteilung von Ressourcen zwischen den 

Geschlechtern einsetzen. Staatliche Institutionen können als soziale Absicherungen für 

Frauen dienen und somit zur Unabhängigkeit gegenüber dem männlichen Geschlecht 

beitragen. Diese Möglichkeit gewinnt insbesondere durch den Rückgang von traditionellen 

Familienformen und die steigende Anzahl von Frauen in der Arbeitswelt an Bedeutung. 

Staatliche Institutionen sind jedoch ebenfalls patriarchal geprägt und orientieren sich an den 

Lebensrealitäten von Männern. In diesem Zusammenhang wird auch von der Verlagerung von 

einem privaten Patriarchat hin zu einem öffentlichen Patriarchat gesprochen. Somit können 

staatliche Institutionen zu der Verstärkung von patriarchalen Strukturen beitragen. Dennoch 

verfügt der Staat über Ressourcen, um eine Gleichstellung der Geschlechter in der 

Gesellschaft zu fördern. Für diese Gleichberechtigung haben sich Frauen bis heute immer 

wieder eingesetzt. (Cyba 2010, S. 19–20) Im Folgenden wird dafür ein kurzer Überblick über 

entscheidende Meilensteine in Bezug auf Gewalt gegen Frauen gegeben.  

2.1.3 Meilensteine im Gewaltschutz 

Weltweit haben sich Frauen dafür eingesetzt, dass Gewalt an Frauen zu einem öffentlichen 

Problem wird und betroffene Frauen Unterstützung erfahren können. Dabei haben die 

Aktivistinnen die patriarchalen Gesellschaftsstrukturen kritisiert und sich aktiv für das 

Empowerment von Frauen und deren Rechte eingesetzt. Im deutschsprachigen Raum wurde 

dies im Gegensatz zum englischsprachigen Raum nicht von Sozialwissenschaftler*innen, 

sondern von der Frauenbewegung initiiert. Erst mit den 1990er-Jahren beteiligte sich die 

sozialwissenschaftliche Forschung im deutschsprachigen Raum an der Problematik. (Lamnek 
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2013, S. 26–27) Im Folgenden wird auf wichtige Meilensteine der Frauenbewegungen in 

Bezug auf die Problematik der häuslichen Gewalt gegen Frauen kurz eingegangen. 

Das Private wird politisch  

Mit der zweiten Frauenbewegung zwischen den frühen 1960er- und späten 1970er-Jahren 

wurde der Kampf gegen Gewalt an Frauen in den Fokus gerückt. Das bisher tabuisierte 

Problem von häuslicher Gewalt an Frauen wurde aus dem privaten Bereich in die 

Öffentlichkeit gerückt. Das Private wurde politisch. Betroffene Frauen brachten ihre eigenen 

Geschichten an die Öffentlichkeit. In dieser Zeit entstanden die ersten Frauenhäuser, und die 

Mitarbeiterinnen dieser Häuser und Beratungsstellen setzten sich aktiv für Maßnahmen gegen 

Gewalt an Frauen ein. Das erste Frauenhaus entstand 1971 aus dem von Erin Pizzey 

gegründeten Frauenzentrum in London. Auch in den USA, Westeuropa und Australien 

entstanden in den 1970er Jahren die ersten Frauenhäuser. In der alten BRD wurde 1976 das 

erste Frauenhaus in Berlin eröffnet. Darauffolgend im Jahre 1978 etablierte sich in Wien, und 

1979 in der Schweiz das erste Frauenhaus. In den 1990er-Jahren wurden auch in 

Lateinamerika und Osteuropa die ersten Frauenhäuser gegründet. (Brückner 2008, S. 12) In 

dieser Zeit entstand auch das Frauenhaus in Vorarlberg. Das ursprüngliche Vorhaben eines 

autonomen Frauenhauses Ende der 1980er-Jahre konnte hier aufgrund des hohen politischen 

Gegendrucks nicht durchgesetzt werden. Trotzt des hohen Bedarfs gewaltbetroffener Frauen, 

wurde das Problem der häuslichen Gewalt an Frauen in Vorarlberg von Seiten der Politik 

tabuisiert und abgestritten. Ein Frauenhaus passte nicht in das konservativ geprägte 

Vorarlberg. Aufgrund einer hohen Anzahl an schutzsuchenden Frauen setzten sich die 

damalige Frauenreferentin und Brigitte Bitschnau Canal und die Ifs Mitarbeiterin Angelika 

Würbel für eine FrauennotWohnung ein, welche im Jahr 1990 eröffnet wurde und bis heute 

als Frauenhaus in Vorarlberg fungiert. (Wanner 2007, S. 91) Auch wenn die Pionierinnen in 

diesen Zeiten auf viel Widerstand stießen, wurde das Problem von Gewalt gegen Frauen 

erfolgreich in die Öffentlichkeit gebracht und Schutzräume für betroffene Frauen geschaffen. 

(Brückner 2008, S. 12) Im Jahre 1988, 10 Jahre nach der Gründung des ersten Frauenhauses 

in Wien, wurde der Verein Autonomer Österreichischer Frauenhäuser (AÖF) von 

Mitarbeiterinnen der Frauenhäuser gegründet. (Logar 2004, S. 90) Mitte der 1990er-Jahre 

erkannten auch internationale Organisationen, wie die WHO, UNO und EU das Problem der 

häuslichen Gewalt an Frauen als ein zentrales Thema in Bezug auf die Verletzung der 

Menschenrechte und Gesundheit an. (Brückner 2008, S. 12)  

Die Frauenrechtskonvention CEDAW  

Im Jahr 1980 unterzeichnet Österreich die Frauenrechtskonvention CEDAW (Convention on 

the Elimination of All Forms of Discriminiation Against Women), das bisher wichtigste 

Menschenrechtsdokument für Frauen, welches 1979 von den Vereinten Nationen 
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verabschiedet wurde. Die Staaten verpflichten sich mit der Unterzeichnung dazu, sich aktiv 

für die Gleichstellung von Frauen in allen Lebensbereichen einzusetzen. (Bundeskanzleramt 

2022) 

Zusammenarbeit mit Polizei und Justiz 

Die Gründung der Frauenhäuser stellte eine große Errungenschaft dar. Doch sie sind 

„zugleich Symbol der ohnmächtigen Position, in der sich Frauen (...) in unserer Gesellschaft 

befinden, und Orte der Ermächtigung für Frauen“ (Logar 1998, S. 91) Ende der 1980er-Jahre 

empfanden die Mitarbeiterinnen der Frauenhäuser eine große Unzufriedenheit darüber, dass 

so viele Frauen aus dem eigenen Zuhause flüchten und vielerlei soziale Nachteile auf sich 

nehmen mussten, während die Täter verschont blieben. Die Verantwortung von Polizei und 

Justiz wurde zu dieser Zeit stark in den Fokus gerückt. Während bei der Gründung der 

Frauenhäuser die Mitarbeiterinnen noch nicht viel auf die männerdominierten Institutionen 

setzten, da sie dort das Gefühl hatten, nicht viel erreichen zu können, wurde schließlich über 

den Umgang mit dem Problem der häuslichen Gewalt von Seiten der Polizei und Justiz 

diskutiert. Die Frauenhausmitarbeiterinnen kritisierten dabei die Passivität der Einrichtungen, 

als auch deren unsensiblen und frauenfeindlichen Umgang mit Betroffenen. Die Polizei 

reagierte auf die Kritik mit einem Arbeitskreis im Bundesministerium für Inneres und dem 

darauffolgenden Vorschlag von Schulungen für Polizist*innen von Seiten der 

Frauenhausmitarbeiterinnen. Dieser Vorschlag wurde von den Mitarbeiterinnen in 

zweistündigen Schulungen für das Polizeipersonal umgesetzt. Die Mitarbeiterinnen konnten 

trotz der Herausforderungen gemeinsam mit dem Bundesministerium für Inneres und den 

Beamten der Wiener Polizei ein Konzept für Schulungen zum Thema Gewalt in der Familie 

entwickeln. (Logar 2004, S. 90) 

Des Weiteren suchten sie weltweit nach weiteren Modellen, um das Interventionssystem bei 

häuslicher Gewalt zu verbessern. Dazu fand 1992 in Wien die internationale Veranstaltung 

Test the West statt, bei welcher US-amerikanische Modelle vorgestellt wurden. Dabei stießen 

sie auf das Programm DAIP (Domestic Abuse Intervention Project), welches eine koordinierte 

Zusammenarbeit von allen involvierten Institutionen fokussiert. Es wurde eine Studie zu der 

Übertragbarkeit des amerikanischen Modells durchgeführt. Die Vernetzung aller Institutionen 

stieß im deutschen Sprachraum jedoch auch bei Frauenhausmitarbeiterinnen nicht nur auf 

Zuspruch und ließ sich dadurch nur schwer umsetzen. (Logar 2004, S. 91–92) 

Der Grundstein für das Gewaltschutzgesetz 

Ein entscheidender Meilenstein stellte die Menschenrechtskonferenz der Vereinten Nationen 

im Jahr 1993 in Wien dar. Internationalen Frauenorganisationen gelang es, das Thema Gewalt 

gegen Frauen in den Fokus der Konferenz zu rücken. Sie sammelten Unterschriften und 
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ließen betroffene Frauen zu Wort kommen, um aufzuzeigen, dass Frauen weltweit von 

verschiedenen Formen von Gewalt betroffen sind. Mit der Kampagne Frauenrechte sind 

Menschenrechte konnten sie aufzuzeigen, dass Gewalt auch im privaten Bereich eine 

Menschenrechtsverletzung darstellt und die Staaten dafür verantwortlich sind, sich gegen 

diese einzusetzen. Die Konferenz ermöglichte eine wichtige Grundlage für die Verbesserung 

der Frauenrechte. Dabei entstand u.a. eine Arbeitsgruppe mit dem Ziel, einen besseren 

Rechtsschutz bei Gewalt gegen Frauen zu erarbeiten. Das Ergebnis dieser Arbeitsgruppe 

stellte das im Jahr 1997 eingeführte Gewaltschutzgesetz dar. (Logar 2004, S. 92–94) 

Das Gewaltschutzgesetz 1997  

Mit der Etablierung der Frauenhäuser fanden Frauen zwar Schutz und Unterstützung bei 

häuslicher Gewalt, dennoch wurde deutlich, dass die Täter für ihre Straftaten zur 

Verantwortung gezogen werden müssen. Es gab kaum rechtliche Möglichkeiten den Täter 

aus der Wohnung zu weisen. Frauen mussten oftmals sehr lange Zeit in den Frauenhäusern 

bleiben, da sie anderweitig keinen Schutz erfuhren. Täter wurden, wenn überhaupt, nur bei 

massiven Gewaltausübungen aus der Wohnung gewiesen und den Frauen wurde durch victim 

blaiming eine hohe Verantwortung an den Taten zugeschrieben. (Logar 1998, S. 91–92) 

Dabei wurde die Verantwortlichkeit des Staates und auch der Bedarf eines Gesetzes zum 

Schutz vor der Gewalt deutlich. Der Staat ist verpflichtet, Interventionen gegen die Gewalt an 

Frauen zu setzen. (Müller 2010, S. 668) 

Aufgrund der unzureichenden Gesetze wurde die Arbeitsgruppe zur Verbesserung des 

Schutzes vor Gewalt im Jahr 1994 von der Bundesregierung beauftragt, einen neuen 

Gesetzesentwurf zum Schutz vor Gewalt zu erarbeiten. (Logar 1998, S. 93) Dabei war nicht 

nur der Entwurf an sich neu, sondern auch die Art und Weise an diesem zu arbeiten. Die multi-

institutionelle Zusammenarbeit stand dabei von Anfang an im Fokus, welche bereits in den 

Arbeitsgruppen und somit auch bei der Erstellung des Gesetzesentwurfs umgesetzt wurde. In 

den Arbeitsgruppen wurde stets interdisziplinär gearbeitet, und es wurden neben dem Entwurf 

des Gesetzes auch weitere Maßnahmen und Rahmenbedingungen entworfen. Denn die 

Gesetzesänderungen können nicht allein stehen, sondern müssen in einem Gesamtkonzept 

eingebettet sein. An den Arbeitsgruppen beteiligten sich sowohl die Ziviljustiz, Strafjustiz, 

Polizei und die Interventionsstellen wie auch Vertreterinnen des Vereins AÖF. Letztgenannte 

rückten insbesondere die Rechte und den Schutz der Opfer in den Fokus. (Logar 1998, S. 93; 

Dearing 2005, S. 66)  

Das erste Gewaltschutzgesetz trat im Mai 1997 in Kraft (Dearing 2005, S. 54). 

Gesetzesänderungen auf strafrechtlicher Ebene stellten sich zu damaliger Zeit als große 

Hürde dar, denn die dort vorhandenen Strukturen und Denkweisen waren, trotzt der diversen 
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Vorschläge der beteiligten Frauen, noch nicht offen für eine Änderung in Richtung einer 

Geschlechterdemokratie. Auf zivilrechtlicher Ebene gelangen in Zusammenarbeit mit der 

Exekutive jedoch entscheidende Reformen. Zentral sind dabei die Polizeiliche Wegweisung 

und die Einstweilige Verfügung zum Schutz vor Gewalt in der Familie, auf welche im 

Folgenden kurz eingegangen wird. (Logar 1998, S. 94) 

Polizeiliche Wegweisung und Anordnung eines Betretungsverbotes: 

Mit dem ersten Gewaltschutzgesetz wurde es möglich, Täter von häuslicher Gewalt aus ihrer 

Wohnung wegzuweisen. Doch auch dieser Vorschlag stieß auf erheblichen Widerstand in den 

patriarchalen Gesellschaftsstrukturen. So beriefen sich Gegner des neuen Gesetzesentwurfs 

auf die Grundrechte (des Mannes), sich in seiner eigenen Wohnung aufhalten zu dürfen. Sie 

vergaßen dabei jedoch, dass Grundrechte ebenso für Frauen gelten. Auch wenn in der 

Formulierung des Wegweiserechtes die Verhältnismäßigkeit bei einer Wegweisung 

schließlich stark betont wurde, gelang es den Gegnern nicht, den neuen Gesetzesentwurf zu 

verhindern, was einen großen Fortschritt in den patriarchal geprägten Strukturen darstellte. 

(Logar 1998, S. 93–95) Mit dem im Sicherheitspolizeigesetz (SPG) festgelegten 

Wegweiserecht, wurde es der Polizei ermöglicht, einer Person, welche häusliche Gewalt 

ausgeübt hat oder von welcher Gewalt zu drohen scheint, den Zutritt zu der Wohnung und 

deren unmittelbaren Umgebung zu verwehren. (Logar 1998, S. 95) Dabei wurde auch rechtlich 

verankert, dass die Polizei bei einer Wegweisung dazu verpflichtet ist, das Gewaltopfer über 

geeignete Opferschutzeinrichtungen2 zu informieren. Zudem ermöglicht das 

Gewaltschutzgesetz, dass die Exekutive die Daten der betroffenen Personen an die 

Interventionsstellen weitergeben darf. Somit können die Interventionsstellen auf die Opfer 

nach dem Einschreiten der Polizei direkt zukommen. (Dearing 2005, S. 61, 63–64) 

Einstweilige Verfügung zum Schutz vor Gewalt: 

Die gefährdete Person kann zudem nach der Exekutionsordnung (EO) eine Einstweilige 

Verfügung zum Schutz vor Gewalt beantragen, welche dem Täter das Betreten der Wohnung 

und auch die Annäherung an die gefährdete Person untersagt. Ein solches Betretungs- und 

Annäherungsverbot konnte bereits vor dem ersten Gewaltschutzgesetz beantragt werden. 

Neu war dabei jedoch, dass die Einstweilige Verfügung schließlich in Form einer Exekution 

beantragt werden kann, was eine sofortige Ausführung der Maßnahmen und somit auch einen 

direkten Schutz der Opfer ermöglicht. Zudem konnte vor der Reform eine Einstweilige 

Verfügung nur in Verbindung mit einem Scheidungsverfahren gestellt werden. Mit dem neuen 

 

2 Geeignete Opferschutzeinrichtungen sind jene Einrichtungen, welche von dem Bundesministerium für 
Inneres als Opferschutzeinrichtungen gefördert werden (Dearing 2005, S. 61).  
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Gewaltschutzgesetz wurde der Antrag auf eine Einstweilige Verfügung von dem Bestehen 

einer Ehe losgelöst. (Dearing 2005, S. 56; Logar 1998, S. 96–97) 

Interventionsstellen: 

Bei der Umsetzung des neuen Gesetzes spielten die Interventionsstellen eine wichtige Rolle. 

Die Arbeitsgruppe Interventionsstellen, welche von den Vertreterinnen der Frauenhäuser 

geleitet wurde, diente dazu, die Interventionen der verschiedenen Institutionen besser zu 

koordinieren, und gewinnbringende Begleitmaßnahmen zu dem Gesetzesentwurf zu 

entwerfen. (Logar 1998, S. 93) Dabei entstanden auch Interventionsstellen von Seiten der 

Sozialen Arbeit. Diese wurden von Mitarbeiterinnen von Frauenberatungsstellen und 

Frauenhäusern geschaffen und haben sowohl die individuelle als auch die institutionelle 

Interessensvertretung der Opfer zum Ziel. Auf der Mikroebene beraten die Interventionsstellen 

die Opfer auf psychosozialer und rechtlicher Ebene. Auf der Mesoebene setzen sie sich für 

eine gelingende Kooperation der involvierten Behörden und Institutionen ein, und auf 

Makroebene bringen sie – basierend auf ihrer Arbeit und den Belangen der Opfer – bei dem 

Bundesministerium für Inneres Vorschläge für einen verbesserten Gewaltschutz ein. Seit 

1999 gibt es in Österreich in allen Bundesländern eine Interventionsstelle gegen Gewalt in der 

Familie. (Dearing 2005, S. 60; Logar 1998, S. 98) Im Jahr 1999 wurde in Feldkirch vom Ifs die 

die Ifs-Interventionsstelle - Handeln gegen Gewalt in der Familie3 als erste Interventionsstelle 

in Vorarlberg etabliert (Wanner 2007, S. 93).  

Schulungsmaßnahmen für die Exekutive: 

Um die Gesetze in der Praxis umsetzen zu können, waren die Schulungen der Exekutive von 

Seiten der Fraueneinrichtungen essenziell. Denn ohne ein Umdenken bei und ein Verständnis 

von dem Phänomen der männlichen Gewalt an Frauen auf exekutiver Ebene war die 

Umsetzung des neuen Gesetzes nicht möglich. (Dearing 2005, S. 54–55) Die Schulungen 

sollten die Dynamik von Gewaltbeziehungen und die Lage, in welcher sich Opfer von 

häuslicher Gewalt befinden, verdeutlichen. Insbesondere sollte ein Verständnis dafür 

geschaffen werden, dass die Täter die Verantwortung für die Gewalttaten trifft und nicht die 

Opfer. Dies stellte sich, wie bereits oben beschrieben, auf Ebene der Exekutive als ein 

schwerfälliger Prozess dar, denn die vorhandenen patriarchalen Strukturen waren bei den 

Polizist*innen, welche zu dieser Zeit zu 92% aus Männern bestanden, stark verankert. Den 

Hausherren aus seinem eigenen Haus oder den Bauern von seinem eigenen Hof zu 

verweisen, war für viele Beamte in dem konservativen Österreich noch unvorstellbar. (Dearing 

2005, S. 65–66; Logar 1998, S. 98–99)  

 

3 Heute: Ifs Gewaltschutzstelle 
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2.1.4 Häusliche Gewalt gegen Frauen  

Unter häuslicher Gewalt werden „alle Handlungen körperlicher, sexueller, psychischer oder 

wirtschaftlicher Gewalt, die innerhalb der Familie oder des Haushalts oder zwischen früheren 

oder derzeitigen Eheleuten oder Partnerinnen beziehungsweise Partnern vorkommen, 

unabhängig davon, ob der Täter beziehungsweise die Täterin denselben Wohnsitz wie das 

Opfer hat oder hatte“ (Istanbul-Konvention Artikel 3) verstanden.  

Häusliche Gewalt an Frauen ist somit nicht an den Wohnsitz gebunden und kann in 

verschiedenen Formen auftreten. Sie kann von Familienmitgliedern, (Ex-)Partnern, 

Ehemännern oder auch Bekannten und Mitbewohner*innen ausgehen. Die von Partnern 

ausgehende Gewalt spiegelt dabei insbesondere die Geschlechterhierarchie wider. (Brzank 

2012, S. 29) 

Formen häuslicher Gewalt  

In der Istanbul-Konvention wird zwischen physischer, sexualisierte, psychischer und 

ökonomischer Gewalt unterschieden (Istanbul-Konvention, Artikel 3). In der Literatur werden 

diese drei Formen mit der sozialen Gewalt ergänzt. (Brzank 2012, S. 31–32) Die 

verschiedenen Gewaltformen kommen dabei meist nicht einzeln vor, sondern sind in ein 

multidimensionales Machtsystem verwickelt. Dabei werden unterschiedliche Formen von 

Gewalt eingesetzt, welche sich wiederum wechselseitig stärken und der Frau immer mehr 

Handlungsspielraum entziehen und Abhängigkeiten erzeugen. Die Täter setzen dabei 

unterschiedliche Machtquellen ein, welche sich wiederum gegenseitig stärken. Aus dieser 

Gewaltspirale zu entfliehen, kann für die betroffenen Frauen nahezu unmöglich werden. 

(Brzank 2012, S. 31) Im Folgenden wird auf die verschiedenen Formen häuslicher Gewalt 

eingegangen. 

Psychische Gewalt 

Bei psychischer Gewalt wird mit Hilfe von nonverbaler und verbaler Kommunikation Macht 

über das Opfer ausgeübt und somit Kontrolle und Gehorsamkeit erreicht. Psychische Gewalt 

zeigt sich u.a. in Form von Drohungen, verbalen Erniedrigungen, Herstellung von 

Schuldgefühlen, Beleidigungen oder auch der Entzug von Ressourcen, beispielsweise die 

Verwehrung, eine Weiterbildung zu besuchen oder arbeiten zu gehen. (Ueckeroth 2014, S. 

22–23; Brzank 2012, S. 32)  

Physische Gewalt 

Bei physischer Gewalt wird der Körper der Frau von dem Täter direkt verletzt. Dies zeigt sich 

u.a. in Form von Schlägen, Schubsen, Stoßen, Würgen, Anspucken oder auch in Form von 

Angriffen mit Gegenständen oder Waffen. Die Folgen solcher Angriffe können von leichten bis 



15 

 

schweren Verletzungen bis hin zum Tode führen. Mit physischer Gewalt wird eine sofortige 

Unterwerfung der angegriffenen Person erreicht. (Brzank 2012, S. 32; Staub-Bernasconi 

2018, S. 410)  

Sexualisierte Gewalt 

Unter sexualisierter Gewalt wird sowohl sexuelle Belästigung, sexuelle Nötigung, 

Vergewaltigung, sexuelle Ausbeutung und der Zwang zur Prostitution verstanden. Sie zeigt 

sich sowohl in Form von psychischer als auch in Form von physischer Gewalt. (Ueckeroth 

2014, S. 24) Die Verfügbarkeit über den weiblichen Körper, welche durch sexualisierte Gewalt 

erreicht wird, war lange Zeit gesetzlich verankert. So war Vergewaltigung in der Ehe bis 1989 

in Österreich nicht strafbar. Der Mann konnte frei über den Körper der Ehefrau verfügen und 

somit jederzeit gegen ihren Willen sexuelle Handlungen einfordern oder erzwingen. (Kaselitz; 

Lercher 2002, S. 58) 

Ökonomische Gewalt 

Ökonomische Gewalt stellt eine Form von psychischer Gewalt dar. Dabei handelt es sich 

entweder um den Entzug von finanziellen Ressourcen, dem Zwang oder auch dem Verbot 

von Erwerbsarbeit. (Belser; Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich 2010, S. 19) Dabei 

wird eine ökonomische Abhängigkeit gegenüber dem Täter hergestellt, welche dem Täter 

Macht verleiht und es dem Opfer erschwert, sich aus der Gewaltbeziehung zu lösen. (Brzank 

2012, S. 32) 

Soziale Gewalt 

Bei sozialer Gewalt wird das Opfer sozial isoliert, indem Kontakte zu Freund*innen, Bekannten 

und Familie verhindert werden. Dies geschieht durch Kontrolle, Druckmittel, Bloßstellen vor 

anderen Menschen, Entzug des Telefons oder auch durch das Einsperren in das eigene 

Zuhause. Durch den hohen Druck der psychischen Gewalt werden die Opfer meist dazu 

gebracht, soziale Kontakte erst gar nicht mehr aufzunehmen. Durch den Verlust von sozialen 

Kontakten gerät die betroffene Frau in eine starke Abhängigkeit gegenüber ihrem Mann, und 

Hilfe von außen wird deutlich erschwert.  

Mehrfachbelastungen durch häusliche Gewalt an Frauen  

Die beschriebenen Formen von häuslicher Gewalt stellen Machtausübungen dar, welche sich 

behindernd auf die betroffenen Frauen auswirken und diese somit daran hindern ihre 

Bedürfnisse ausreichend befriedigen zu können (Staub-Bernasconi 2018, S. 216). Multiple 

Probleme auf biopsychosozialer Ebene sind Folgen der Gewaltausübungen. Diese 

Problemlagen sind vielseitig und komplex und wirken sich wechselseitig aufeinander aus. In 
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Studien4 und in diversen Literaturquellen5 werden Folgen sowohl auf biologischer, 

psychischer als auch soziokultureller Ebene beschrieben. (Forschungsnetz Gewalt im 

Geschlechterverhältnis 2008, S. 47)  

Auf biologischer Ebene kommt es durch die Gewalt sowohl zu direkten Folgen in Form von 

Verletzungen als auch zu Folgen für die reproduktive Gesundheit. Zudem können chronische 

Schmerzen und Krankheiten entstehen oder die Gewalt auch bis zu einer Ermordung führen. 

Auf psychischer Ebene treten verschiedene psychische Beschwerden, wie beispielsweise 

Gefühle der Erniedrigung, Schlafstörungen oder auch Selbstmordgedanken auf. 

(Österreichisches Institut für Familienforschung an der Universität Wien 2011, S. 152, 154, 

159; Forschungsnetz Gewalt im Geschlechterverhältnis 2008, S. 51, 58) Auf psychischer 

Ebene bedarf es insbesondere auch dem Bewusstsein über mögliche Traumafolgen und 

komplexe Posttraumatische Belastungsstörungen. Insbesondere vor Gericht dürfen diese 

Folgen nicht ausgeblendet, sondern müssen unbedingt mitgedacht werden (Mayrhofer; 

Schwarz-Schlöglmann 2017). Auf sozialer Ebene kommt es durch häusliche Gewalt aufgrund 

von Isolierung der Betroffenen oftmals zu vielerlei Beziehungsabbrüchen und somit dem 

Verlust von sozialen Kontakten. In Verbindung mit einer Trennung oder Scheidung kann es 

zu weiteren Beziehungsabbrüchen kommen. Weitere Folgen sind u.a. ein Arbeitsverlust oder 

eine Arbeitsunfähigkeit, der Wohnungsverlust, der Abbruch von Ausbildungswegen und ganz 

allgemein Armut. (Forschungsnetz Gewalt im Geschlechterverhältnis 2008, S. 62–67; 

Österreichisches Institut für Familienforschung an der Universität Wien 2011, S. 163–164)  

Auffallend ist dabei, dass die soziale Dimension wie auch bei anderen Problematiken 

unterbeleuchtet ist. In einem Teil der Literatur wird nur auf biologische und psychische Folgen 

eingegangen und somit die soziale Dimension ausgelassen. In jener Literatur, in welcher auch 

auf die sozialen Folgen eingegangen wird, sind diese meist separiert zu den gesundheitlichen 

Folgen beschrieben. (Büttner 2020; Belser; Fachstelle für Gleichstellung der Stadt Zürich 

2010, S. 31–35; Forschungsnetz Gewalt im Geschlechterverhältnis 2008, S. 49–75) Auch in 

Studien ist die soziale Dimension laut dem Forschungsnetz Gewalt im Geschlechterverhältnis 

(2008, S. 62) deutlich unterbeleuchtet.  

Dies deckt sich mit der allgemeinen Unterbelichtung der sozialen Dimension bei dem 

Verständnis von Gesundheit und Krankheit. Dahingegen bedarf es jedoch eines 

biopsychosozialen Grundverständnisses. George L. Engel formulierte dafür das 

biopsychosoziale Krankheitsmodell, nach welchem Krankheit immer sowohl von biologischen, 

 

4 Siehe u.a. (Österreichisches Institut für Familienforschung an der Universität Wien 2011, S. 148–165) 
5 Siehe u.a. (Forschungsnetz Gewalt im Geschlechterverhältnis 2008, S. 47–65; Belser; Fachstelle für 

Gleichstellung der Stadt Zürich 2010, S. 29–35; Büttner 2020; Ueckeroth 2014, S. 37–41) 
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psychischen als auch sozialen Faktoren bedingt wird. Diese Ebenen stehen dabei in 

Wechselwirkung zueinander. Auch die WHO fordert ein biopsychosoziales Grundverständnis 

von Gesundheit und Krankheit und damit verbunden eine interdisziplinäre Behandlung. (Pauls 

2013a, S. 17–20) Insbesondere bei häuslicher Gewalt wird deutlich, dass Gesundheit und 

Krankheit immer von biologischen, psychischen und sozialen Faktoren abhängig sind. Wenn 

die soziale Ebene nicht mitbehandelt wird, kann das Problem nicht gelöst werden.  

Zusätzlich zu den bereits angeführten Belastungen, welche aufgrund der Gewaltausübungen 

entstehen, kommen auf Frauen noch weitere Herausforderungen zu, wenn sie den Schritt aus 

der Gewaltbeziehung wagen. Verschiedene Machtausübungen des Täters machen es den 

Frauen schwer machen, aus einer solchen Beziehung überhaupt zu entkommen oder zu dem 

Täter nicht wieder zurückzukehren. Zum einen folgt laut dem Kreislauf der Gewalt nach 

Walker auf die Phase der Gewaltausübungen die Phase des Entschuldigens, welche die 

Frauen daran hindert, sich von dem Partner trotzt seiner Besserungsvorschläge zu lösen. 

Hinzu kommt hierbei noch die spezielle Bindung zu dem Täter. Auch finanzielle 

Abhängigkeiten – und im Falle gemeinsamer Kinder zusätzliche existenzielle 

Herausforderungen als alleinerziehende Mutter – wirken sich erschwerend auf den Schritt aus 

einer Gewaltbeziehung aus. Zudem kommt die erhebliche Angst vor weiteren oder auch 

heftigeren Gewaltausübungen bis hin zu Ermordungen im Falle einer Trennung oder 

Scheidung. Diese Angst ist berechtigt, denn in der Zeit der Trennung kommt es bei häuslicher 

Gewalt zu den meisten Tötungsdelikten. (Brzank 2012, S. 32) Darüber hinaus sind 

gewaltbetroffene Frauen zusätzlich verschiedenen Erwartungen von ihrem sozialen Umfeld, 

den Institutionen und auch der Gesellschaft ausgesetzt. Dabei kann sowohl von den Frauen 

erwartet werden, sich aus der Beziehung zu lösen oder auch dem Täter noch eine Chance zu 

geben. Zu hohe Erwartungen, welche den Frauen die Entscheidungsmacht nehmen, wirken 

sich zusätzlich belastend auf die gewaltbetroffenen Frauen aus. (Logar 2015, S. 9)  

Um gewaltbetroffene Frauen bei diesen Mehrfachbelastungen adäquat zu unterstützen, 

spielen die rechtlichen Rahmenbedingungen und das Interventionssystem gegen häusliche 

Gewalt eine große Rolle, auf welche in den folgenden Kapiteln eingegangen wird.  

2.2 Rechtliche Rahmenbedingungen bei häuslicher Gewalt gegen 
Frauen in Österreich 

In vorliegendem Kapitel wird auf die zentralen gesetzlichen Regelungen in Österreich in Bezug 

auf häusliche Gewalt an Frauen und dem damit verbundenen Interventionssystem 

eingegangen. Dabei wird ein Einblick in die Istanbul-Konvention, das aktuelle 

Gewaltschutzgesetz, die EU-Opferschutzrichtlinien und die Rechtslage bezüglich der 
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Opferschutzgruppen gegeben. Abschließend wird auf die Kritik an der Umsetzung der 

Istanbul-Konvention eingegangen.  

2.2.1 Istanbul-Konvention  

Mit der Ratifizierung der Istanbul-Konvention, dem Übereinkommen des Europarats zur 

Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt, hat Österreich 

im Jahr 2014 das bisher wichtigste europäische Rechtsinstrument gegen Gewalt an Frauen 

unterzeichnet. Damit sind sie verpflichtet, die in der Istanbul-Konvention festgelegten 

Maßnahmen zur Beendigung von Gewalt gegen Frauen umzusetzen. (AÖF 2014, S. 1) In 

Artikel 5 der Istanbul-Konvention ist die Sorgfaltspflicht der Staaten zu dem aktiven Schutz 

von gewaltbetroffenen Frauen verankert. Dieser Schutz gemäß den Vorgaben der Istanbul-

Konvention gilt insbesondere auch für die staatlichen Behörden und alle sonstigen vom Staat 

beauftragten Personen und Einrichtungen. (Istanbul-Konvention, Artikel 5) Im Allgemeinen ist 

festgelegt, dass alle in der Istanbul-Konvention geforderten Maßnahmen in effektiver 

Zusammenarbeit von den beteiligten Einrichtungen, Organisationen und Behörden umgesetzt 

werden sollten und die Rechte der Opfer dabei immer im Mittelpunkt stehen. (Istanbul-

Konvention, Artikel 7) 

2.2.2 Gewaltschutzgesetz  

Seit der Etablierung des ersten Gewaltschutzgesetz im Jahr 1997 gab es einige 

Novellierungen. Im Folgenden wird kurz auf die aktuelle Gesetzeslage der Polizeilichen 

Wegweisung und der Einstweiligen Verfügung als auch auf die zentralen Neuerungen des 

dritten Gewaltschutzgesetz eingegangen.  

Das aktuelle Betretungs- und Annäherungsverbot gilt für 14 Tage. Wenn die gefährdete 

Person in dieser Zeit einen Antrag auf eine Einstweilige Verfügung stellt, wird das Betretungs- 

und Annäherungsverbot bis zu dem Entscheid des Gerichtes verlängert (SPG §38a, Abs. 10). 

Eine Einstweilige Verfügung wird bei unzumutbarem Zusammenleben für 6 Monate, und bei 

unzumutbarem Zusammentreffen für 1 Jahr verhängt (EO §3823). Während das 

Betretungsverbot von der Exekutive auch ohne Zustimmung der Opfer durchgesetzt werden 

kann, kann eine Einstweilige Verfügung zum Schutz vor Gewalt nur durch die gefährdete 

Person erteilt werden. Das Betretungsverbot und die Einstweilige Verfügung wurden dabei 

aufeinander abgestimmt, sodass ein durchgehender Schutz gewährleistet werden kann. 

Beide Rechtsmittel können jedoch auch allein stehen. Für die Durchsetzung der rechtlichen 

Maßnahmen bedarf es einer engen Kooperation der Exekutive mit der Sozialen Arbeit und 

dem Familiengericht. (Dearing 2005, S. 57–58; Forschungsnetz Gewalt im 

Geschlechterverhältnis 2008, S. 245) 
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Mit dem dritten Gewaltschutzgesetz wurde das Betretungsverbot mit dem Annäherungsverbot 

ergänzt. Dadurch darf sich der Täter bei einer Polizeilichen Wegweisung, zusätzlich zu dem 

Betretungsverbot, der gefährdeten Person im Umkreis von 100 Metern nicht annähern. 

(Gewaltschutzgesetz 2019, Artikel 1) Darüber hinaus können mit dem neuen 

Gewaltschutzgesetz von der Exekutive bei Bedarf Sicherheitspolizeiliche Fallkonferenzen 

einberufen werden. (Gewaltschutzgesetz 2019, Artikel 1) Auch das Strafmaß wurde im neuen 

Gewaltschutzgesetz erhöht (Gewaltschutzgesetz 2019, Artikel 4). Diese Änderung wurde von 

Expert*innen mehrfach kritisiert, da höhere Straftaten die Täter nicht von der Gewalt abhalten 

und den Opfern die Hemmschwelle einer Anzeige der Gewalt erhöhen. Anstatt einer 

Straferhöhung sollten die bestehenden gesetzlichen Möglichkeiten besser ausgeschöpft, und 

somit Freisprüche der Täter verhindert werden. (Ertl 2019, S. 1) Eine weitere wichtige 

Novellierung stellt die verpflichtende Gewaltpräventionsberatung für Täter von häuslicher 

Gewalt dar (Gewaltschutzgesetz 2019, Artikel 1). Diese wird von Seiten der Frauen- und 

Mädchenberatungsstellen begrüßt, da die Täter dadurch mehr Konsequenzen für ihre Taten 

spüren und Verantwortung übernehmen müssen. Dennoch wird kritisiert, dass dies nicht 

ausreichend ist und weitere Maßnahmen, wie beispielsweise Anti-Gewalttrainings, greifen 

sollten. (Ertl 2019, S. 2–3) 

2.2.3 EU-Opferschutzrichtlinien 

Die seit 2015 geltenden EU-Opferschutzrichtlinien dienen dem Schutz von Opfern von 

kriminellen Taten. Dabei wird die Notwendigkeit des besonderen Schutzes von 

gewaltbetroffenen Frauen und ihren Kindern aufgrund des „hohen Risikos von sekundärer und 

wiederholter Viktimisierung, Einschüchterung und Vergeltung“ (EU-Opferschutzrichtlinie, 

Absatz 17) betont. (Logar 2015, S. 7) Um eine sekundäre Viktimisierung zu verhindern und 

Vertrauen in die Behörden von Seiten der gewaltbetroffenen Frauen zu schaffen, wird ein 

koordiniertes Vorgehen der Behörden, welches an die Situation der Opfer angepasst ist, 

gefordert:  

Das Risiko einer sekundären und wiederholten Viktimisierung, der Einschüchterung und der Vergeltung 

entweder durch den Straftäter oder infolge der Teilnahme am Strafverfahren sollte begrenzt werden, 

indem Verfahren auf koordinierte und respektvolle Weise so durchgeführt werden, dass die Opfer 

Vertrauen in die Behörden fassen können. Die Interaktion mit den zuständigen Behörden sollte dem Opfer 

so leicht wie möglich gemacht und unnötige Interaktion sollte vermieden werden(...) (EU-

Opferschutzrichtlinie, Absatz 53) 

Um ausreichend Schutzmaßnahmen gewährleisten zu können wird zudem gefordert, dass zur 

Einschätzung der Gefährdung bei allen Opfern eine individuelle Begutachtung durchgeführt 

wird. (Logar 2015, S. 7) 
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2.2.4 Gesetzeslage zu Opferschutzgruppen 

Im Jahr 2011 wurden alle Akutkrankenhäuser durch das Krankenanstalten- und 

Kuranstaltengesetz (KAKuG, §8e) dazu verpflichtet, eine OSG für volljährige Personen, 

welche von häuslicher Gewalt betroffen sind, einzurichten. Kinderschutzgruppen sind bereits 

seit 2004 gesetzlich verankert. Aufgaben der OSG sind zum einen die Erkennung von 

häuslicher Gewalt als auch die Sensibilisierung des Ärzt*innen- und Pflegepersonals. Wichtig 

ist dabei die Anerkennung von häuslicher Gewalt als Gesundheitsproblem. U.a. werden dabei 

Fort- und Weiterbildungen für Krankenhauspersonal empfohlen, welche durch ein 

interdisziplinäres Team mit internen und externen Fachpersonal geschult werden. Die 

Mitarbeiter*innen der Krankenhäuser erlangen dadurch spezifisches Fachwissen über 

häusliche und sexuelle Gewalt und erweitern so ihre Handlungskompetenzen in Bezug auf 

die Erkennung von häuslicher Gewalt. Darüber hinaus sollten die Krankenhäuser ihren 

Patient*innen vermitteln, dass sie an diesem Ort Ansprechpersonen für häusliche Gewalt und 

Unterstützung finden. Dies kann in Form von Plakaten und Informationsflyern geschehen. Um 

strukturiert Unterstützung leisten zu können, wurde von der Gesundheit Österreich GmbH 

eine Toolbox6 für OSG erstellt. (Gesundheit Österreich GmbH 2022a, 2022b, 2022c, 2022d) 

2.2.5 Kritik an der Umsetzung der Istanbul-Konvention  

Es zeigt sich, dass für den Schutz und die Unterstützung von gewaltbetroffenen Frauen 

ausreichend Gesetze und Richtlinien vorhanden sind. Oftmals scheitert es jedoch an deren 

Umsetzung. Die Umsetzung der Maßnahmen gegen Gewalt an Frauen wird immer wieder von 

Organisationen kritisiert. Insbesondere bei neuen Gesetzesentwürfen nehmen soziale 

Einrichtungen Stellung zu den Vorschlägen. 

Inwieweit die Maßnahmen der Istanbul-Konvention in Österreich tatsächlich umgesetzt 

werden, wurde von einer Gruppe von Expert*innen aus verschiedenen Organisationen in 

Österreich, der Group of Experts on Action against Violence against Women and Domestic 

Violence (GREVIO) evaluiert. Die Ergebnisse und damit verbundenen Empfehlungen sind in 

dem im Jahr 2016 veröffentlichten GREVIO-Schattenbericht verschriftlicht. (AÖF; IST 2016, 

S. 1) In diesem wird u.a. die unzureichende Zusammenarbeit der involvierten Institutionen in 

Österreich kritisiert (AÖF; IST 2016, S. 62). Zudem wird auf einzelne Kritikpunkte im 

Interventionssystem eingegangen, welche wiederum Einfluss auf die Zusammenarbeit 

nehmen. Im Folgenden werden ein paar dieser Kritikpunkte beleuchtet. Sie sind sowohl auf 

Mikro-, Meso- und Makroebene zu verorten.  

 

6 Siehe (Gesundheit Österreich GmbH 2022e) 
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Soforthilfe von Seiten der Exekutive 

Die Polizei ist eine wichtige Anlaufstelle für Frauen, welche von häuslicher Gewalt betroffen 

sind. Hier müssen sie Schutz und Unterstützung erfahren. Notrufe zu häuslicher Gewalt 

werden von der Polizei priorisiert, sie reagieren zuverlässig und rasch darauf. Einige 

betroffene Frauen wenden sich jedoch persönlich an die Polizei, da es ihnen nicht möglich ist, 

sich telefonisch über den Notruf zu melden. Wenn Betroffene bei der Polizei vor Ort Anzeige 

erstatten, kam es in Österreich immer wieder zu Komplikationen. Es wird von Fällen berichtet, 

bei welchen die Betroffenen weggeschickt oder nicht ernst genommen wurden. Betroffene 

Frauen berichten davon, dass sie am Schalter in Anwesenheit von weiteren Personen über 

das Erlebte sprechen mussten oder zu wenig Zeit für ihre Aussagen zur Verfügung stand. 

Zudem wird nicht immer eine weibliche Polizistin zur Verfügung gestellt, so wie es den Frauen 

rechtlich zustehen würde. Hier bedarf es eines sensibilisierten und vertrauensschaffenden 

Umgangs von Seiten der Polizist*innen. Zudem sollten entsprechende Räumlichkeiten zur 

Verfügung stehen, um einen geschützten Rahmen zu schaffen. Somit kann das Vertrauen in 

die Exekutive und damit auch die Überwindung, eine Anzeige zu erstatten, gestärkt werden. 

(AÖF; IST 2016, S. 110–111) 

Gefährdungsanalyse 

In Österreich werden bereits systematische Gefährdungseinschätzungen durchgeführt, 

jedoch gibt es laut GREVIO noch nicht ausreichend standardisierte Vorgehensweisen bei 

Hochrisikofällen. Das von der Polizei in Österreich verwendete 

Gefährdungseinschätzungstool SALFAG ist laut GREVIO nicht ausreichend wissenschaftlich 

untersucht. Es wird das Danger Assessment Tool nach Campbell empfohlen, welches 

ausreichend wissenschaftlich getestet und evaluiert wurde. Dabei wird betont, dass diese 

Einschätzungen nicht allein stehen sollten, sondern als Grundlage für eine koordinierte 

Sicherheitsplanung fungieren. Solch eine einheitliche und standardisierte Sicherheitsplanung 

von allen involvierten Berufsgruppen ist laut GREVIO noch nicht ausreichend vorhanden. 

(AÖF; IST 2016, S. 112)  

Ausreichender Strafverfolgung 

Häusliche Gewalt an Frauen zeigt sich nicht als einmaliges Ereignis, sondern als 

Wiederholungstat und birgt eine große Gefahr für die betroffenen Frauen (und deren Kinder). 

Gewalt, welche anfangs noch „harmlos“ erscheint, geht häufig zu heftigen Gewaltausübungen 

bis zur Ermordung über. Diese Gefahr wird laut GREVIO von den staatlichen Institutionen 

oftmals noch immer nicht ausreichend ernst genommen. (AÖF; IST 2016, S. 15) In der 

Ermittlung und Verfolgung von Strafbeständen von häuslicher Gewalt an Frauen bestehen 

erhebliche Mängel. Der Großteil der Fälle wird entweder eingestellt, oder es erfolgt ein 

Freispruch des Täters vor Gericht. Dies macht deutlich, dass Täter von häuslicher Gewalt an 
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Frauen nicht ausreichend Verantwortung für ihre Taten tragen müssen. Diese Umgangsweise 

macht es Betroffenen schwierig, sich vor Gericht für ihre Rechte einzusetzen. (AÖF; IST 2016, 

S. 105–106)  

Dabei wird kritisiert, dass von Seiten der Polizei und Staatsanwaltschaft der Fokus meist auf 

die Aussagen der Betroffenen vor Gericht gelegt, und somit anderen Möglichkeiten der 

Beweissicherung nicht ausreichend nachgegangen wird. Vor Gericht wird den betroffenen 

Frauen oftmals kein Glaube geschenkt, wenn beispielsweise die Aussage dem Bericht bei der 

Polizei widerspricht oder die Gewalttaten nicht ausführlich und in richtiger chronologischer 

Reihenfolge erzählt werden. Zudem werden Verfahren häufig aufgrund von gegensätzlichen 

Aussagen von dem Täter und dem Opfer eingestellt. Bei diesen Vorgehensweisen werden die 

Folgen von Traumata und Gewaltdynamiken nicht ausreichend berücksichtigt. (AÖF; IST 

2016, S. 107–109) 

Zudem zeigte sich, dass bei Hochrisikofällen Wegweisungen und Einstweilige Verfügungen 

nicht ausreichen, um die betroffenen Frauen vor weiterer Gewalt oder einer Ermordung zu 

schützen, sondern die Täter in Untersuchungshaft genommen-, und strafrechtlich verfolgt 

werden müssen. Eine Vielzahl an Femiziden in Österreich macht deutlich, dass es hier klarer 

Richtlinien bedarf, um die Opfer von häuslicher Gewalt zuverlässig zu schützen. (AÖF; IST 

2016, S. 16, 106–107) 

Aus- und Fortbildungen im Bereich häuslicher Gewalt an Frauen 

Im GREVIO-Schattenbericht wird bei allen Berufsgruppen, welche mit dem Thema der Gewalt 

an Frauen zu tun haben, mangelnde Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen in Bezug auf 

häusliche Gewalt an Frauen kritisiert. Auch im Bereich der Sozialen Arbeit wird kritisiert, dass 

das Thema nicht ausreichend in der Ausbildung thematisiert wird. Einzig bei der Polizei ist das 

Thema in der Grundausbildung integriert. (AÖF; IST 2016, S. 47) Ab dem Jahr 2008 sollten 

in jeder Staatsanwaltschaft mit mehr als 10 Mitarbeiter*innen Sonderabteilungen mit 

spezifisch geschulten Staatsanwält*innen in Bezug auf häusliche Gewalt eingerichtet werden. 

Es wird jedoch kritisiert, dass diese Staatsanwält*innen meist nicht ausreichend geschult sind. 

(AÖF; IST 2016, S. 105) 

Sensibilisierung im Gesundheitsbereich  

Wie eine EU-weite Studie von der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte aufzeigte, 

ist der Gesundheitsbereich meist die erste Anlaufstelle für Betroffene. Personal aus dem 

Gesundheitsbereich bringt den Vorteil mit sich, dass sie aufgrund ihrer Schweigepflicht in allen 

Bevölkerungsschichten ein hohes Maß an Vertrauen genießen (Belser; Fachstelle für 

Gleichstellung der Stadt Zürich 2010, S. 196). Daher ist es essenziell, dass das Personal im 

Gesundheitsbereich zum Thema der häuslichen Gewalt ausreichend geschult ist. (AÖF; IST 
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2016, S. 65) Trotz vieler Versuche hat sich das Thema in der Ausbildung von 

Gesundheitsberufen jedoch nicht ausreichend etabliert. Seit 2011 sind Opferschutzgruppen 

in Krankenhäuser zwar verpflichtend, jedoch gibt es immer noch zu wenig spezialisiertes 

Personal in diesem Bereich. Zudem sind noch nicht in allen Krankenhäusern in Österreich 

Opferschutzeinrichtungen eingerichtet. Es wird daher gefordert, dass bei allen Berufen aus 

dem Gesundheitsbereich das Thema in den Lehrplänen verpflichtend eingeführt wird, und 

darüber hinaus Weiterbildungsmöglichkeiten angeboten werden. Zudem sollten in allen 

Krankenhäusern Opferschutzgruppen zur Verfügung gestellt werden. (AÖF; IST 2016, S. 51–

52) 

Stark in Kritik steht in diesem Zusammenhang die Novellierung des Ärztegesetzes durch das 

dritte Gewaltschutzgesetz. Ärzt*innen sind nun verpflichtet in Fällen von sexueller Gewalt ihre 

Schweigepflicht zu brechen, in dem sie eine Anzeige erstatten. Dies stellt keine Entlastung für 

die Opfer dar, sondern wohl eher eine populistische Maßnahme, welche zusätzlichen Druck 

bei den Betroffenen erzeugt. Mit der Anzeigepflicht für Ärzt*innen bei einer Vergewaltigung 

wird zum einen den Frauen die Entscheidungsfreiheit genommen als auch die 

Vertrauensbasis zu dem Gesundheitspersonal geschwächt. Opfer einer Vergewaltigung 

müssen selbst entscheiden dürfen, ob und wann sie die zusätzlichen Belastungen durch eine 

Anzeige, sowohl auf finanzieller als auch auf psychischer Ebene, auf sich nehmen möchten. 

Mit der Gesetzesänderung ist zu befürchten, dass betroffene Frauen davon abgehalten 

werden, medizinische Hilfe nach einer Vergewaltigung in Anspruch zu nehmen. Dennoch 

entschieden sich die Regierungsparteien für die populistischen Maßnahmen im dritten 

Gewaltschutzgesetz, anstatt auf die Kritik und das Wissen der Expertinnen zu hören. (Frieben 

2019) 

Geschlechtergerechtigkeit auf institutioneller Ebene 

Staatliche Organisationen sind ebenfalls von den in der Gesellschaft verankerten 

patriarchalen Strukturen geprägt. (AÖF; IST 2016, S. 13) Daher ist es essenziell, dass 

Organisationen und Einrichtungen, welche bei der Unterstützung von gewaltbetroffenen 

Frauen involviert sind, Maßnahmen für eine Geschlechtergerechtigkeit und der damit 

verbundenen Gewalt gegen Frauen setzen. (AÖF; IST 2016, S. 20) 

Um eine Gleichstellung der Geschlechter von Seiten der Exekutive zu ermöglichen, und 

gewaltbetroffenen Frauen ihr Recht auf eine Befragung von einer weiblichen Polizistin zu 

wahren, muss der Anteil des weiblichen Personals in der Exekutive aufgestockt werden. (AÖF; 

IST 2016, S. 13) 

Zudem stellt die unzureichende Kenntnis über die Geschlechterungerechtigkeit als Ursache 

häuslicher Gewalt an Frauen und das Fehlen einer geschlechtsspezifischen Betrachtung des 
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Problems einen maßgeblichen Faktor für die mangelhafte Ermittlung und Strafverfolgung von 

Seiten der Justiz dar. Daher ist es essenziell, dass dies in Aus- und Fortbildungen für 

Polizist*innen und Jurist*innen thematisiert und behandelt wird. (AÖF; IST 2016, S. 106) 

Unzureichende Ressourcen 

In Kritik stehen insbesondere die unzureichenden finanziellen und personellen Ressourcen 

für Maßnahmen gegen Gewalt an Frauen. In Europa wird verhältnismäßig ungefähr das 50-

Fache an finanziellen Mitteln pro Kopf für den Schutz von gewaltbetroffenen Frauen 

gerechnet, wie in Österreich investiert wird. Informationen zu aktuellen Ausgaben sind nicht 

vorhanden. Um die Ziele der Istanbul-Konvention zu verwirklichen, stehen in Österreich keine 

ausreichenden finanzielle wie auch personelle Ressourcen zur Verfügung. Auch für eine 

gelingende multi-institutionelle Zusammenarbeit muss die Finanzierung aufgestockt werden. 

(AÖF; IST 2016, S. 22–23, 113) 

2.3 Professionelle Unterstützung gewaltbetroffener Frauen als 
Handlungsfeld Klinischer Sozialer Arbeit 

Gewaltbetroffene Frauen sind, wie in Kapitel 2.1.4 beschrieben, multiplen Belastungen und 

Herausforderungen ausgesetzt. Sie befinden sich in Multiproblemsituationen und sind 

traumatischen Ereignissen und Krisensituationen ausgesetzt. Klinische Soziale Arbeit kann 

dabei als direkt beratend-behandelnde Profession mit Expertise im Bereich der 

psychosozialen Beratung bei Krisen und schweren Belastungen spezifische Unterstützung 

leisten. Dabei wird der*die Klient*in nicht isoliert wahrgenommen, sondern immer in 

Zusammenhang mit seiner*ihrer Umwelt. Mit diesem bifokalen Blick setzt sich Klinische 

Soziale Arbeit sowohl für die Besserung der individuellen Lebensumstände als auch für die 

Änderung der gesellschaftlichen und institutionellen Rahmenbedingungen ein. Diese beiden 

Ausrichtungen sind nicht dichotom zu betrachten, sondern als zwei Bereiche, welche in 

Wechselwirkung zueinander stehen. Klinische Soziale Arbeit bewegt sich somit an der 

Schnittstelle zwischen individueller Unterstützung und der Änderung der Lebensbedingungen, 

um eine Passung zwischen Klient*in, Klient*innensystem und der Umwelt zu schaffen. (Pauls 

2013b, S. 16–20) 

Im vorliegenden Kapitel wird die Rolle der Klinischen Sozialen Arbeit bei der Unterstützung 

von gewaltbetroffenen Frauen aufgezeigt. Dafür wird eingangs kurz auf die Grundprinzipien 

im Opferschutz eingegangen. Darauffolgend werden die Herausforderungen im 

Interventionssystem verdeutlicht und schlussendlich auf die interdisziplinäre Vernetzung als 

Teil Klinischer Sozialer Arbeit Bezug genommen.  
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2.3.1 Grundprinzipien in der Unterstützung von gewaltbetroffenen Frauen 

Im Gewaltschutz liegt der Fokus auf der Unterstützung und dem Schutz der Opfer. Aus diesem 

Grundsatz ergeben sich die im Folgenden beschriebenen Prinzipien für die Unterstützung von 

gewaltbetroffenen Frauen. Diese Prinzipien gelten explizit im Bereich der Sozialen Arbeit, 

sollten laut dem MARAC-Bündnis jedoch auch in der multi-institutionellen Zusammenarbeit 

mitbedacht werden. 

Schutz und Sicherheit 

Die Sicherheit und der Schutz vor Gewalt stellt nach der Europäischen 

Menschenrechtskonvention ein Menschenrecht dar, welches durch das österreichische 

Gewaltschutzgesetz und den dabei involvierten Institutionen ermöglicht werden muss. 

(Reisenthaler 2021, S. 34)  

Selbstbestimmung und Autonomie 

Gewaltbetroffene Frauen muss die Freiheit gegeben werden, selbst über ihre Handlungen 

entscheiden zu können. Beratungsangebote sind freiwillig und orientieren sich an den 

Bedürfnissen und Entscheidungen der Betroffenen. Das Prinzip der Selbstbestimmung kann 

dabei mit dem Prinzip des Schutzes und der Sicherheit in Konflikt geraten. Professionelle 

befinden sich somit in einem Spannungsverhältnis zwischen der Wahrung der Autonomie und 

dem Schutz der Klient*innen. Insbesondere bei Gefahr im Verzug kann das Prinzip der 

Selbstbestimmung oftmals nicht vollständig gewährt werden. (Reisenthaler 2021, S. 34, 41) 

Verantwortlichkeit des Täters  

Bei häuslicher Gewalt an Frauen liegt die Verantwortung der Gewalttaten vollständig bei den 

Tätern. Gewaltopfern tragen keine Mitschuld an der Gewalt. Dies muss so von allen 

Institutionen und Behörden anerkannt und umgesetzt werden. Victim Blaiming und die 

Bagatellisierung von Gewalt darf keinen Platz haben. Dies muss auf institutioneller Ebene 

umgesetzt und auf gesellschaftlicher Ebene thematisiert werden. (Reisenthaler 2021, S. 34) 

Empowerment 

Gewaltbetroffene Frauen werden als Opfer der Gewalttaten anerkannt und tragen keine 

Verantwortung für die Gewalt. Sie sind jedoch nicht schwach und hilflos, sondern zeigen ihre 

Handlungsfähigkeit, indem sie Widerstand gegen die Gewalt leisten und sich für ihre Rechte 

einsetzen. (Carstensen 2018, S. 53–54) Durch die Gewalthandlungen werden Betroffene in 

eine untergeordnete Position gegenüber dem Täter gebracht. Durch Empowerment können 

diese Machtverhältnisse aufgebrochen und wieder Selbstbestimmung und Autonomie erlangt 

werden. (Reisenthaler 2021, S. 34) In Bezug auf die Interventionen der Sozialen Arbeit 
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beschreibt Staub-Bernasconi den Empowerment-Ansatz zur Befreiung aus einer 

Gewaltbeziehung mit Hilfe von Machtquellen. (Staub-Bernasconi 2018, S. 444–445) 

Niederschwelligkeit  

Die Unterstützung von Gewaltopfern muss möglichst niederschwellig erfolgen. Die 

Unterstützungsangebote müssen kostenlos und für alle Menschen zugänglich sein. Zudem 

wird nach polizeilichen Wegweisungen aktiv mit dem Opfer Kontakt aufgenommen und somit 

an dieser Stelle ein proaktiver Ansatz ermöglicht. (Reisenthaler 2021, S. 34) 

Parteilichkeit 

Ein wichtiges Grundprinzip von Seiten der Opferschutzeinrichtungen für gewaltbetroffene 

Frauen ist die Parteilichkeit. Diese bezieht sich sowohl auf die gesellschaftspolitische 

Einstellung als auch auf die individuelle Unterstützung der Frauen. Auf gesellschaftlicher 

Ebene wird Gewalt gegen Frauen in patriarchalen Gesellschaftsstrukturen und der damit 

verbundenen Unterdrückung von Frauen verortet und eine Gleichberechtigung der 

Geschlechter gefordert. Auf individueller Ebene bedeutet das Prinzip der Parteilichkeit, dass 

den gewaltbetroffenen Frauen geglaubt wird und ihre Handlungsschritte respektiert werden. 

Die Frauen werden dabei in den Fokus der Arbeit gesetzt und in ihren Rechten und ihrer 

Selbstbestimmung gefördert. Sie werden als Expertinnen ihrer eigenen Lebenswelt 

anerkannt, bekommen aber auch Unterstützung und Anregungen von Seiten der 

Sozialarbeiterinnen. (Carstensen 2018, S. 52–54) 

2.3.2 Das Interventionssystem als hard to reach? 

Mit dem kontrovers diskutierten Begriff hard to reach werden im psychosozialen Bereich jene 

Personen beschrieben, welche sich in Multiproblemlagen befinden und das 

Helfer*innennetzwerk nicht auf jene Weise nutzen, wie es für diese vorgesehen ist. Der Begriff 

birgt jedoch die Gefahr, die Schwererreichbarkeit in den Klient*innen zu verorten und diese 

somit zu stigmatisieren und diskriminieren. Dahingegen muss reflektiert werden, wer schwer 

erreichbar ist, der*die Klient*in oder das Interventionssystem? Brackertz (2007) lenkt mit dem 

Begriff des underserved, also die Unterversorgung von bestimmten Klient*innen, den Fokus 

mehr in Richtung des Interventionssystems. So können strukturelle Rahmenbedingungen, 

Stigmatisierung und Diskriminierung das Interventionssystem für die Klient*innen schwer 

erreichbar machen. Auch an dieser Stelle muss der bifokale Blick der Klinischen Sozialen 

Arbeit geschärft werden, denn hard to reach sollte nicht den Fokus auf die Defizite der 

Klient*innen legen, sondern auf die Wechselwirkung zwischen dem Verhalten und den 

Verhältnissen. (Giertz u.a. 2021, S. 15–18) Darüber hinaus deutet hard to reach darauf hin, 

dass Klient*innen autonom handeln und sich auch gegen eine Hilfeleistung entscheiden, 
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beziehungsweise die Intensität einer Hilfeleistung wählen können. Dies kann als ein positives 

Merkmal Klinischer Sozialer Arbeit angesehen werden und deckt sich auch mit dem in Kapitel 

2.3.1 beschriebenen Grundsatz der Selbstbestimmung und Autonomie. (Giertz u.a. 2021, S. 

21) 

Die in Kapitel 2.1.2 beschriebenen patriarchalen Gesellschaftsstrukturen machen es 

gewaltbetroffenen Frauen schwer, sich gegen die Gewalt der Täter einzusetzen, da sie sich 

bereits auf gesellschaftlicher Ebene in einer unterlegenen Position befinden. Frauen sind 

zudem oftmals von Viktimisierungen oder auch der immer noch vorhandenen problematischen 

Berichterstattung bei häuslicher Gewalt konfrontiert. Laut Wehinger (2017a, S. 49) zeigen sich 

die beschriebenen Machtverhältnisse zwischen Männern und Frauen auch auf institutioneller 

Ebene und somit auch im Interventionssystem gegen häusliche Gewalt. „Bemerkenswert ist, 

dass sich in dieser Hinsicht auf der Ebene des Interventionssystems gegen häusliche Gewalt 

die Vormachtstellung des Mannes gegenüber der Frau fortsetzt.“ (Wehinger 2017a, S. 49) 

Wenn Frauen den Schritt aus einer Gewaltbeziehung wagen, kommen viele weitere 

Herausforderungen auf sie zu. Es besteht ein vielseitig ausgebautes Interventionssystem, 

welches den Frauen Schutz und Unterstützung ermöglicht, jedoch auch Erwartungen an diese 

stellt. Die betroffenen Frauen, welche zeitgleich mit diversen Folgen von häuslicher Gewalt 

konfrontiert sind, müssen zu unterschiedlichen Behörden und Institutionen gehen, sich von 

verschiedenen Stellen beraten lassen und verschiedene Interventionen gegen die Gewalt 

setzen. Das Interventionssystem ist dabei auf einem Wenn-dann-Muster aufgebaut, welches 

eine bestimmte Abfolge von Interventionen und ein konsequentes Verhalten zum Schutz vor 

Gewalt voraussetzt. Die Realität von gewaltbetroffenen Frauen ist jedoch komplexer. Zum 

einen folgen Gewaltbeziehungen nicht einer linearen, sondern einer spiralförmigen Dynamik, 

bei welcher Spannungsfelder zwischen dem Wunsch nach Nähe und wiederum dem Wunsch 

nach Distanz, dem Vorhandensein von Liebe, aber auch Hass, viele Übergriffe, aber auch 

Zeiten der Versöhnung und Zärtlichkeit möglich sind. Des Weiteren sind die betroffenen 

Frauen immensen Machtausübungen ausgesetzt, welche ihnen ein konsequentes Verhalten 

erschweren. Und nicht zuletzt erschweren gesellschaftliche Rahmenbedingungen und 

Erwartungen den Weg aus dem Abhängigkeitsverhältnis. Wenn bestimmte Schritte jedoch 

nicht oder nur zögerlich gesetzt werden, kann sich dies negativ auf die Situation der 

Betroffenen auswirken. Es wird erwartet, dass sich die häufig traumatisierten Frauen 

konsequent die nötigen Interventionsschritte gegen die Gewalt ihres Partners setzen. 

(Wehinger 2017a, S. 42–44) Den betroffenen Frauen wird dabei in ihrer ohnehin schon 

belastenden Situation oftmals zu viel Verantwortung für die Beendigung der Gewalttaten ihrer 

Partner zugeschrieben, obwohl die Verantwortung eigentlich bei den Tätern liegt. An dieser 

Stelle zeigt sich auch auf institutioneller Ebene das Machtgefälle zwischen Männern und 
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Frauen. Bei der Unterstützung von gewaltbetroffenen Frauen ist es somit essenziell, dass die 

involvierten Institutionen die Komplexität der Problemlage und auch die Spannungsfelder, in 

welchen sich die Opfer befinden, verstehen. Es muss ein Verständnis geschaffen werden, 

dass gewaltbetroffene Frauen nicht immer genau nach den Vorstellungen der involvierten 

Institutionen handeln. Dabei ist wichtig, dass den Frauen respektvoll begegnet und eine 

Wertschätzung gegenüber ihren gesetzten Schritten entgegengebracht wird. (Wehinger 

2017a, S. 49, 51–52; Brückner 2020, S. 138)  

Klinische Soziale Arbeit kann hierbei mit ihrer bifokalen Ausrichtung Unterstützung leisten. 

Bereits 1998 schrieb Logar (1998, S. 98) von der individual and institutional advocy der 

Interventionsstellen, also sowohl der individuellen Unterstützung der gewaltbetroffenen 

Frauen als auch dem Einsatz für eine gelingende Zusammenarbeit der involvierten 

Institutionen. Im Folgenden Kapitel wird auf diese Netzwerkarbeit als Teil der Klinischen 

Sozialen Arbeit eingegangen.  

2.3.3 Interdisziplinäre Vernetzung als Teil Klinischer Sozialer Arbeit 

Komplexe Problemlagen erfordern eine gelingende Kooperation (Buskotte; Kreyssig 2013, S. 

266). Um gewaltbetroffene Frauen bestmöglich unterstützen zu können und ihnen ein auf ihre 

Bedürfnisse und Problemlagen abgestimmtes Interventionssystem zu ermöglichen, bedarf es, 

wie bereits im ersten Gewaltschutzgesetz verankert (siehe Kapitel 2.1.3), der multi-

institutionellen Zusammenarbeit. Um effektiv Unterstützung leisten zu können, muss sich 

Soziale Arbeit somit über die eigenen Handlungsmöglichkeiten hinaus mit weiteren 

Professionen vernetzen und kooperieren. Diese Netzwerkarbeit gilt als spezifische Methode 

Klinischer Sozialer Arbeit. (Schaub 2008, S. 95)  

Netzwerkarbeit bedeutet die aktive Kooperation verschiedener Professionen für die 

Umsetzung eines gemeinsamen Zieles zu schaffen. Durch ein solches Netzwerk können 

gegebene Hilfeleistungen verbessert und das Interventionssystem effizienter und 

bedarfsgerechter gestaltet werden. Im Fokus steht dabei der Bedarf der Klient*innen. Die 

Hilfeleistungen sind dadurch besser aufeinander abgestimmt und koordiniert, sodass 

Klient*innen der Zugang zu den Unterstützungsleistungen erleichtert wird. (Schaub 2008, S. 

95–96) Durch Kooperation können neue Erkenntnisse und Lücken im System gefunden 

werden. Auch eine Verweigerung der Mitarbeit von einzelnen Institutionen stellt eine 

Erkenntnis in dem Kooperationsnetzwerk dar. Dabei ist zu betonen, dass nicht alle Lücken im 

Interventionssystem durch Netzwerkarbeit gelöst werden können. Manche Lücken sind in den 

spezifischen Hilfeleistungen zu verorten oder auch auf sozialpolitischer Ebene. Wichtig ist es 

dabei, Schuldzuweisungen zu vermeiden und stattdessen einen wertschätzenden Umgang zu 
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pflegen, die eigene Arbeit kritisch zu reflektieren und an einer gemeinsamen Zielsetzung zu 

arbeiten. (Schaub 2008, S. 96–97) 

Für eine gelingende multi-institutionelle Partnerschaft müssen verbindliche und kontinuierliche 

Strukturen geschaffen werden (Logar 2015, S. 17). In dem Leitfaden zum Aufbau von multi-

institutionellen Bündnissen und Fallkonferenzen von der Wiener Interventionsstelle gegen 

Gewalt in der Familie sind hierfür mögliche Strukturen aufgezeigt7. Die Tätigkeiten der 

einzelnen Institutionen bilden dabei die Basis für die Zusammenarbeit. Diese werden durch 

die Zusammenarbeit der Institutionen bestmöglich aufeinander abgestimmt und ergänzt, um 

verlässlich gegen Gewalt vorgehen zu können. (Logar 2015, S. 18) Auch wenn alle 

miteinander kooperierenden Institutionen diverse Strukturen haben und unterschiedliche 

Aufträge verfolgen, bedarf es für die Zusammenarbeit einer gemeinsamen Zielsetzung. Bei 

häuslicher Gewalt an Frauen sollte das gemeinsame Ziel aller Institutionen der Schutz von 

gewaltbetroffenen Frauen und die Verhinderung von (weiterer) Gewalt sein (Logar 2015, S. 

15). Ein weiterer wichtiger Faktor für eine gelingende Zusammenarbeit ist die gegenseitige 

Anerkennung des Expert*innenstatus der jeweiligen Professionen. Dies kann u.a. dadurch 

gefördert werden, dass die verschiedenen Professionen ihre Aufträge und Grundprinzipien 

untereinander kommunizieren. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die ausreichende 

Entscheidungsbefugnis aller beteiligten Institutionen im Kooperationsprozess. (Buskotte; 

Kreyssig 2013, S. 266–267) 

Bei der Netzwerkarbeit bestehen sowohl fallunabhängige als auch fallbezogene 

Kooperationen (Buskotte; Kreyssig 2013, S. 22). Ein wichtiger Bestandteil des 

fallunabhängigen Kooperationsprozesses sind Netzwerktreffen. Auch hierbei ist es wichtig, 

Strukturen und Ziele für die Treffen zu schaffen, um ein koordiniertes Vorgehen zu 

ermöglichen. (Schaub 2008, S. 96–97) Fallbezogene Kooperation bei häuslicher Gewalt kann 

u.a. in Form von multi-institutionellen Fallkonferenzen bei Hochrisikofällen stattfinden. Diese 

Fallkonferenzen bilden eine wichtige Komponente der multi-institutionellen Zusammenarbeit. 

Sie ermöglichen die Erstellung von Sicherheitsmaßnahmen in intensiver Zusammenarbeit mit 

allen beteiligten Institutionen in Fällen mit einem hohen Risiko der betroffenen Person. Bei 

einer solchen Fallkonferenz ist es essenziell, dass jede betroffene Frau von einer 

Opferschutzgruppe ihrer Wahl in dieser Konferenz vertreten wird. (Logar 2015, S. 18) Diese 

Fallkonferenzen stehen in Wechselwirkung mit den fallunabhängigen Kooperationen, denn 

wenn sich Problemlagen in Einzelfällen häufen, können diese häufig auf institutioneller Ebene 

 

7 Siehe (Logar 2015, S. 18) 
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nachhaltig bearbeitet werden und somit wiederum Einfluss auf die Einzelfälle nehmen. (Logar 

2015, S. 14) 

Die Bereitschaft für eine Zusammenarbeit hängt dabei sowohl von persönlich-professionellen 

als auch von institutionell-ideologischen Faktoren ab. Somit kann durch eine institutionell 

koordinierte und strukturierte Kooperation die Bereitschaft für die Zusammenarbeit und deren 

Aufrechterhaltung gestärkt werden. (Schaub 2008, S. 96) Kaveman erweitert dies mit den 

Gesetzen auf Makroebene, welche ebenfalls die Zusammenarbeit beeinflussen. Sie 

beschreibt drei Ebenen für den Erfolg von Interventionsprojekten, welche in Wechselwirkung 

zueinander stehen und auf die multi-institutionelle Zusammenarbeit übertragbar sind. Auf 

Mikro- und Mesoebene geht sie ebenfalls auf die institutionellen Rahmenbedingungen und 

das Engagement der einzelnen Professionellen ein. Dies erweitert sie aber noch um die 

Makroebene, denn auch die festgelegten Gesetze beeinflussen die Zusammenarbeit. 

(Kaveman 2005, S. 10) 

2.4 Multi-institutionelle Zusammenarbeit bei häuslicher Gewalt gegen 
Frauen in Vorarlberg 

„Deutlich wird, dass diese gesamtgesellschaftliche Aufgabe nur durch eine enge koordinierte 

Zusammenarbeit in Hinblick auf Prävention, Unterstützung, Nachbetreuung und einen 

polizeilichen bzw. juristischem Eingriff zu meistern ist.“ (Gesundheit Österreich GmbH 2022a) 

Wie in diesem Zitat der Toolbox der Opferschutzgruppe beschrieben und in der bisherigen 

Arbeit verdeutlicht, zeigte sich die Wichtigkeit der multi-institutionellen Zusammenarbeit zur 

Unterstützung von gewaltbetroffenen Frauen. Im Folgenden wird damit verbunden auf das in 

Österreich entstandene MARAC-Bündnis, das Projekt S.I.G.N.A.L und anschließend auf die 

zuständigen Institutionen des Interventionssystems in Vorarlberg eingegangen.  

2.4.1 MARAC-Bündnisse zur Prävention von Gewalt 

Mitarbeiterinnen der Wiener Interventionsstelle gegen Gewalt in der Familie haben aufgrund 

des Bedarfs einer verbesserten Zusammenarbeit zwischen der Exekutive, Justiz und Sozialen 

Arbeit das Modell MARAC (Multi-Agency Risk Assessment Conference) für Österreich 

entwickelt. Dabei wurde das bereits vorhandene englische MARAC-Modell weiterentwickelt 

und an die österreichischen Gegebenheiten angepasst. Das Modell dient der Koordination 

des Interventionssystems von häuslicher Gewalt an Frauen. Der Schwerpunkt des MARAC-

Bündnisses liegt dabei auf der Unterstützung von gewaltbetroffenen Frauen in 

Hochrisikosituationen. Das Projekt startete 2011 in Wien in die Modellphase und wurde 

anschließend weitergeführt. Im Jahr 2015 wurde auch in Vorarlberg gemeinsam mit der 

Gewaltschutzstelle ein MARAC-Training durchgeführt. (Wiener Interventionsstelle gegen 
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Gewalt in der Familie 2020, S. 15; Logar 2015, S. 13–14) Im Jahre 2018 wurden die MARAC-

Fallkonferenzen in Wien jedoch vom Innenministerium mit der Begründung, dass sich für 

Polizist*innen kein Mehrwert aus dem Projekt ergab, gestoppt (Kickl 2018). Die Polizei nahm 

somit trotz der gewünschten Teilnahme von Seiten der MARAC-Mitglieder, nicht mehr an den 

Hochrisikofallkonferenzen und Kooperationssitzungen teil. Mit dem dritten 

Gewaltschutzgesetz wurden erneut sicherheitspolizeiliche Fallkonferenzen etabliert, welche 

jedoch nur von der Polizei einberufen werden können und in Relation zu der Anzahl der 

Hochrisikofälle bisher nur selten genutzt wurden. (Wiener Interventionsstelle gegen Gewalt in 

der Familie 2020, S. 11) 

2.4.2 Projekt S.I.G.N.A.L 

Das Projekt S.I.G.N.A.L hat die Sensibilisierung zum Thema häusliche Gewalt im 

Gesundheitsbereich zum Ziel. In Vorarlberg fand das Projekt ausgehend von dem 

Frauenreferat der Vorarlberger Landesregierung zusammen mit der Stadt Konstanz zwischen 

2006-2008 zum ersten Mal statt. In dieser ersten Projektphase ging es um die Sensibilisierung 

in Krankenhäusern. Dabei wurden sowohl Pflegekräfte als auch Ärzt*innen zu dem Thema 

häusliche Gewalt in Fortbildungen geschult. Eine weitere Projektphase fand zwischen 2009-

2010 zusammen mit der Stabstelle für Chancengleichheit in Lichtenstein statt, wobei der 

Fokus auf niedergelassenen Ärzt*innen, Pflegepersonal und auch mobilen Hilfsdiensten lag. 

Zudem wurde in der Öffentlichkeit mittels der Ausstellung Hinter der Fassade auf das Thema 

aufmerksam gemacht. (Amt der Vorarlberger Landesregierung 2009) Zu weiteren Projekten 

nach 2010 sind online keine Informationen gegeben. 

2.4.3 Zuständige Institutionen bei häuslicher Gewalt gegen Frauen 

In Vorarlberg arbeiten Professionelle aus dem Bereich der Sozialen Arbeit, Justiz, Exekutive, 

und dem Gesundheitsbereich gemeinsam für die Unterstützung und den Schutz von 

gewaltbetroffenen Frauen. Im Folgenden sind die zentralen Institutionen und deren Aufgaben 

kurz beschrieben. Dabei ist zu betonen, dass im Bereich der Sozialen Arbeit alle Institutionen 

mit dem Problem der häuslichen Gewalt konfrontiert werden können. Daher bedarf es bei allen 

Sozialarbeiter*innen ein Grundwissen, wie im Falle von häuslicher Gewalt reagiert werden 

sollte, beziehungsweise an welche Stellen überwiesen werden kann (AÖF; IST 2016, S. 47). 

Neben den im Folgenden aufgelisteten Stellen sind Suchthilfen, psychiatrische Einrichtungen, 

alle Akutkrankenhäuser, Kinderbetreuungseinrichtungen, Beratungseinrichtungen für 

Migrant*innen, Einrichtungen für Wohnungslose wichtige Kooperationspartner*innen bei 

häuslicher Gewalt an Frauen. (Logar 2015, S. 20) 
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Tabelle 1: Übersicht Institutionen bei häuslicher Gewalt in Vorarlberg  
Quelle: Eigene Darstellung 

Ifs-Gewaltschutzstelle 

Die Ifs Gewaltschutzstelle in Feldkirch unterstützt und berät von psychischer, physischer und 

sexueller Gewalt betroffene Menschen in Vorarlberg. Als gesetzlich anerkannte 

Opferschutzeinrichtung ermöglicht sie eine psychosoziale und juristische Prozessbegleitung 

für gewaltbetroffene Menschen. In der Ifs Gewaltschutzstelle ist sowohl die 

Frauenberatungsstelle bei sexueller Gewalt als auch die Prozessbegleitung für Erwachsene 

inbegriffen. (Ifs 2022b, 2022d)  

Ifs-Kinderschutz 

Der Ifs Kinderschutz unterstützt und berät Kinder, welche von psychischer, physischer und 

Gewalt betroffen sind, sowie deren Bezugspersonen. Zudem wird auch bei Kindern eine 

psychosoziale und juristische Prozessbegleitung angeboten. (Ifs 2022c, 2022d) 

Ifs-FrauennotWohnung 

Ein Frauenhaus ermöglicht gewaltbetroffenen Frauen einen sicheren Ort frei von Gewalt, wo 

sie zur Ruhe kommen können. Zudem werden sie auf psychosozialer Ebene unterstützt und 

beraten. Frauenhäuser sind ein Raum der Ermächtigung, da Frauen dort mit der 

Unterstützung den Sozialarbeiter*innen Machtquellen aufbauen, und somit ihre eigenen 

Gewaltschutzzentren Frauen: 

- Ifs Gewaltschutzstelle 

Kinder:  

- Ifs Kinderschutz 

Frauenhaus - Ifs FrauennotWohnung Vorarlberg, das Frauenhaus in Vorarlberg 

Kinder- und Jugendhilfe - Kinder- und Jugendhilfe Vorarlberg 

Gesundheitswesen Frauen: 

- Opferschutzgruppe (OSG) Krankenhaus Dornbirn 

- OSG Landeskrankenhaus Feldkirch 

- OSG Landeskrankenhaus Bregenz 

- OSG Landeskrankenhaus Hohenems 

- OSG Landeskrankenhaus Bludenz 

Kinder:  

- Kinderschutzgruppe (KSG) Landeskrankenhaus Bregenz  

- KSG Krankenhaus der Stadt Dornbirn 

- KSG Landeskrankenhaus Feldkirch 

Justiz - Staatsanwaltschaft und Strafgerichte 

- Bezirksgerichte – Familienrechtliche Abteilung 

- Familiengerichtshilfe 

Exekutive - Landespolizeidirektion Vorarlberg 

Frauen- und 

Mädchenberatungsstellen 

- FEMAIL (Fraueninformationszentrum Vorarlberg) 

- Mädchenzentrum Amazone 

Täterarbeit und Bewährungshilfe - Ifs Gewaltberatung 

- Verein NEUSTART 
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Bedürfnisse wieder befriedigen können. (Carstensen 2018, S. 46) In Vorarlberg fungiert die in 

Ifs-FrauennotWohnung als Frauenhaus.  

Kinder- und Jugendhilfe 

Die Kinder- und Jugendhilfe ist bei häuslicher Gewalt an Frauen für den Schutz der Kinder 

und Jugendlichen und der Sicherung des Kindeswohls zuständig (Logar 2015, S. 20). Auch 

die Zusammenarbeit zwischen den Einrichtungen zur Unterstützung der gewaltbetroffenen 

Frauen mit der Kinder- und Jugendhilfe kann Herausforderungen mit sich bringen, welche im 

Beitrag von Buskotte und Kreyssig (2013) nachzulesen sind.  

Gesundheitswesen 

Einrichtungen des Gesundheitswesens wie Krankenhäuser, Ärzt*innen und die dafür 

spezifisch eingerichteten Opferschutzgruppen spielen insbesondere in der Identifikation von 

Gewalt eine wichtige Rolle. (Logar 2015, S. 20) Sie können für die meist sozial isolierten Opfer 

eine Brücke zum Interventionssystem schaffen. Aufgabe des Gesundheitssystem ist es somit, 

häusliche Gewalt zu erkennen, adäquate Soforthilfe zu leisten und an Interventionsstellen zu 

verweisen. (AÖF; IST 2016, S. 65) Die Opferschutzgruppen, welche durch das in Kapitel 2.2.4 

beschriebene KAKuG etabliert worden sind, dienen in Krankenhäusern zur Sensibilisierung 

für das Thema häusliche Gewalt.  

Justiz 

Die Justiz ist sowohl auf strafrechtlicher als auch auf zivilrechtlicher Ebene für häusliche 

Gewalt gegen Frauen zuständig. Die Staatsanwaltschaft dient der Ermittlung und 

Verhinderung von schwerer und sich wiederholender Gewalt bis hin zu Mordversuchen oder 

Morden. Staatsanwält*innen leiten auf strafrechtlicher Ebene das Verfahren und sind dabei 

verpflichtet, alle notwendigen Beweise dafür zu sammeln. Weitere Akteure auf strafrechtlicher 

Ebene sind die Strafrichter*innen. Sie sind für die Verfolgung und Sanktionierung von 

Gewalttaten zuständig. Zudem obliegt ihnen die Entscheidung, eine Untersuchungshaft zu 

verhängen und aufzulösen. Im Bereich des Zivilrechts spielen die Familienrechtliche 

Abteilungen in den Bezirksgerichten eine wichtige Rolle. Der Schwerpunkt in Bezug auf 

häusliche Gewalt an Frauen liegt dabei auf dem Erlass von Einstweiligen Verfügungen. (Logar 

2015, S. 19) Den Familienrichter*innen stehen dabei die Unterstützung von 

Sozialarbeiter*innen, Psycholog*innen und Pädagog*innen in Form von 

Familiengerichtshelfer*innen zur Verfügung. Ziel der Familiengerichtshelfer*innen ist es, 

familiäre Konflikte zu entschärfen und Entscheidungsgrundlagen für die Richter*innen zu 

schaffen. Dadurch wird ermöglicht, dass die psychosozialen Aufgabenstellungen im 

Zivilverfahren von Fachkräften übernommen und somit die Qualität der Streitschlichtungen 
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und der gerichtlichen Entscheidungsgrundlagen verbessert werden. (Die Österreichische 

Justiz 2022) 

Polizei 

Die Polizei ist für den Schutz vor Gewalt zuständig und spielt eine wichtige Rolle im 

Gewaltschutz. (Logar 2015, S. 19) Ein besonderer Fokus liegt dabei auf der Verordnung von 

den im SPG festgelegten Annäherungs- und Betretungsverboten. In Vorarlberg wird mit der 

Kampagne Gemeinsam sicher zusätzlich Präventionsarbeit von Seiten der Exekutive 

geleistet.  

Frauen- und Mädchenberatungsstellen 

Das FrauenInformationszentrum femail in Vorarlberg ist eine Informations- und Servicestelle 

für Frauen, welche zu verschiedenen Themenbereichen Beratung, Informationen und 

Workshops anbietet. (femail - FrauenInformationszentrum Vorarlberg 2022) 

Das Mädchenzentrum Amazone bietet mit der Mädchenberatung, dem Mädchenzentrum und 

der Gender Fachstelle für Mädchen und junge Frauen Beratung, Projekte, Informationen und 

Workshops im Bereich feministische Mädchen- und Genderarbeit an. (Verein Amzone 2022) 

Täterarbeit 

Die Täterarbeit leistet einen wichtigen Beitrag zum Gewaltschutz, indem (weitere) Gewalttaten 

verhindert werden und an dem schädigenden Verhalten der Täter gearbeitet wird (Logar 2015, 

S. 20). Zudem wird durch die Arbeit mit den Gefährdern die Inverantwortungnahme des Täters 

auf institutioneller Ebene gestärkt (Wehinger 2017a, S. 49). In Vorarlberg sind dafür sowohl 

die Ifs Gewaltberatung als auch der Verein Neustart zuständig. (Ifs 2022a; Neustart 2021) 
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3. Empirisches Vorgehen 
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3.1 Diskurstheorie und Diskursanalyse 

Die vorliegende Forschung wurde anhand der Kritischen Diskursanalyse nach Jäger 

durchgeführt, welche auf der Diskurstheorie nach Foucault basiert. Die Methode der 

Kritischen Diskursanalyse kann dabei nicht losgelöst von ihrem theoretischen Hintergrund 

angewendet werden, sondern wird von diesem gerahmt. (Jäger 2015, S. 12) Um auf die 

Methode der Diskursanalyse hinzuführen, wird im Folgenden auf wichtige theoretische 

Überlegungen und die damit verbundenen Begrifflichkeiten eingegangen. Dabei spielen die 

Begriffe Diskurs, Wissen und Macht eine zentrale Rolle. 

Jäger beschreibt Diskurse als „Flüsse von sozialen Wissensvorräten durch die Zeit“ (Jäger 

2015, S. 170). Der Diskurs wird dabei nicht von einzelnen Individuen oder Gruppen gemacht, 

vielmehr nimmt er Einfluss auf die Wahrnehmung der Wirklichkeit der Individuen und 

beeinflusst somit Handeln und Denken. Zwar gestalten alle Menschen an dem Diskurs mit, er 

wird jedoch nicht von einzelnen Individuen oder Gruppen, sondern von den gesellschaftlichen 

und historischen Rahmenbedingungen geformt. Teil eines Diskurses kann dabei sowohl 

Gesagtes, Geschriebenes, Gedachtes und auch Ungesagtes zu einer sozialen Thematik sein. 

(Jäger 2015, S. 170; Pankofer; Sagebiel 2015, S. 80)  

Die in einem Diskurs getroffenen Äußerungen stellen die für die am Diskurs teilnehmenden 

Individuen geltende Wirklichkeit dar (Jäger 2015, S. 171). Die Wahrnehmung von Wirklichkeit 

basiert dabei auf Grundlage des vorhandenen Wissens in den gegebenen sozialen 

Zusammenhängen. Diese haben laut Foucault jedoch keinen Anspruch auf eine allgemeine 

Gültigkeit beziehungsweise Wahrheit. (Jäger 2015, S. 10–11) Dennoch sind in jeder 

Gesellschaft Vorstellungen davon vorhanden, was als Wahrheit gilt. Die dabei entstehenden 

gesellschaftlich verinnerlichten Wirklichkeiten haben eine machtvolle Auswirkung und werden 

gleichzeitig von Machtstrukturen bedingt. (Jäger; Zimmermann 2019, S. 123–124)  

Diskurse stehen immer in Wechselwirkung mit Macht, denn sie stellen in der Gesellschaft 

vorhandene Realitäten dar, welche sich auf das individuelle und gesellschaftliche Handeln 

auswirken und werden gleichzeitig von den im jeweiligen System vorhandenen 

Machtverhältnissen bedingt. „Es sind die gesellschaftlichen Machtbeziehungen, die den 

Diskurs in seiner spezifischen Form in die Welt setzen.“ (Seier 1999, S. 75) Mit der Kritischen 

Diskursanalyse können die im Wissen beinhaltenden Machtverhältnisse erforscht und somit 

Veränderungen ermöglicht werden. (Jäger 2015, S. 38–39, 171) In Kapitel 2.1 wurde dabei 

bereits auf die Machtverhältnisse in Bezug auf patriarchale Gesellschaftsstrukturen 

eingegangen, welche den untersuchten Diskursstrang mitgestalten.  



37 

 

Auch Normalismen sind Teil des Diskurses und ein wichtiger Bestandteil der Diskursanalyse. 

Jäger bezieht sich dabei auf die Normalismustheorie nach Link, welche sich wiederum an der 

Auseinandersetzung mit den Begriffen Normalismus und Normativität nach Foucault orientiert. 

(Jäger 2015, S. 53)  

Nach der Theorie von Link stellen Normalismen Verfahren dar, welche in einer Gesellschaft 

Normalitäten sowohl produzieren als auch reproduzieren (Jäger; Zimmermann 2019, S. 87). 

Was als normal, beziehungsweise nicht-normal bezeichnet wird, ist jedoch nicht eindeutig, 

sondern ist von gesellschaftlichen Rahmenbedingungen und den damit verbundenen 

Diskursen abhängig. Historisch betrachtet fand der erste Normalisierungsprozess im 

medizinischen Bereich statt, als Gesundheit als das Normale definiert wurde. Daraufhin 

wurden in immer mehr Lebensbereichen Normalisierungsprozesse vollzogen. Mit diesen 

Prozessen konnte die steigende Komplexität moderner Dynamiken reduziert werden, da sich 

Individuen an einfachen Erklärungen orientieren konnten. (Jäger 2015, S. 53–54)  

Die in vorliegender Forschungsarbeit erhobene Thematik der multi-institutionellen 

Zusammenarbeit bei häuslicher Gewalt an Frauen in Vorarlberg ist ebenfalls in die 

vorhandenen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen eingebettet und von geltenden 

Wirklichkeiten und Normalismen geprägt. Die Thematik sollte daher als Teil eines Diskurses 

und nicht losgelöst von gesellschaftlichen und historischen Strukturen betrachtet werden. 

Daher erweist sich die Diskursanalyse als adäquate Forschungsmethode, auf welche im 

folgenden Kapitel eingegangen wird. 

3.2 Methodologie der Kritischen Diskursanalyse  

Eine Diskursanalyse befasst sich mit dem „Wissen, das zu einer gegebenen Zeit in einem 

bestimmten sozialen Zusammenhang Gültigkeit hat“ (Jäger 2015, S. 170). Dabei wird sowohl 

das Gesagte als auch das Ungesagte untersucht. Was in das Feld des Sagbaren fällt, wird 

von gesellschaftlichen Rahmenbedingungen geprägt. Beispielsweise gesetzliche 

Regelungen, Tabuisierungen oder auch vorhandene Grundsätze können darauf Einfluss 

nehmen. (Jäger; Zimmermann 2019, S. 20) Jäger stellt für die Diskursanalyse eine Art 

Gebrauchsanweisung zur Verfügung. Dennoch betonen sowohl Foucault als auch Jäger, dass 

das methodische Vorgehen der Diskursanalyse nicht endgültig ist, sondern immer an den 

untersuchten Gegenstand angepasst werden muss. (Jäger 2015, S. 90, 109) Bevor auf die 

Analyseschritte der Diskursanalyse eingegangen wird, werden vorerst zentrale Terminologien 

der Diskursanalyse geklärt. 
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Terminologie der Kritischen Diskursanalyse 

Diskursfragmente: Diskursfragmente stellen Textausschnitte zu einem bestimmten Thema 

dar. (Jäger; Zimmermann 2019, S. 16) In den jeweiligen Interviews der vorliegenden 

Forschungsarbeit sind somit mehrere Diskursfragmente zu unterschiedlichen Themen 

vorhanden.  

Diskursstrang: Diskursstränge sind Teile des Gesamtdiskurses. Sie bestehen selbst aus 

verschiedenen Diskursfragmenten, stellen jedoch thematisch einheitliche Diskursverläufe dar. 

(Jäger; Zimmermann 2019, S. 16) Die in vorliegender Arbeit erhobenen Interviews stellen 

gemeinsam einen Diskursstrang dar.  

Diskursives Ereignis: Diskursive Ereignisse sind Ereignisse, welche im Diskurs besondere 

Aufmerksamkeit bekommen beziehungsweise den Diskurs prägen. (Jäger; Zimmermann 

2019, S. 16) Im vorliegenden Diskursstrang stellt der Mordfall in Hohenems im Jahr 2017, 

wobei ein Ehemann seine Frau und Kinder trotz aufrechter Einstweilliger Verfügung 

ermordete, ein prägendes diskursives Ereignis dar. Der Mordfall wird in den Interviews jeweils 

von Seiten beider befragten Jurist*innen erwähnt. Es zeigt sich, dass dieser den Diskurs zu 

dem juristischen Vorgehen wesentlich beeinflusst hat.  

Diskursiver Kontext: Ein Diskursstrang ist immer in einen diskursiven Kontext einbezogen und 

formt diesen gleichzeitig mit. (Jäger; Zimmermann 2019, S. 42) Die in Kapitel 2 beschriebenen 

Thematiken stellen den diskursiven Kontext des untersuchten Diskursstranges dar.  

Diskursebene: Diskursive Ebenen sind soziale Orte wie beispielsweise Politik, Alltag oder 

Medien. (Jäger; Zimmermann 2019, S. 17) In dem vorliegenden Diskursstrang stellen die 

Professionen Soziale Arbeit, Justiz, Polizei und das Gesundheitswesen die diskursiven 

Ebenen dar.  

Diskursposition: In der Diskursanalyse werden die Diskurspositionen der beteiligten 

Akteur*innen erforscht. Eine Diskursposition wird als sozialer Orte beschrieben, welcher die 

Position der jeweiligen Personen verdeutlicht. (Jäger; Zimmermann 2019, S. 17) 

Diskursverschränkungen: Diskursverschränkungen sind dann vorhanden, wenn in einem 

Diskursstrang zu einem bestimmten Thema Bezug auf andere Themen genommen wird. 

(Jäger; Zimmermann 2019, S. 18) In der folgenden Diskursanalyse werden die in dem 

Diskursstrang zu findenden Diskursverschränkungen aufgezeigt. 

Aussagen und Äußerungen: Foucault unterscheidet zwischen Aussagen und Äußerungen. 

Während er Äußerungen als eher nebensächliche Textstellen beschreibt, stellen Aussagen 

für ihn den Kern des Diskurses dar. Bei Aussagen handelt es sich dabei nicht um einzelne 
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Textstellen oder Sätze, sondern um inhaltlich übereinstimmende Aussagen, welche in den 

verschiedenen Textstellen herausgearbeitet werden. In der Diskursanalyse geht es um die 

Ermittlung von Aussagen innerhalb eines Diskursstranges. Dazu werden Diskursfragmente 

herausgearbeitet, welche sowohl inhaltlich als auch quantitativ erfasst und analysiert werden.  

(Jäger 2015, S. 95)  

Analytisches Vorgehen bei der Diskursanalyse 

Als Grundgerüst dienen die Struktur- und Feinanalyse. In der abschließenden Gesamtanalyse 

wird der in der Struktur- und Feinanalyse erarbeitete Diskursstrang und dessen Wirkung 

zusammengefasst. (Jäger 2015, S. 99, 111) In der vorliegenden Forschungsarbeit wurden die 

Struktur- und Feinanalyse mit einer Machtanalyse ergänzt. In der abschließenden 

Gesamtanalyse werden die Ergebnisse des untersuchten Diskursstranges zusammengefasst, 

was einen wichtigen Teil zur Reflexion der Forschungsfrage darstellt und daher in den 

Schlussfolgerungen enthalten ist.  

Kollektivsymbole 

Zur Durchsetzung der in Kapitel 3.1 beschriebenen Normalisierungsprozesse werden u.a. 

Kollektivsymbole verwendet. Jäger lehnt sich mit dieser Begrifflichkeit an Jürgen Link an. Wie 

der Name bereits andeutet, sind damit Symbole gemeint, welche von allen Menschen, die sich 

im gleichen kulturellen Zusammenhang befinden, verstanden und genutzt werden. Diese 

Bilder haben laut Link eine große Wirkung auf die Wahrnehmung der Wirklichkeit der 

einzelnen Individuen. (Jäger 2015, S. 55–59)  

Reflexion zur Qualität der Kritischen Diskursanalyse  

Über die Qualität qualitativer Daten wird kontrovers diskutiert. Im Gegensatz zur quantitativen 

Forschung gibt es in der qualitativen Forschung keine einheitlichen Gütekriterien. Während in 

der quantitativen Forschung eine Objektivität angestrebt wird, würde dies das Ziel einer 

qualitativen Forschung jedoch verfehlen. So betont Helfferich, dass die Unmöglichkeit der 

Objektivität keinen Mangel, sondern den Ausgangspunkt qualitativer Forschung darstellt. Statt 

einer Objektivität wird ein reflektierter Umgang mit der Subjektivität angestrebt, denn die 

Ergebnisse qualitativer Forschung müssen immer kontextbezogen betrachtet werden. Es geht 

somit um die Produktion von Versionen in bestimmten Kontexten und deren kontextbezogener 

Auswertung. (Helfferich 2011, S. 154–155) Flick (2022, S. 545) betont ebenfalls, dass 

qualitative Forschung von Lebendigkeit geprägt ist und auf Standardisierung bewusst 

verzichtet. Daher sieht er Replikationsstudien nicht als sinnvolles Gütekriterium in der 

qualitativen Sozialforschung an. Er zeigt jedoch Anspruchskriterien für qualitative Studien auf. 

Dabei spricht er sich für eine Transparenz des Forschungsprozesses aus, indem die 

Methodenwahl begründet, und die Vorgehensweise im Forschungsprozess transparent 
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offengelegt wird, was in vorliegender Forschungsarbeit durch die Beschreibung und Erklärung 

des Forschungsprozesses umgesetzt wurde. 

Auch die Diskursanalyse stellt, wie zu Anfang des vorliegenden Kapitels beschrieben, keine 

objektive Wahrheit dar, sondern eine zu einem bestimmten Zeitpunkt in einem bestimmten 

sozialen Kontext wahrgenommene Wirklichkeit (Jäger 2015, S. 170). Foucault lehnt dabei 

eine Standardisierung des Forschungsprozesses ab und betont die Offenheit seiner 

Verfahren. Sie stellen für ihn keine festgelegten Vorgehensweisen dar, sondern können 

jederzeit erweitert und verändert werden. (Jäger 2015, S. 8) „Dies ist auch der Grund, warum 

es für die DA kein anderes Objektivitätskriterium als die Nachvollziehbarkeit geben kann, denn 

Wissen ist nur ‚richtig‘ oder ‚falsch‘ im Lichte der Perspektive, die wir gewählt haben“ (Allolio-

Näcke 2020, S. 682)  

Wichtig zu beachten ist dabei, dass auch die forschende Person die Diskursanalyse 

beeinflusst. So können sich Forscher*innen auf Werte, Normen oder ethische Grundlagen 

beziehen, schaffen damit aber keine objektiven Wahrheiten, sondern gestalten am Diskurs 

mit und werden gleichzeitig von diesem beeinflusst. (Jäger; Zimmermann 2019, S. 21) Dabei 

wird ebenfalls Macht ausgeübt, indem bestimmte Diskursstränge kritisch beleuchtet oder 

hervorgehoben werden und die Thematik unter einem bestimmten Blickwinkel betrachtet wird 

(Allolio-Näcke 2020, S. 682).. Ich als Forscherin betrachte das Thema aus einer 

sozialarbeiterischen Sichtweise. In der Sozialen Arbeit dient der Ethikkodex, welcher die 

Menschenrechte beinhaltet, als Legitimationsbasis (IFSW 2005). Zudem spielt bei dem 

Thema der häuslichen Gewalt und der damit verbundenen gesellschaftlichen Diskriminierung 

von Frauen auch die von Tatschmurat (1996, S. 13) beschriebene bewusste Parteilichkeit von 

weiblichen Forscher*innen eine Rolle, denn auch diese nimmt Einfluss auf den 

Forschungsprozess. Darüber hinaus habe ich als Forscherin Einfluss auf die durchgeführten 

Interviews genommen, indem diese von mir selbst durchgeführt worden sind. Als junge Frau 

und Sozialarbeiterin erhalte ich möglicherweise andere Antworten als beispielsweise ein 

älterer männlicher Polizist.  

3.3 Datenerhebung 

Die Methode der Kritischen Diskursanalyse wird zumeist mit Sekundärdaten in Form von 

Textkörpern wie Zeitungsartikel oder wissenschaftliche Dokumente durchgeführt. Es können 

jedoch auch Primärdaten in Form von Gesprächen und Interviews analysiert werden. Denn 

auch diese sind Teil des diskursiven Kontextes. (Allolio-Näcke 2020, S. 679, 684) Um die 

multi-institutionelle Zusammenarbeit bei häuslicher Gewalt in Vorarlberg zu untersuchen, 

muss die Sichtweise der Expert*innen, welche sich aktuell im Feld bewegen, eingeholt 
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werden. Um dies zu erheben, wurden Expert*inneninterviews mit Professionellen aus der 

Sozialen Arbeit, Justiz, Polizei und dem Gesundheitswesen durchgeführt. Im Folgenden wird 

auf das qualitative Sampling, den dafür genutzten Datenzugang, die Art und Durchführung 

der Interviews und die dabei beachtete Forschungsethik eingegangen.  

3.3.1 Qualitatives Sampling 

Die Auswahl der Interviewpartner*innen wurde mit dem Verfahren des qualitativen 

Stichprobenplans getroffen. Dabei wird die Stichprobe anhand vorher festgelegter Merkmale 

ausgewählt. (Schreier 2017, S. 12–13) Als Merkmale für die Wahl der Stichprobe diente die 

Institution und Profession der Expertinnen wie auch das Geschlecht. Sowohl aus dem Bereich 

des Gewaltschutzes, des Frauenhauses, der Justiz, Exekutive und dem Gesundheitswesen 

sollten jeweils zwei Expert*innen befragt werden, damit die Sichtweisen der zentralen 

Institutionen und Professionen miteinfließen. Institutionen, welche sich mit der Unterstützung 

der Täter und der betroffenen Kinder befassen, sind dabei nicht inkludiert, da sie nicht den 

Fokus der vorliegenden Arbeit darstellen und somit den Rahmen sprengen würden. 

In den Institutionen mit multiprofessionellen Teams, also der Gewaltschutzstelle und dem 

Krankenhaus, wurde darauf geachtet, jeweils zwei unterschiedliche Professionen zu 

befragen. In der Gewaltschutzstelle wurde eine Sozialarbeiterin und Juristin befragt, im 

Krankenhaus ein Sozialarbeiter von der Opferschutzgruppe und eine Gynäkologin, welche 

spezifisch auf den Bereich sexueller Missbräuche geschult ist.  

Da das Problem der häuslichen Gewalt gegen Frauen geschlechtsspezifisch betrachtet 

werden muss, wurde zudem bei der Auswahl der Interviewpartner*innen auf das Merkmal des 

Geschlechts geachtet. In den Opferschutzeinrichtungen ist einzig weibliches Personal 

angestellt, somit repräsentieren dort weibliche Sozialarbeiterinnen die Grundgesamtheit. 

Außerdem wurde das Merkmal der Institution und Profession priorisiert. Da sich die 

Erreichbarkeit in der Staatsanwaltschaft etwas schwieriger gestaltete, wurden im Bereich der 

Justiz schlussendlich zwei weibliche Personen befragt. Im Bereich der Familiengerichtshilfe 

waren ebenfalls Interviews angedacht. Diese konnten aufgrund des dort bestehenden 

Ressourcenmangels jedoch nicht stattfinden. 
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Institution Profession Geschlecht Seitenanzahl 
Transkript 

Nummerierung 

Gewaltschutzstelle Sozialarbeiterin weiblich 12 Interview 1 

 Juristin weiblich 12 Interview 2 

FrauennotWohnung Sozialarbeiterin weiblich 14 Interview 3 

 Sozialarbeiterin weiblich 11 Interview 4 

Familiengericht Richterin weiblich 09 Interview 5 

Staatsanwaltschaft Staatsanwältin weiblich 13 Interview 6 

Exekutive Polizistin weiblich 12 Interview 7 

 Polizist männlich 19 Interview 8 

Krankenhaus Sozialarbeiter männlich 15 Interview 9 

Gynäkologin weiblich 12 Interview 10 

Tabelle 2: Qualitativer Stichprobenplan der Expert*innengruppe 
Quelle: Eigene Darstellung 

3.3.2 Datenzugang 

Für die Gewinnung der Interviewpartner*innen wurde eine kombinierte Rekrutierungsstrategie 

sowohl über einen Gatekeeper als auch über eigene Kontakte und das direkte Anschreiben 

von Expert*innen verwendet (Kruse 2014, S. 251–253). Zum einen wurden über ein 

Gatekeeper Kontakte zur Justiz und Exekutive hergestellt. Zum anderen wurden Expertinnen 

mittels Recherchestrategie über die Internetseiten der jeweiligen Institutionen kontaktiert, wie 

auch mein persönlicher Kontakt zu der FrauennotWohnung aufgrund eigener Berufserfahrung 

genutzt.  

3.3.3 Problemzentrierte Expert*inneninterviews 

Die Datenerhebung erfolgte mittels Problemzentrierter Expert*inneninterviews. Um die 

Sichtweise auf die multi-institutionelle Zusammenarbeit aus Sicht der Expert*innen zu 

erforschen, bedarf es in den Interviews einen höheren Grad an Strukturierung, im Vergleich 

zu beispielsweise narrativen Interviews. Diese Strukturiertheit ermöglicht sowohl das 

Problemzentrierte- als auch das Expert*inneninterview (Helfferich 2011, S. 179; Mey; Mruck 

2020, S. 320).  

Problemzentrierte Interviews orientieren sich an einer gesellschaftlich relevanten 

Problemstellung, in vorliegender Arbeit an der häuslichen Gewalt gegen Frauen. Dabei fließt 

das vorliegende theoretische Vorwissen zu der Problematik deduktiv in die Leitfäden ein. Die 

befragten Personen können auch direkt mit theoretischem Wissen konfrontiert werden. Somit 

war es in den Interviews möglich, aktiv nachzufragen und auch aktiv das Gespräch zu 

strukturieren. Zudem wurde in den Interviews das Gesagte teilweise bereits kommunikativ 

validiert, denn dies ist bei Problemzentrierten Interviews – hingegen der nach Kruse (2014, S. 

215–216) allgemein geltenden Anforderungen in Interviewsituationen – möglich und sinnvoll. 

Trotzt der aktiven Teilnahme und Steuerung der Interviews wurde darauf geachtet, die 
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Gespräche nicht zu dominieren und die Offenheit gegenüber der Sicht der Befragten zu 

wahren. Dabei kann von einem induktiv-deduktiven Wechselverhältnis gesprochen werden, 

welches das Problemzentrierte Interview charakterisiert. (Kruse 2014, S. 153–154; Mey; 

Mruck 2020, S. 319–320) 

Expert*inneninterviews stellen laut Kruse (2014, S. 166) keine eigene Interviewform dar, 

sondern beschreiben die Zielgruppe der in den Interviews befragten Personen. Wer genau als 

Expert*in angesehen wird, wird kontrovers diskutiert (Kruse 2014, S. 173–174). In der 

vorliegenden Forschung wurden Expert*innen aufgrund ihres Professionsstatus ausgewählt. 

Dabei wurden Professionelle gewählt, welche in den beteiligten Institutionen bei häuslicher 

Gewalt gegen Frauen tätig sind. Die Expert*innen stehen dabei nicht als Privatperson im 

Forschungsinteresse, sondern als Expert*innen eines bestimmten Fachgebiets (Kruse 2014, 

S. 166). Dennoch ist zu beachten, dass Expert*inneninterviews keine reine objektive 

Informationsabfrage darstellen, sondern auch bei diesen subjektive Sichtweisen mit einfließen 

(Helfferich 2011, S. 165).  

Für die Erstellung der Leitfäden wurde nach der Leitfadenerstellung nach Helfferich (Helfferich 

2011, S. 182–189) vorgegangen. Dabei wurden jedoch aufgrund der Strukturiertheit der 

Problemzentrierten Expert*inneninterviews keine offenen Erzählaufforderungen für die 

Leitfragen gewählt, sondern strukturierte Fragen, welche das Thema der jeweiligen 

Fragenblöcke gut einleiten. Der Leitfaden wurde für jede Profession beziehungsweise 

Institution angepasst, blieb in seiner Grundstruktur jedoch erhalten. Er teilt sich in vier 

Themenreiche:  

1. Den Auftrag, die Arbeitsgrundsätze, Fortbildungsmöglichkeiten und Zielsetzungen 

2. Die verschiedenen Formen der multi-institutionellen Zusammenarbeit 

3. Die gegenseitige Anerkennung und Akzeptanz der Professionellen und mögliche 

Machtstrukturen und Konflikte 

4. Faktoren, welche die Unterstützung von gewaltbetroffenen Frauen erschweren.  

Darüber hinaus wurden Kurzfragebögen erstellt, um einen Überblick über die Profession, 

Position und Institution zu gewinnen.   

3.3.4 Durchführung der Interviews 

Vor dem ersten Interview wurde ein Pretest mit einer Sozialarbeiterin durchgeführt, welche 

bereits Erfahrungen in der Frauenhausarbeit gesammelt hat. Dieser Pretest ermöglichte eine 

Reflexion über die Verständlichkeit und Strukturiertheit der Fragestellungen und somit eine 

Überarbeitung der Leitfäden. Die Datenerhebung erfolgte zwischen Juli und September 2022. 

Dabei wurden problemzentrierte Expert*inneninterviews á 30-45 Minuten durchgeführt. Die 
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Interviews fanden persönlich am Arbeitsort der jeweiligen Professionellen statt und wurden 

per Audioaufnahme festgehalten und anschließend anhand der Transkriptionsregeln nach 

Kuckartz (Kuckartz 2016, S. 167–177) transkribiert. 

3.4 Datenanalyse 

Für die Analyse wurden die Interviews anonymisiert und nummeriert (siehe Kapitel 3.1). Die 

Strukturanalyse wurde dabei mit Hilfe der Software MAXQDA durchgeführt. Dabei wurde eine 

deduktiv-induktive Kategorienbildung angewendet. Die in der Feinanalyse ausgewerteten 

Interviews wurden zusätzlich zu den Kodierungen in MAXQDA in Microsoft Edge farblich 

markiert und mit Notizen und Auffälligkeiten versehen. Zudem wurden, wie von Jäger (2015, 

S. 110) empfohlen, zu allen Interviews jeweils Arbeitsprotokolle erstellt, in welche 

Auffälligkeiten und Ideen eingetragen wurden, die wiederum in alle Analyseschritte mit 

einflossen. 

3.5 Forschungsethik 

Bei jedem Forschungsprojekt müssen forschungsethische und wissenschaftliche Standards 

eingehalten und stetig reflektiert werden. Die DGSA stellt hierfür ein Forschungsethikkodex 

zur Verfügung. (DGSA 2020) Im Folgenden wird auf drei für das vorliegende 

Forschungsprojekt relevante Prinzipien eingegangen.  

Anonymisierung des Primärdatenmaterials 

Um die Anonymität der interviewten Personen zu wahren, wurden alle personenbezogenen 

Daten und Interviewaussagen stets vertraulich behandelt. Die für die Interviews 

aufgenommen Daten wurden in vorliegender Arbeit anonymisiert. Dabei wurde auf die 

Nennung der Position und des Arbeitsortes verzichtet, um eine möglichst hohe Anonymität zu 

gewährleisten. Auch die in den Interviews genannten Orte und Namen wurden anonymisiert. 

Zudem wurden die Transkripte nicht der Arbeit beigelegt, um keine Rückschlüsse ziehen zu 

können. Die Beteiligten wurden dabei auch über die Grenzen der Anonymisierbarkeit 

aufgeklärt, welche in vorliegender Arbeit aufgrund des kleinen Bundeslandes und der 

Nennung der Arbeitsfelder und Institutionen besteht. (DGSA 2020, S. 4) Die explizite Nennung 

des eigenen Namens aufgrund des Expert*innenstatus wurde von keiner teilnehmenden 

Person gewünscht.  

Einwilligung der Forschungsteilnehmenden 

Im Forschungsprozess wurde auf die informierte Einwilligung Bedacht genommen Die 

interviewten Expert*innen konnten bei Bedarf das Interview zu jeder Zeit abbrechen. Zudem 
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haben alle Beteiligten der Aufnahme der Interviews im Voraus zugestimmt. Darüber hinaus 

hatten sie die Möglichkeit, nach dem Interview zu entscheiden, ob die vorliegenden 

Interviewaussagen anonymisiert in die wissenschaftliche Auswertung einfließen dürfen. Dafür 

wurden Einverständniserklärungen unterschrieben, und den Befragten wurde eine 

unterschriebene Datenschutzerklärung ausgehändigt. Bei Bedarf wurden den teilnehmenden 

Expert*innen das Transkript des Interviews noch vor der Auswertung bereitgestellt, um 

nochmals über dessen Verwendung entscheiden zu können. (DGSA 2020, S. 6) 

Verfügbarkeit der Forschungsergebnisse  

Allen Expert*innen wird das Forschungsergebnis bei Veröffentlichung der vorliegenden Arbeit 

zur Verfügung gestellt. Die Einsicht in das Ergebnis der vorliegenden Arbeit wurde von allen 

Teilnehmer*innen nach der Durchführung der Interviews gewünscht.  



46 

 

4. Empirische Auswertung 
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4.1 Strukturanalyse 

Die Strukturanalyse wird von Jäger als das Herzstück der Diskursanalyse beschrieben. Dabei 

werden in Form einer Materialaufbereitung die Themen und Unterthemen des 

Diskursstranges sowohl qualitativ als auch quantitativ erfasst. Neben der Aufarbeitung der 

Themen und Unterthemen wird in der Strukturanalyse auch die Wirkung des Diskurses 

analysiert (Jäger 2015, S. 95, 97, 115). 

Um dies erarbeiten zu können, wird in der Strukturanalyse zunächst eine Übersicht über das 

zu analysierende Material geschaffen. Diese Darstellung des Analysematerials ist bereits in 

Kapitel 3.3.1 angeführt. Im vorliegenden Kapitel sind die Themen und Unterthemen des 

Diskursstranges erläutert. Anschließend wird anhand der Wissensquellen, Normalismen und 

Kollektivsymbole auf Wirkung des Diskursstranges eingegangen.  

4.1.1 Themen und Unterthemen des Diskursstranges 

Im Folgenden sind die Themen und Unterthemen des Diskursstranges dargestellt. Dabei wird 

vorerst auf die Organisation der multi-institutionellen Zusammenarbeit eingegangen und 

anschließend ein differenzierter Einblick in die Einschätzung spezifisch in Bezug auf die multi-

institutionelle Zusammenarbeit als auch allgemein in Bezug auf die hemmenden und 

gelingenden Faktoren im Interventionssystem gegeben. Da die Einschätzung in Bezug auf die 

hemmenden und gelingenden Faktoren in der Zusammenarbeit als auch in Bezug auf das 

Interventionssystem einen zentralen Bestandteil des Diskursstranges darstellen und 

kontrovers von den Expert*innen diskutiert wurden, sind diese sowohl qualitativ als auch 

quantitativ ausgewertet. Die quantitative Auswertung basiert dabei auf der Anzahl der 

Kodierungen der jeweiligen Faktoren in MAXQDA. Die Interviews wurden dabei jeweils 

basierend auf ihrem institutionellen Kontext auf vier Bereiche zusammengefasst: aus dem 

Bereich der Gewaltschutzstelle, der FrauennotWohnung, der Justiz, Polizei und dem 

Krankenhaus. In alle Bereiche fließen jeweils zwei Interviews ein.  

Organisation der Zusammenarbeit 

Es finden unterschiedliche Formen der multi-institutionellen Zusammenarbeit statt. Dabei 

kann zwischen fallunabhängigen und fallbezogenen Kooperationen unterschieden werden. Im 

Folgenden wird zuerst auf die fallunabhängigen Kooperationen – die Netzwerk- und 

Vernetzungstreffen, sowie die Opferschutzgruppe – und anschließend auf die fallbezogenen 

Kooperationen – die fallspezifische Zusammenarbeit und multi-institutionelle Fallkonferenzen 

– eingegangen. Darauffolgend wird auf die Aus- und Fortbildungsmöglichkeiten als auch auf 

die Gefährdungseinschätzungen der beteiligten Institutionen eingegangen. 
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Institutionalisierte Netzwerktreffen 

Auf Landesebene finden jährliche institutionalisierte Netzwerktreffen beziehungsweise runde 

Tische zwischen der Gewaltschutzstelle und jeweils der Polizei und der Justiz zum Thema 

häusliche Gewalt statt. Auch die Kinder- und Jugendhilfe nimmt daran teil. Die 

FrauennotWohnung und das Gesundheitswesen sind bei diesen Netzwerktreffen nicht 

anwesend. Die jeweiligen Institutionen werden auf den Treffen von Schlüsselpersonen 

vertreten, welche die Informationen wiederum ihren Kolleg*innen weitergeben. Bei den multi-

institutionellen Treffen gibt es eine Tagesordnung. Dabei können von allen Institutionen 

Themen und Fragestellungen eingebracht werden.  

Vernetzungstreffen  

Bei Bedarf werden Vernetzungstreffen zwischen zwei oder mehreren beteiligten Institutionen 

durchgeführt. Dabei können u.a. Konflikte, aktuelle Fragestellungen oder auch die jeweiligen 

Aufträge besprochen und gelöst werden. Diese Vernetzungstreffen sind nicht 

institutionalisiert, sondern von den jeweiligen Professionellen initiiert. Somit sind sie von dem 

Engagement der jeweiligen Mitarbeiter*innen und des Leitungspersonals abhängig und 

stehen somit in einer Unverbindlichkeit. Zwischen einigen Institutionen werden die 

Vernetzungstreffen mit Jour-fixe-Treffen in eine gewisse Verbindlichkeit gebracht. Doch auch 

diese Verbindlichkeiten sind von der Initiative der derzeitig tätigen Mitarbeiter*innen abhängig, 

da sie nicht vorgeschrieben sind.  

Opferschutzgruppen 

In allen Krankenhäusern in Vorarlberg, ausgenommen dem Landeskrankenhaus Rankweil, 

sind Opferschutzgruppen vorhanden8. Das Krankenhaus Dornbirn ist zudem Anlaufstelle für 

Frauen, welche von sexueller Gewalt betroffen sind, denn dort befindet sich die Schwerpunkt- 

Ambulanz für Betroffene von sexueller Gewalt.  

Die Opferschutzgruppen sind mit einem interdisziplinären Team aus dem jeweiligen 

Krankenhaus aufgestellt, welches sich regelmäßig zum Austausch treffen sollte. Diese Treffen 

sind von den Ressourcen der beteiligten Personen abhängig. Während der Corona-Pandemie 

konnten diese daher nicht stattfinden. Darüber hinaus können gewaltbetroffene Frauen neben 

der medizinischen Behandlung kurzfristig im Krankenhaus Schutz finden. Wenn sie nicht in 

der FrauennotWohnung unterkommen möchten oder können, haben sie fast immer die 

Möglichkeit, unabhängig von den Verletzungen, eine Nacht im Krankenhaus zu übernachten. 

 

8 Vor Durchführung der Interviews waren einzig die Opferschutzgruppen im Krankenhaus Dornbirn und 
Feldkirch auf der Website des Opferschutzgruppen-Tools vermerkt. Nach Nachfrage bei den jeweiligen 
Krankenhäusern wurden die Opferschutzgruppen der anderen Krankenhäuser auf der Website ergänzt. 
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Wenn bereits eine polizeiliche Wegweisung angeordnet wurde, wird sich bemüht, dass die 

Täter keinen Eintritt in das Krankenhaus bekommen. Darüber hinaus ist es Aufgabe der 

Opferschutzgruppen durch Informationsmaterialien zum Thema häusliche Gewalt auf die 

möglichen Hilfestellungen im Interventionssystem aufmerksam zu machen. Dies sei laut des 

befragten Sozialarbeiters zum Zeitpunkt des Interviews nicht ausreichend vorhanden, sollte 

jedoch wieder erstellt und im Krankenhaus verteilt werden.  

In den Interviews zeigte sich, dass in Bezug auf die Opferschutzgruppen und allgemein der 

Kooperation mit Expert*innen aus dem Gesundheitswesen wenig Wissen bei den 

Expert*innen vorhanden ist.  

Fallspezifische Zusammenarbeit 

Die fallspezifische Zusammenarbeit ist bei der Unterstützung von gewaltbetroffenen Frauen 

unverzichtbar. Zwischen allen beteiligten Institutionen sind Schnittpunkte in der Fallarbeit 

vorhanden, diese sind jedoch unterschiedlich ausgeprägt. Sie variieren zwischen direkten 

Absprachen bei Unklarheiten in einem Fall, der Unterstützung von Mitarbeiter*innen vor Ort 

oder auch Informationsweitergaben. Dabei wird zwischen der aktiven Zusammenarbeit und 

der indirekten Zusammenarbeit in Form von Verweisungen oder Antragsübermittlungen 

unterschieden. Zweitgenanntes wird von einigen Professionellen nicht als Zusammenarbeit 

definiert. Immer wieder wird auf die Zusammenarbeit bei der Verhängung einer Einstweiligen 

Verfügung eingegangen. Hierbei sticht insbesondere die enge Zusammenarbeit der Polizei 

mit den Opferschutzstellen des Ifs heraus. Es zeigt sich, dass die Justiz ebenfalls auf die 

Zusammenarbeit der anderen Institutionen angewiesen ist, jedoch autonomer arbeitet. Im 

Bereich des Gesundheitswesens zeigen sich zwar Schnittstellen, diese werden im 

Durchschnitt jedoch als selten wahrgenommen. 

Darüber hinaus wird von Seiten der Polizei und der Staatsanwaltschaft von Möglichkeit der 

anonymen Fallauskunft berichtet. Dabei können für anonyme Fallschilderungen rechtliche 

Auskünfte gegeben werden. Von Seiten der Staatsanwaltschaft wird dabei jedoch betont, 

dass nur allgemein rechtliche Auskünfte, jedoch keine spezifischen Einschätzungen zu 

konkreten Fällen gegeben werden können, da dies Aufgabe des*der jeweiligen 

Sachbearbeiter*in ist und die dabei zu treffenden Entscheidungen nicht vorweggenommen 

werden können.  

Multi-institutionelle Fallkonferenzen 

Bei Hochrisikofällen können für den Austausch aller bei dem Fall beteiligter Institutionen multi-

institutionelle Fallkonferenzen einberufen werden. Diese stellen eine institutionalisierte 
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fallspezifische Zusammenarbeit dar. Seit dem neuen Gewaltschutzgesetz finden diese in 

Form von sicherheitspolizeilichen Fallkonferenzen statt.  

An diesen Fallkonferenzen können alle beteiligten Institutionen nach Bedarf teilnehmen. 

Dabei wird immer wieder betont, dass die jeweiligen Institutionen nur dann teilnehmen, wenn 

dies auch zweckmäßig ist. Wichtige Institutionen sind hierbei meist die FrauennotWohnung, 

Gewaltschutzstelle und die Polizei. Professionelle aus der Justiz und dem Gesundheitswesen 

sind nur selten involviert. Die befragten Personen aus der Staatsanwaltschaft und aus dem 

Bezirksgericht geben an, noch nie an einer Fallkonferenz in Vorarlberg beteiligt gewesen zu 

sein.  

Die mit dem neuen Gewaltschutzgesetz etablierten sicherheitspolizeilichen Fallkonferenzen 

können von allen beteiligten Institutionen angeregt, jedoch nur von der Polizei oder 

Bezirkshauptmannschaft einberufen werden. Von anderen Institutionen angeregte 

Fallkonferenzen werden auf ihre Notwendigkeit geprüft und freigegeben, wenn diese als 

relevant erachtet werden. Eine*r der befragten Polizist*innen betont, dass die Anregungen 

von anderen Institutionen bei Notwendigkeit immer auch bestätigt und einberufen werden. 

Aus Sicht einer der befragten Sozialarbeiterinnen aus der FrauennotWohnung ist damit jedoch 

eine zusätzliche Hürde für die Fallkonferenzen entstanden, denn diese müssen immer gut 

begründet sein und könnten auch jederzeit abgelehnt werden. Aus der gefühlsmäßigen 

Einschätzung der Sozialarbeiterin haben seit der gesetzlichen Änderung weniger 

Fallkonferenzen stattgefunden.  

Es wird zwar immer wieder erwähnt, dass sicherheitspolizeiliche Fallkonferenzen in 

ausgewählten Fällen sinnvoll sein können, jedoch werden einige skeptische Äußerungen 

bezüglich der Fallkonferenzen genannt. Es wird betont, dass es für eine solche Fallkonferenz 

auch immer vielerlei Ressourcen bedarf und diese daher nur in ausgewählten Fällen 

stattfinden sollten. Zudem sei es manchmal herausfordernd zu entscheiden, was von den 

jeweiligen Institutionen in einer solchen Fallkonferenz alles offengelegt werden kann, ohne 

dabei das Vertrauensverhältnis zu den Klient*innen zu gefährden. Von Seiten der 

Staatsanwaltschaft wird dabei betont, dass sie aus ermittlungstaktischen Gründen meist nicht 

viel zu dem Fall preisgeben, und somit zu einer Fallkonferenz nicht wirklich etwas beitragen 

können.   

Dennoch werden auch einiges Vorteile der sicherheitspolizeilichen Fallkonferenzen genannt. 

Es kann zusammengetragen werden, welche Möglichkeiten von den jeweiligen Institutionen 

in dem zu besprechenden Fall gegeben sind und somit herausgefunden werden, welche sich 

dabei als gewinnbringendste herausstellen. Zudem kann bei Unsicherheiten eine 

gegenseitige Aufklärung bei spezifischen Fragestellungen in den jeweiligen Fachgebieten 
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stattfinden. Darüber hinaus kann durch eine Fallkonferenz bei Hochrisikofällen für mehr 

Sicherheit gesorgt und die Entscheidungslast ein wenig verteilt werden. So können schwierige  

Entscheidungen in einem größeren Rahmen mit Hilfe der unterschiedlichen Fachexpertisen 

getroffen werden. Es können die verschiedenen Sichtweisen und Informationen 

zusammengetragen werden und daraus neue Erkenntnisse entstehen. Zudem kann eine 

Fallkonferenz für Klarheit sorgen, wenn zwischen die verschiedenen Professionellen 

unterschiedliche Sichtweisen, insbesondere stark auseinandergehende 

Gefährdungseinschätzungen auf einen Fall bestehen. Auch wenn die Staatsanwaltschaft nicht 

an den Fallkonferenzen beteiligt ist, stellt sich auch für sie die Einschätzung einer 

sicherheitspolizeilichen Fallkonferenz als hilfreiche Stütze für ihre Entscheidungen dar. 

Es wird jedoch allgemein betont, dass im Gegensatz zu anderen Bundesländern nur wenige 

multi-institutionelle Fallkonferenzen in Vorarlberg stattfinden, da nur selten dafür Bedarf 

bestünde. Zum einen gäbe es in Vorarlberg allgemein nicht so viele Hochrisikofälle, zum 

anderen sei vieles auch informell im kleinen Kreis ausreichend zu klären, da sich die 

Professionellen untereinander gut kennen.  

Das Modell MARAC hat sich laut den befragten Expert*innen in Vorarlberg nie etabliert. Bei 

den Expert*innen besteht im Durchschnitt nur wenig Wissen zu diesem Modell.  

Aus- und Fortbildungen 

Aus- und Fortbildungen stellen laut den befragten Expert*innen aufgrund der Komplexität des 

Problems eine wichtige Komponente dar. In diesen Schulungen kann das Verständnis der 

komplexen Verhaltensmuster und Dynamiken in einer Gewaltbeziehung besser verstanden 

und ein sensibler Umgang mit dem Thema geschult werden.  

Es zeigte sich, dass für Polizist*innen ein Angebot an Ausbildungen im Bereich häusliche 

Gewalt sowohl während als auch nach der Ausbildung vorhanden ist. Schulungen für 

Polizist*innen wurden, wie in Kapitel Gewaltschutzgesetz beschrieben, bereits mit dem ersten 

Gewaltschutzgesetz etabliert und seither ausgebaut. Sie absolvieren während ihrer 

Ausbildung verpflichtend eine Schulung zum Thema häusliche Gewalt, welche zusammen mit 

dem Ifs Opferschutz abgehalten werden. Darüber hinaus haben sie die Möglichkeit, noch 

weitere Fortbildungen zu dem Thema zu absolvieren. In der Spezialausbildung – Gewalt in 

der Privatsphäre – werden Polizist*innen in einer mehrtägigen Ausbildung intensiv zu der 

Thematik geschult.  

Über das Projekt S.I.G.N.A.L (siehe Kapitel 2.4.2), welches vom Land finanziell gefördert wird, 

werden Fortbildungen für das Gesundheitspersonal in den Krankenhäusern organisiert. Diese 

werden von der jeweiligen Opferschutzgruppe gemeinsam mit der Ifs Gewaltschutzstelle und 
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der Polizei organisiert und geleitet. Darüber hinaus finden spezielle Ausbildung in der 

gynäkologischen Schwerpunktambulanz für die dort zuständigen Ärztinnen statt. Diese wird 

von einer Oberärztin durchgeführt und fokussiert auf die medizinische Beweismittelaufnahme. 

Die Ausbildungen sind ein wichtiger Bestandteil für den Gesundheitsbereich, denn darüber 

hinaus finden keine in der Ausbildung integrierte oder generell einheitlich verpflichtende Aus- 

oder Fortbildungen zum Thema häusliche Gewalt statt. 

Im Bereich der Sozialen Arbeit wird von Fortbildungen von Seiten des Ifs und des AÖFs 

berichtet. Im Studium sei das Thema der häuslichen Gewalt an Frauen zu wenig behandelt.  

Im Bereich der Justiz wird das Angebot an Ausbildungen als sehr gering beschrieben. In der 

Ausbildung der Staatsanwält*innen und Richter*innen sind keine verpflichtenden Module zum 

Thema häusliche Gewalt enthalten. Auch die Staatsanwält*innen mit der Sonderzuständigkeit 

für Gewalt im sozialen Nahbereich haben, wie auch im GREVIO-Schattenbericht kritisiert 

(siehe Kapitel 2.2.5), keine zusätzlichen Ausbildungen absolviert. Von der einzigen Berührung 

mit dem Thema der häuslichen Gewalt während der Ausbildung berichtet die befragte 

Staatsanwältin in Form einer zweiwöchigen Zuteilung im Bereich des Opferschutzes. Dies ist 

in der Ausbildung ein verpflichtendes Element, kann jedoch auch in allen Bereichen des 

Opferschutzes absolviert werden. 

Gefährlichkeitseinschätzungen 

Bezüglich der Kritik im GREVIO-Schattenbericht (Kapitel 2.2.5) wurden die Expert*innen 

befragt, wie sie die Gefährdungseinschätzung der Täter vornehmen. In den Interviews zeigte 

sich, dass in Vorarlberg keine einheitlichen Gefährdungseinschätzungstools verwendet 

werden. Von Seiten der Opferschutzeinrichtungen wird das Campbell-Tool verwendet, die 

Polizei nutzt das Tool SALFAG. Die Jurist*innen treffen ihre Entscheidungen aufgrund der 

ihnen mitgeteilten Informationen von Seiten der Polizei und Sozialen Arbeit. Dabei wird 

eingebracht, dass die Polizei nicht einfach so das Tool aus der Sozialen Arbeit übernehmen 

kann, es müsse bedacht werden, dass die Polizei andere Informationen hat und andere Ziele 

verfolgt. Dennoch wird von einer Sozialarbeiterin aus der Gewaltschutzstelle betont, dass es 

in diesem Punkt noch Potenzial für ein einheitlicheres Verfahren in Bezug auf die 

Risikoeinschätzungen gäbe. 

Einschätzung der Zusammenarbeit 

Von den befragten Expert*innen wurden unterschiedliche Einschätzung zu der multi-

institutionellen Zusammenarbeit eingebracht. Im Folgenden wird diesbezüglich vorerst auf 

den allgemeinen Stellenwert der Zusammenarbeit und die gemeinsame Zieldefinition 

eingegangen. Es folgt ein kurzer Einblick in die Entwicklung der Zusammenarbeit aus Sicht 



53 

 

erfahrener Expert*innen. Anschließend geht es um die Auftragskenntnisse und die 

gegenseitige Anerkennung zwischen den Professionellen. Damit in Verbindung stehen die 

darauffolgenden Machtstrukturen im Interventionssystem und der Umgang mit Konflikten im 

multi-institutionellen Setting. Abschließend sind die gelingenden und hemmenden Faktoren 

als auch Vorschläge in Bezug auf die Zusammenarbeit sowohl qualitativ als auch quantitativ 

dargestellt. 

Stellenwert von Zusammenarbeit 

Der Stellenwert von Kooperation wird als sehr hoch eingestuft. „Kooperation gehört einfach 

dazu, es geht nicht ohne.“ (Interview 2) Niemand kann Gewalt gegen Frauen allein lösen, es 

müssen alle Institutionen dafür im engen Rahmen miteinander kooperieren. Auch von Seiten 

der Staatsanwaltschaft, welche eine nicht so intensive Zusammenarbeit mit ihren 

Kooperationspartnern pflegt, wird der Stellenwert von Kooperation als hoch eingestuft, da die 

Einschätzungen der anderen Institutionen essenziell für ihre Arbeit sind.  

Gemeinsame Zieldefinition 

Von mehreren Expert*innen wird betont, dass im Gewaltschutz alle an einem gemeinsamen 

Ziel arbeiten, dies dürfe in der Zusammenarbeit nicht vergessen werden. Als Ziel wird der 

Schutz und die Sicherheit der Frauen, in anderen Worten die Prävention von Gewalt und der 

Opferschutz definiert. Von ein paar Expert*innen wird dabei betont, dass im Idealfall 

Gewalttaten erst gar nicht mehr entstehen sollten, „das ganz große Ziel wäre, dass es das 

alles nicht mehr braucht und die Gesellschaft so funktioniert, ohne dass wir eingreifen 

müssen.“ (Interview 6) In diesem Zusammenhang spielt die Sensibilisierung in der 

Gesellschaft eine wichtige Rolle. Wenn es bereits zu Gewalt gekommen ist, sei der Schutz 

der Opfer im Mittelpunkt, es müsse dann sowohl mit den Opfern als auch Tätern gearbeitet 

werden. 

Entwicklung der Zusammenarbeit 

Sowohl eine Sozialarbeiterin als auch ein Polizist, beide mit langjähriger Berufserfahrung, 

gehen in den Interviews mehrfach auf die Entwicklung der Zusammenarbeit bei häuslicher 

Gewalt in Vorarlberg ein. Dabei wird betont, dass in dem Gewaltschutzgesetz, welches bereits 

25 Jahre besteht, die Zusammenarbeit der Kooperationspartner*innen von Anfang an 

gesetzlich verankert war (siehe auch Kapitel 2.1.3). Im Fokus stand damals die 

Zusammenarbeit zwischen der Sozialen Arbeit mit der Exekutive und Justiz. Insbesondere in 

die Zusammenarbeit mit der Polizei wurde viel investiert, was sich in den heutigen Strukturen 

auch widerspiegelt.  
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Die Gewaltschutzstellen, damals Interventionsstellen, wurden im Sicherheitspolizeigesetz 

verankert. Mit Etablierung des Gesetzes wurde deutlich, dass diese zwei Institutionen eng 

zusammenarbeiten müssen, damit häusliche Gewalt bekämpft werden kann. Dies war damals 

eine neue Herausforderung, da sich zwei Professionen mit ganz unterschiedlichen Aufträgen 

und Ansätzen gegenüberstanden. Zwischen den Polizist*innen und Sozialarbeiter*innen war 

beiderseits großes Misstrauen vorhanden. Die Polizist*innen, damals hauptsächlich 

männliches Personal, haben die Arbeit der Sozialarbeiter*innen häufig belächelt. Es bestand 

ein Konkurrenzdenken zwischen den beiden Professionen, welches häufig zu Konflikten 

geführt habe. Gegenseitige Wertschätzung und Respekt habe sich erst im Laufe der Jahre 

entwickeln können. Auch das Wissen über die Aufträge und Arbeitsgrundsätze der jeweils 

anderen Profession mussten sich die Polizist*innen und Sozialarbeiter*innen aneignen und 

lernen an gemeinsamen Zielen zu arbeiten. In diese Zusammenarbeit wurde von beiden 

Professionen viel investiert und gemeinsam auch viel erreicht. Bei der Polizei habe sich zudem 

das Rollenverständnis von Männern und Frauen stark gewandelt und Frauen seien heute bei 

der Polizei willkommen. 

Das Kuranstaltengesetz (siehe Kapitel 2.2.4), wurde erst einige Jahre später, im Jahr 2011 

etabliert. Es brauche eine Weile bis sich dies in den Institutionen verfestige. In diesem 

Zusammenhang wird jedoch auch die Frage aufgeworfen, ob für die Umsetzung des 

Opferschutzgesetzes ausreichend Ressourcen geschaffen wurden, damit sich der 

Opferschutz auch im Gesundheitsbereich etablieren kann.  

Kenntnis über Aufträge der beteiligten Institutionen 

Die Kenntnis über die verschiedenen Aufträge der beteiligten Institutionen stellte sich, wie 

auch in Kapitel 2.3.3 beschrieben, als zentrales Thema in der multi-institutionellen 

Zusammenarbeit dar. 

Mehrfach wird von den Expert*innen auf die unterschiedlichen Aufträge und damit 

verbundenen Arbeitsansätze der beteiligten Institutionen aufmerksam gemacht. Die 

involvierten Institutionen haben alle einen anderen Fokus und damit verbunden eine 

unterschiedliche Sichtweise auf die Fälle. Dabei können sich im Fallverlauf vorgeschlagene 

Ansätze mit den Ansätzen anderer Institutionen widersprechen. Manchmal seien auch 

Erwartungen an Professionelle vorhanden, welche von diesen aufgrund ihres Auftrages nicht 

erfüllt werden können. Insbesondere wenn zwischen den Institutionen nicht klar kommuniziert 

ist, wer welchen Auftrag hat, kommt es zu Konflikten in der Zusammenarbeit. Auch für die 

Klientinnen kann dies herausfordernd sein, „denn jeder zieht in eine andere Richtung und will 

von der Klientin eigentlich etwas ganz anderes“ (Interview 3). Dies stelle in der 
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Zusammenarbeit immer Herausforderungen dar, welche jedoch auch bewältigt werden 

können.  

Damit multi-institutionelle Zusammenarbeit gelingen kann, bedarf es einer guten 

Kommunikation über die jeweiligen Aufträge. Die Kenntnis über die Aufträge stelle die Basis 

für eine gelingende Zusammenarbeit dar. Wenn diese Kenntnisse und die damit verbunden 

Möglichkeiten und Begrenzungen der jeweiligen Professionellen gegeben ist, könne leichter 

Verständnis für die Entscheidungen und Arbeitsweisen, und Vertrauen in die Arbeit der 

anderen Expert*innen aufgebaut werden. Auch gegenüber den Klientinnen müsse dies klar 

kommuniziert sein, denn auch von diesen können Erwartungen gegenüber Professionellen 

vorhanden sein, welche nicht mit dem Auftrag der Institutionen übereinstimmen.  

Inwieweit die Aufträge tatsächlich ausreichend kommuniziert sind, zeigt sich in den Interviews 

keine einheitliche Meinung. Während ein paar der Expert*innen der Meinung sind, dass die 

Aufträge in Vorarlberg ausreichend kommuniziert sind, wird von anderen eingebracht, dass 

die Aufträge nicht immer allen Beteiligten klar sind.  

Gegenseitige Anerkennung 

Von einigen Professionellen wird die Wichtigkeit der gegenseitigen Anerkennung unter den 

Professionellen betont. Dabei wird von einem gegenseitigen Vertrauen in das professionelle 

Handeln und einer damit verbundenen Wertschätzung gesprochen. Während dieses 

Vertrauen mit Beginn des Gewaltschutzgesetzes nicht ausreichend bestand, spricht sich nun 

der Großteil der befragten Expert*innen für eine gegenseitige Anerkennung zwischen den 

Professionellen in Vorarlberg aus.  

Von ein paar der befragten Sozialarbeiter*innen wird jedoch die fehlende Anerkennung ihres 

Professionsstatus angesprochen. Sozialarbeiter*innen seien in der multi-institutionellen 

Zusammenarbeit häufig die Bittsteller*innen, da sie die Gesamtlage im Blick haben und somit 

auf das Wissen der anderen Professionen angewiesen sind. Durch diese Stellung als 

Fragende bekämen sie häufig weniger Anerkennung. Generell fehle es oftmals noch an einer 

Anerkennung der Sozialen Arbeit als Profession. Dies wird von den befragten Expert*innen 

mit dem fehlenden Berufsgesetz der Sozialen Arbeit in Verbindung gebracht. Insbesondere 

im Bereich des Gesundheitswesens wird mehr Anerkennung des Spezialwissens von 

Sozialarbeiter*innen gewünscht. Zu dieser Diskussion über die Sozialen Arbeit als Disziplin 

gibt Staub-Bernasconi in ihrem Buch Soziale Arbeit als Handlungswissenschaft einen 

differenzierten Einblick (Staub-Bernasconi 2018, S. 125–133). 
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Machtstrukturen in der multi-institutionellen Zusammenarbeit 

In Bezug auf Machtstrukturen waren unterschiedliche Meinungen zwischen den befragten 

Expert*innen vorhanden. Dabei hatte ich in den meisten Interviews den Eindruck, dass Macht 

bei den Expert*innen negativ konnotiert ist und automatisch mit Konflikten in Verbindung 

gebracht wird. Von ein paar Befragten kam die Äußerung, dass keinerlei Machtstrukturen in 

der Zusammenarbeit bei häuslicher Gewalt vorhanden sind. Auf der anderen Seite wurde auf 

die Positionsmacht einzelner Institutionen und den damit verbundenen Machtstrukturen 

zwischen den Institutionen aufmerksam gemacht.  

Zum einen seien zwischen den Professionellen Machtverhältnisse in Form verschiedener 

Aufträge und Entscheidungsbefugnisse vorhanden. Dabei wird jedoch betont, dass dies nicht 

negativ bewertet wird, sondern aufgrund der verschiedenen Aufgaben und der Strukturen 

bestehe. „Ja das letzte Wort hat das Gericht, das ist einfach so.“ (Interview 6) So ist es die 

Aufgabe der Justiz, die letzte Entscheidung zu treffen, und Aufgabe der Sozialen Arbeit hierfür 

Entscheidungsgrundlagen bereitzustellen beziehungsweise die Frauen auf dem Weg zu 

begleiten.   

Auch wenn einzelnen Professionen eine generell höhere Positionsmacht zugesprochen wird 

und die Sozialarbeiter*innen mehrfach als die Bittsteller*innen beschrieben werden, wird von 

einem Teil der Befragten deutlich gemacht, dass alle Institutionen im Interventionssystem 

Machtquellen besitzen, denn alle seien auf die Arbeit der anderen Institutionen angewiesen. 

Auf die bestehenden Machtverhältnisse im Interventionssystem wird in Kapitel 4.3 

differenzierter eingegangen.  

Umgang mit Konflikten 

Mehrere der befragten Expert*innen betonen, dass es in Vorarlberg zwischen den beteiligten 

Institutionen nie zu massiven Konflikten kommt, und wenn einmal Unstimmigkeiten auftreten, 

seien diese leicht zu lösen. Laut einer der Polizist*innen komme es gar nicht zu Konflikten. In 

manchen Interviews war spürbar, dass nicht gerne über Konflikte gesprochen werden möchte. 

Dies zeigte sich beispielsweise durch lange Redepausen oder einer allgemein abgeneigten 

Haltung.  

Dennoch wird auch von Konflikten berichtet, auch von jenen Expert*innen, welche zunächst 

eher eine abwehrende Haltung zu diesem Thema zeigten. Inhaltlich ginge es bei 

Unstimmigkeiten u.a. um nicht erfüllbare Erwartungen in Verbindung mit Unklarheiten über 

die Aufträge der jeweiligen Institutionen. Dann müsse über die Möglichkeiten und 

Begrenzungen der jeweiligen Institutionen nochmals aufgeklärt werden. Manchmal komme es 

auch zu Unzufriedenheiten mit der Arbeit der Professionellen der anderen Institutionen, zum 

Beispiel wegen unklaren Formulierungen, unvollständigen Anträgen oder auch unsensibler 
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Befragungen von Klientinnen. In seltenen Fällen komme es auch zu personenbezogenen 

Konflikten zwischen einzelnen Personen. Solche Unstimmigkeiten seien jedoch durch 

Kommunikation mit den Kooperationspartner*innen in den meisten Fällen leicht zu lösen. 

Manchmal stecken auch Missverständnisse dahinter, welche durch Kommunikation geklärt 

werden können. Nur selten sei zwischen einzelnen Professionellen keine Lösung zu finden. 

Wenn Konflikte nicht auf direktem Weg zu lösen sind, wird dies über die Leitungspersonen 

der betroffenen Institution geklärt.  

Eine der Sozialarbeiterinnen aus der FrauennotWohnung betont, dass Unstimmigkeiten 

zwischen Professionellen meist aufgrund von unzureichendem Wissen entstehen. Daher wird 

von Seiten der FrauennotWohnung bei Konflikten meist zu einem Vernetzungstreffen mit der 

jeweiligen Institution tendiert. Durch den Austausch können die nötigen Informationen 

aufgefrischt oder erneuert werden, und somit bestehende Konflikte beseitigt und neuen 

Konflikten vorgebeugt werden.  

Von ein paar der befragten Sozialarbeiter*innen wird in Bezug auf Konflikte die teilweise 

fehlende Anerkennung gegenüber ihrer Profession angesprochen, auf welche im Folgenden 

genauer eingegangen wird.  

Faktoren für eine gelingende Zusammenarbeit  

Es zeigte sich, dass einige Expert*innen im Allgemeinen sehr zufrieden mit der 

Zusammenarbeit bei häuslicher Gewalt an Frauen in Vorarlberg sind, immer wieder wurde 

betont, dass diese sehr gut gelingt. Zudem wurde von ein paar der Expert*innen die 

Kooperation mit einzelnen Institutionen als sehr gelingend beschrieben. Besonders 

hervorgehoben wurde dabei die Zusammenarbeit mit der Polizei wie auch die 

Zusammenarbeit mit dem Ifs-Opferschutz.  

Dabei wurde auf spezifische Faktoren eingegangen, welche in Vorarlberg als gewinnbringend 

eingeschätzt werden. Diese sind in der folgenden Tabelle quantitativ dargestellt und im 

Anschluss qualitativ erläutert. In der Darstellung der gelingenden Faktoren muss bedacht 

werden, dass dabei nicht die allgemeinen Aussagen einer gesamt gelingenden 

Zusammenarbeit enthalten sind, sondern einzig die Faktoren, welche in Vorarlberg zu dieser 

beitragen.  

Es zeigt sich, dass die kleine Region in Vorarlberg, die beständigen Ansprechpersonen und 

das Engagement für das Thema als besonders gewinnbringend wahrgenommen werden. 

Zudem ist auffallend, dass von Seiten der Expert*innen aus dem Krankenhaus und der 

FrauennotWohnung keine gelingenden Faktoren in Bezug auf die Zusammenarbeit genannt 

worden sind. 
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Abbildung 1: Faktoren für eine gelingende Zusammenarbeit 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der durchgeführten Interviews 

- Engagement für das Thema: Es wird das Engagement von Akteur*innen aus der 

Justiz, Polizei und dem Gesundheitswesen erwähnt. Dabei wird hervorgehoben, dass 

insbesondere in diesen Bereichen neben der häuslichen Gewalt auch viele andere 

Probleme in ihrem Handlungsfeld vorhanden sind und es herausfordernd ist, sich in 

jedem Feld spezifisch auszukennen und dafür zu engagieren.  

- Beständige Ansprechpersonen: Beständige Kontakte zu den Ansprechpersonen der 

jeweiligen Institutionen sind aus Sicht einiger Expert*innen wichtig für eine gelingende 

Kooperation. Der informelle, rasche Austausch untereinander wird in der Praxis häufig 

genutzt. In einigen Institutionen werden die jeweiligen Expert*innen bestimmten 

Bezirken zugeteilt, damit die Ansprechpersonen die gleichen bleiben und somit die 

Zusammenarbeit leichter fällt. 

- Regelmäßige Zusammenkünfte: Damit Kooperation gelingen kann, bedarf es 

Netzwerke und einem stetigen Austausch. Dies sei die Basis für eine gelingende 

Zusammenarbeit. Die jährlich stattfindenden institutionalisierten Netzwerktreffen 

zwischen Gewaltschutzstelle, Justiz, Polizei und der Kinder- und Jugendhilfe wurden 

dabei als sehr hilfreich für den gegenseitigen Austausch und das Klären von Konflikten 

eingestuft. 

- Gleicher Auftraggeber: Der Opferschutzbereich mit der FrauennotWohnung und der 

Gewaltschutzstelle und die Gewaltberatung sind in Vorarlberg beide bei der gleichen 

Institution, dem Ifs, angesiedelt und haben somit den gleichen Auftraggeber. Dies sei 

gewinnbringend für die Kooperation, u.a. weil sich die Professionellen untereinander 

gut kennen und datenschutzrechtlich weniger Hürden bestehen. 

- Ländliche Region: Häufig werden die Vorteile des kleinen Bundeslandes in Bezug auf 

Vorarlberg genannt. Dadurch kennen sich die wichtigen Ansprechpersonen 

untereinander, was die Zusammenarbeit laut der Expert*innen leichter macht. 

Vertrauen und Wertschätzung, welche bei multi-institutioneller Zusammenarbeit eine 

wichtige Rolle spielen, sei somit leichter untereinander zu gewinnen. Zudem sei 

dadurch allen bewusst, wer für was zuständig ist und es könne einiges auf schnellem 

Weg, häufig mit einem kurzen Telefonat, untereinander geklärt werden. 
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Herausforderungen in der Zusammenarbeit 

Von den Expert*innen werden einige Herausforderungen in Bezug auf die Zusammenarbeit 

genannt. In der dafür vorliegenden Tabelle fällt auf, dass der Ressourcenmangel von allen 

Professionen als große Herausforderung wahrgenommen wird. Insbesondere im Bereich des 

Krankenhauses ist dieser spürbar. Zudem werden die Herausforderungen durch die Corona-

Pandemie und datenschutzrechtliche Herausforderungen mehrfach benannt. Darüber hinaus 

fällt auf, dass von Seiten der Expert*innen aus dem Krankenhaus im Gegensatz zu den 

gelingenden Faktoren (Abbildung 1) deutlich mehr Herausforderungen genannt worden sind. 

Abbildung 2: Herausforderungen in der Zusammenarbeit  

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der durchgeführten Interviews 

- Personenabhängig: Wie in Kapitel 2.3.3 beschrieben, ist der Erfolg von multi-

institutionellen Zusammenkünften immer von gesetzlichen, institutionellen und 

persönlichen Faktoren abhängig. Von mehreren Expert*innen wird betont, dass die 

Kooperation stark von dem Engagement einzelner Mitarbeiter*innen abhängig ist. 

Wenn engagierte Personen wegfallen, kann die Zusammenarbeit darunter leiden. 

Somit ist die Kooperation nicht garantiert, beziehungswiese bleibt in einer 

Unverbindlichkeit.  

- Bio-psycho-soziales Verständnis: Im medizinischen Bereich wird von Seiten des 

Sozialarbeiters aus der Opferschutzgruppe das Fehlen eines bio-psycho-sozialen 

Verständnisses von Gesundheit und Krankheit beschrieben. Im Krankenhaus fehle es 

meist an diesem Grundverständnis. Der biologische Aspekt sei dabei zu stark im 

Fokus, der soziale wird nicht ausreichend mitbedacht. Der interdisziplinäre Austausch 

reiche laut des Sozialarbeiters nicht aus, es bedarf auch ein interdisziplinäres Denken 

von allen Professionellen, nicht nur von Seiten der Sozialen Arbeit. „Man muss einfach 

auch interdisziplinär denken, nur Austausch ist oft zu wenig.“ (Interview 9) Diese 
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Aussagen decken sich mit der in Kapitel 2.1.4 beschriebenen Unterbelichtung der 

sozialen Dimension im Gesundheitsbereich. 

- Erreichbarkeit in Akutsituation: Eine weitere Herausforderung stellt die Erreichbarkeit 

von Ansprechpersonen in Akutsituationen dar. Fälle von häuslicher Gewalt treffen bei 

den verschiedenen Institutionen häufig am Wochenende oder Abend ein. Zu diesen 

Zeiten sind die Sozialarbeiter*innen im Krankenhaus, der Gewaltschutzstelle und der 

FrauennotWohnung nicht erreichbar. Die Gynäkologin betont, dass in den 

Akutsituationen das Wissen, welches über die medizinische Behandlung und 

Aufklärung hinausgeht, fehlt. Es bräuchte aus ihrer Sicht die Unterstützung von 

Sozialarbeiter*innen in diesen Situationen. Auch die Familienrichterin spricht diese 

Herausforderung an. Sie würde sich wünschen, auch außerhalb der Dienstzeiten der 

Sozialarbeiter*innen Ansprechpersonen für Rückfragen zu haben. Auch der 

Sozialarbeiter der Opferschutzgruppe spricht an, dass eine Rufbereitschaft von Seiten 

der Sozialen Arbeit bereits öfters in Diskurs stand, dies jedoch bisher an den 

Ressourcen scheitert.  

Schulungen zum Thema häusliche Gewalt gewinnen aus meiner Sicht damit umso 

mehr an Bedeutung. Denn durch Schulungen sind Expert*innen aus allen 

Fachbereichen mit den wichtigsten Abläufen und Informationen vertraut. Dies ersetzt 

nicht das Professionswissen der Sozialarbeiter*innen, macht jedoch das Agieren in 

der Akutsituation für alle Berufsgruppen leichter. 

- Geringes Fortbildungsangebot: Von einer Expert*in aus der FrauennotWohnung wird 

angemerkt, dass das Angebot an Fortbildungen zum Thema häusliche Gewalt in 

Vorarlberg sehr gering sei. Zudem wird von Seiten der Juristinnen mitgeteilt, dass es 

in ihrem Bereich keine verpflichtenden Schulungen zu dem Thema gibt.  

- Datenschutz: Der Datenschutz wurde mehrfach als Herausforderung bei der multi-

institutionellen Zusammenarbeit genannt. So wäre es in manchen Situationen hilfreich 

Informationen weiterzugeben, was jedoch aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht 

möglich ist. Dabei spielen jedoch nicht nur die rechtlichen Rahmenbedingungen eine 

Rolle, sondern auch, was in Bezug auf das Vertrauensverhältnis zu den Klientinnen 

Sinn ergibt.   

- Informationsweitergabe: Von einer der Sozialarbeiterinnen aus der 

FrauennotWohnung wird angemerkt, dass die Ergebnisse und Informationen von den 

runden Tischen nicht immer ausreichend weiterkommuniziert werden. Diese 

Informationen sollten von den Schlüsselpersonen immer an alle Kolleg*innen, welche 

im direkten Kontakt mit den Klientinnen arbeiten, weitergeleitet werden. 

- Einberufung Fallkonferenzen: Die in Kapitel 2.2.2 beschriebene gesetzliche Änderung 

in Bezug auf die Einberufung multi-institutioneller Fallkonferenzen stellt laut einer der 

Sozialarbeiter*innen eine zusätzliche Hürde in der Durchführung dieser 

Fallkonferenzen dar. 

- Ressourcenmangel: Die meistgenannte Herausforderung stellt der 

Ressourcenmangel dar. Wenn multi-institutionelle Kooperationen und Fortbildungen 

stattfinden sollen, müssen dafür auch die nötigen Ressourcen zur Verfügung stehen. 
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Diese seien in vielen involvierten Institutionen nicht ausreichend vorhanden. Auffallend 

häufig wird der Ressourcenmangel im Krankenhaus genannt. Es wurden zwar 

Opferschutzgruppen etabliert, jedoch gibt es nicht ausreichend Ressourcen diese im 

geplanten Ausmaß durchzusetzen. Dabei wird u.a. auf den Ärzt*innen- und 

Pflegemangel aufmerksam gemacht. Über den medizinischen Bereich hinaus wird 

insbesondere auch von einem Ressourcenmangel in der FrauennotWohnung 

berichtet. Laut einer der befragten Sozialarbeiterinnen der FrauennotWohnung, würde 

es sich lohnen, trotz weniger Ressourcen in die Zusammenarbeit zu investieren, da 

damit auf längere Sicht gesehen wiederum einige Ressourcen eingespart werden 

können.  

- Corona: Mehrere Expert*innen betonen, dass einige Kooperationen, 

Vernetzungstreffen und auch Fortbildungen aufgrund der Corona-Pandemie nicht 

mehr stattgefunden haben. Insbesondere im Krankenhaus habe das Thema der 

häuslichen Gewalt aufgrund der Pandemie an Ressourcen und Aufmerksamkeit 

verloren. Gleichzeitig wird angemerkt, dass häusliche Gewalt mit der Pandemie 

angestiegen ist und somit insbesondere in dieser herausfordernden Zeit ein erhöhter 

Bedarf an Unterstützung vorhanden war. 

Vorschläge für eine gelingendere Zusammenarbeit 

Die befragten Expert*innen brachten in den Interviews explizit Vorschläge für eine 

gelingendere multi-institutionelle Zusammenarbeit ein. Dabei ist zu beachten, dass auch bei 

den herausfordernden Faktoren teilweise implizit Verbesserungsvorschläge enthalten sind – 

bei den folgenden Vorschlägen wurden jedoch nur jene aufgelistet, welche von den 

Professionellen explizit angesprochen wurden.  

In der folgenden Tabelle wird ersichtlich, dass sich die befragten Expert*innen aus der 

FrauennotWohnung, Justiz und dem Krankenhaus standardisierte Treffen und Netzwerke für 

die Zusammenarbeit wünschen. Auffallend ist zudem, dass von Seiten der Gewaltschutzstelle 

und der Polizei keine Vorschläge genannt wurden. 

 

Abbildung 3: Vorschläge für eine gelingendere Zusammenarbeit 
Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der durchgeführten Interviews 
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- Standardisierte Netzwerke: Von Expert*innen aus der FrauennotWohnung, dem 

Krankenhaus und der Justiz werden mehr standardisierte Netzwerktreffen gewünscht, 

damit ein regelmäßiger Austausch stattfinden kann. Durch standardisierte Treffen 

können Verbindlichkeiten und Kontinuität in der Zusammenarbeit geschaffen werden. 

- Bio-psycho-soziales Grundverständnis: Das bei den Herausforderungen beschriebene 

bio-psycho-sozialen Grundverständnis sei laut des Sozialarbeiters der 

Opferschutzgruppe unbedingt nötig, damit interdisziplinäre Zusammenarbeit gelingen 

kann.  

- Ressourcen: Damit die Zusammenarbeit gelingen kann, bedarf es laut der 

Expert*innen, wie bereits bei den Herausforderungen angesprochen, in einigen 

Bereichen mehr Ressourcen. Eine damit einhergehende Zusammenarbeit wirke sich 

nachhaltig auf die Arbeit mit den Klientinnen aus, womit wiederum Ressourcen 

eingespart werden können.  

Gelingende und hemmende Faktoren im Interventionssystem 

In vorliegendem Kapitel werden die gelingenden und hemmenden Faktoren im 

Interventionssystem gegen häusliche Gewalt an Frauen beleuchtet und anschließend auf die 

Vorschläge für ein gelingenderes Interventionssystem der Expert*innen eingegangen.  

Faktoren für eine gelingende Intervention 

In der vorliegenden Tabelle in Bezug auf die gelingenden Faktoren zeigt sich, dass von den 

Professionellen insbesondere die gute Gesetzeslage in Bezug auf den Gewaltschutz positiv 

bewertet wird. Zudem wird die Prävention von Gewalt, insbesondere von Seiten der Polizei 

als sehr gewinnbringend eingeschätzt. 

Abbildung 4: Faktoren für ein gelingendes Interventionssystem 
Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der durchgeführten Interviews 
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- Erreichbarkeit: Das breite Hilfsangebot und die damit verbundene Erreichbarkeit der 

sozialen Institutionen wird als gewinnbringender Faktor eingestuft. Durch die 

Vernetzung innerhalb des Ifs ist es auch möglich in Ifs-Regionalberatungsstellen 

Beratungen anzubieten und somit den betroffenen Frauen örtlich und auch zeitlich 

einen leichten Zugang zu Beratung zu schaffen. Dafür bedarf es von Seiten der 

Professionellen eine gewisse Flexibilität, welche durchaus gegeben sei. 

- Hohe Sicherheitsmaßnahmen: Die erhöhten Sicherheitsmaßnahmen von Seiten der 

Staatsanwaltschaft bei Fällen von häuslicher Gewalt werden von Seiten der befragten 

Staatsanwältin als „eine Entwicklung in die richtige Richtung“ (Interview 6) eingestuft. 

Dabei wird berichtet, dass das diskursive Ereignis, die Ermordung in Hohenems im 

Jahr 2017 zu einem Umdenken in der Staatsanwaltschaft in Vorarlberg geführt habe. 

Um eine erhöhte Sicherheit der gefährdeten Person zu ermöglichen, wird seither 

rascher zu einer Festnahme des Gefährders tendiert. Die befragte Person findet es 

zwar kritisch, dass dies anlassbezogen entschieden worden ist, stuft es jedoch 

generell als positive Entwicklung ein. An dieser Stelle zeigt sich, dass die im GREVIO-

Schattenbericht geforderte ausreichende Strafverfolgung (siehe Kapitel 2.2.5), 

insbesondere bei Hochrisikofällen in Vorarlberg zum Ziel gesetzt worden ist.  

- Kontradiktorische Einvernahme: Die kontradiktorische Einvernahme stellt eine große 

Entlastung für die betroffenen Frauen dar, da sie dadurch den Tätern im Gerichtssaal 

nicht begegnen müssen und in geschützter Atmosphäre ihre Aussage treffen können. 

Den Staatsanwält*innen gibt es eine gewisse Sicherheit, da die Aussagen bereits 

getroffen worden sind und somit nicht spontan vor Gericht verweigert werden können. 

Zudem ist es für die Staatsanwält*innen eine Möglichkeit, die gewaltbetroffenen 

Frauen im Voraus persönlich kennenzulernen und bereits eine Einschätzung zu der 

Aussage treffen zu können. 

- Spezialisierung im gynäkologischen Bereich: Alle Frauen, welche von sexueller 

Gewalt betroffen sind, werden im Krankenhaus Dornbirn untersucht und behandelt. 

Aufgrund dieser Spezialisierung sind die Gynäkologinnen dort besonders geschult und 

bringen viel Erfahrung und Routine in diesem Gebiet mit. Auch wenn diese 

Spezialisierung durchaus kritisch betrachtet wird, wird das spezialisierte Wissen der 

Gynäkologinnen als gewinnbringend eingestuft.   

- Opferkontaktgespräche: Von Seiten der Polizei werden die neu eingeführten 

Opferkontaktgespräche nach einem Annäherungs- und Betretungsverbot als gute 

Möglichkeit für die betroffenen Frauen wahrgenommen. Die Polizei nimmt dabei nach 

Aussprache eines AV/BV an den Folgetagen nochmals Kontakt zu der betroffenen 

Person auf, um diese mit ein wenig Abstand zu dem Gewaltvorfall über alle 

Möglichkeiten detailliert aufzuklären und bei Bedarf einen Notfallplan zu erstellen. 

Diese Möglichkeit ist freiwillig und wird laut der befragten Polizistin von betroffenen 

Personen meist sehr positiv wahrgenommen.  

- Prävention: Von Seiten des befragten Polizisten wird die Wichtigkeit und der Gewinn 

präventiver Maßnahmen bei häuslicher Gewalt hervorgehoben. Die Prävention sei in 

der Vergangenheit von Seiten der Polizei ein wenig belächelt worden, hat mittlerweile 

jedoch an Anerkennung gewonnen. Insbesondere durch die Initiative Gemeinsam 
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sicher habe das Thema bei der Polizei einen besseren Standpunkt erhalten. 

Vorarlberg sei generell ein Vorreiter, was die Prävention bei häuslicher Gewalt betrifft. 

Mit Prävention können Fälle verhindert und somit auch Geld gespart werden. 

In Bezug auf die präventive Aufklärung bezieht er sich dabei sowohl auf die Arbeit mit 

potenziellen Tätern als auch potenziellen Opfern. Damit Gewalttaten erst gar nicht 

passieren, werden in Schulen Jugendlichen Konfliktlösungsstrategien gelehrt. Zudem 

möchten sie gewaltbetroffene Personen ermutigen, sich Hilfe zu holen und somit 

weitere Gewalttaten verhindern.  

Auch von Seiten der Staatsanwältin werden die gewinnbringenden Faktoren 

präventiver Arbeit betont. Auch wenn die Staatsanwaltschaft erst tätig werden kann, 

wenn es bereits zu einem Vorfall gekommen ist, verweist sie auf den Nachweis in 

Studien, dass Aufklärung gewinnbringender sei als eine erhöhte Strafe. Dies bestätigt 

die in Kapitel 2.2.2 beschriebene Kritik an einer Straferhöhung bei Gewalttaten durch 

das neue Gewaltschutzgesetz.  

- Gesetzliche Grundlagen: Von Seiten der FrauennotWohnung wird betont, dass die 

österreichische Gesetzeslage eine gute Grundlage für den Gewaltschutz bietet. 

Zudem werden ein paar der Novellierungen des Gewaltschutzgesetzes von einigen 

der befragten Expert*innen gewinnbringend eingestuft. Aus Sicht der befragten 

Polizist*innen haben die Neuerungen im Gewaltschutzgesetz immer positive 

Entwicklungen mit sich gebracht. Die Rechte der Opfer seien dabei im Laufe der Zeit 

deutlich verbessert worden. 

Insbesondere die mit dem dritten Gewaltschutzgesetz etablierte verpflichtende 

Täterberatung wird als positive Entwicklung bewertet. Neben den Lerneffekten einer 

Gewaltberatung spüren die Täter dadurch mehr Konsequenzen und Verantwortung für 

ihre Taten. Auch die automatische Weiterleitung der Daten an die Gewaltberatung, 

welche vor dem neuen Gewaltschutzgesetz datenschutzrechtlich nicht möglich war, 

wird von den Professionellen geschätzt. Darüber hinaus wird die Ergänzung um ein 

Annäherungsverbot bei der polizeilichen Wegweisung als positive Entwicklung 

eingestuft, da die betroffenen Personen somit immer eine Schutzwolke mit sich tragen.  

- Beständige Ansprechpersonen: Damit gewaltbetroffene Frauen nicht immer wieder mit 

unterschiedlichen Menschen über die Gewalterlebnisse sprechen müssen werde 

sowohl bei der Polizei als auch im Krankenhaus darauf geachtet, dass die 

Ansprechpersonen der gewaltbetroffenen Frauen die selben bleiben. Laut des 

Polizisten wird bei einer Befragung auf der Dienststelle die Möglichkeit einer 

weiblichen Ansprechperson sichergestellt. In einer Akutsituation, bei welcher die 

Polizei in die Gewaltsituation vor Ort einschreitet, kann die Befragung einer weiblichen 

Person nicht zu immer gewährleistet werden. Es würde sich dennoch bemüht, über 

Verstärkung eine weibliche Ansprechperson zu gewinnen, wenn dies erforderlich ist. 

Im Krankenhaus wird ebenfalls eine weibliche Ansprechperson zur Verfügung gestellt, 

wenn danach gefragt wird. In der gynäkologischen Ambulanz werden die 

Untersuchungen bei sexuellem Missbrauch ausschließlich von Frauen durchgeführt, 

somit sind dort immer weibliche Ansprechpersonen garantiert.   
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Herausforderungen im Interventionssystem 

Im Folgenden wird auf die von den Expert*innen genannten Herausforderungen im 

Interventionssystem eingegangen. Aufgrund der hohen Quantität sind diese auf Mikro-, Meso- 

und Makroebene aufgeteilt.  

Mikro-Ebene: 

In vorliegender Tabelle zeigen sich herausfordernde Faktoren für die betroffenen Frauen. 

Insbesondere stechen dabei die Mehrfachbelastungen der betroffenen Frauen heraus. Zudem 

wurden der Kontrollverlust und die Traumatisierung der betroffenen Frauen, sowie die 

Machtausübungen der Täter mehrfach genannt.  

Abbildung 5: Herausforderungen auf Mikro-Ebene im Interventionssystem 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der durchgeführten Interviews 

- Kontrollverlust: Mit dem Schritt aus einer Gewaltbeziehung leben betroffene Frauen 

oftmals weiterhin oder erst recht in der Angst vor weiterer Gewalt. Für viele Frauen 

bedeutet eine Trennung von dem Partner oder Ehemann auch ein wenig die Kontrolle 

abzugeben. Von Seiten der Staatsanwältin wird dieser Kontrollverlust sehr 

eindrücklich und treffend beschrieben:  

„(..) ich glaube, dass es [..]schwierig ist, wenn sie dann nicht mehr kontrollieren kann, 

was passiert. Wenn es dann [..] zum Selbstläufer wird, wenn sie dann irgendjemanden 

ihr Herz ausschüttet und weiß, das wird weitergetragen, das führt zur 

Anzeigeerstattung, da passiert jetzt womöglich ein großes Ermittlungsverfahren, eine 

Festnahme. Denke ich, ist für die Opfer schwierig und hemmt sie auch [..] Hilfe zu 

suchen, weil sie Sorgen haben, was es [..] für Konsequenzen haben kann. Weil [..] 

auch nicht jede Festnahme das Problem löst, man kann die Leute nicht ewig 

einsperren. Irgendwann kommt der Täter wieder raus und ist dann vielleicht erst recht 

sauer, weil er glaubt die Frau ist [..] dafür verantwortlich, dass er weggesperrt wurde. 

Ich glaube, dass es das für die Opfer [..] schwierig macht, diese fehlende Kontrolle über 

einen automatischen Prozess, der gestartet wird.“ (Interview 6) 
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- Machtausübungen von Seiten des Täters: Mit dem Kontrollverlust verbunden stehen 

die Machtausübungen von Seiten des Täters. Dabei wird als Beispiel eine häufig 

bestehende finanzielle Abhängigkeit genannt, welche es betroffenen Frauen schwerer 

macht, sich aus der Beziehung zu lösen. Zudem wird aufgegriffen, dass viele Frauen 

von den Tätern bedroht und eingeschüchtert werden, wodurch sie sich nicht mehr 

trauen Hilfe zu holen, da die Angst vor Konsequenzen zu groß ist. 

- Traumatisierung: Bei häuslicher Gewalt kann es zu einer Traumatisierung kommen. 

Auch dies wird von den befragten Expert*innen immer wieder aufgegriffen. Über ein 

traumatisches Erlebnis zu sprechen, kann eine große Herausforderung darstellen. Es 

besteht auch die Gefahr einer Retraumatisierung. Dies ist eine weitere Hürde für die 

Frauen, sich an Institutionen zu wenden, beziehungsweise den Weg der 

verschiedenen Interventionen stetig beizubehalten.  

- Scham: Auch die mit den Gewaltausübungen verbundene Scham der betroffenen 

Frauen wird von Seiten der Expert*innen erwähnt. Frauen schämen sich oftmals für 

die Gewalttaten des Täters, was ihnen wiederum dir Hürde vergrößert, sich an eine 

Institution zu wenden. 

- Mehrfachbelastungen: Die in Kapitel 2.1.4 beschriebenen Mehrfachbelastungen 

werden auch von den befragten Expert*innen betont. Dabei wird im Allgemeinen eine 

sehr hohe Belastung der Betroffenen beschrieben. Von Seiten der FrauennotWohnung 

wird dabei betont, dass die Fälle in den letzten Jahren immer mehr an Intensität 

zugenommen haben. Insbesondere die Anzahl an psychiatrischen- und 

Suchterkrankungen sind angestiegen. 

- Stigmatisierung als Opfer: Von Seiten einer befragten Sozialarbeiterin aus der 

Gewaltschutzstelle wird angemerkt, dass die Stigmatisierung als Opfer eine weitere 

Hürde für die betroffenen Frauen darstellen kann, da sie oftmals aus dieser Rolle nur 

wieder schwer herauskommen. Dies bestätigt die Wichtigkeit des in Kapitel 2.3.1 

beschriebenen Ansatzes des Empowerments im Bereich des Gewaltschutzes. Den 

Frauen muss zugetraut werden, dass sie handlungsfähig sind und sich für ihre Rechte 

einsetzen können.   
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Meso-Ebene: 

In der folgenden Tabelle wird ersichtlich, dass von den Professionellen insbesondere das 

Gerichtsverfahren, aber auch die vielen Anforderungen an die Klientinnen als große 

Herausforderungen wahrgenommen werden. 

Abbildung 6: Herausforderungen auf Meso-Ebene im Interventionssystem 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der durchgeführten Interviews 

- Zeitlicher Druck: Damit die betroffenen Personen in Sicherheit sind, muss bei 

Gewaltvorfällen schnell gehandelt werden. Von der Familienrichterin wird angemerkt, 

dass dies eine Herausforderung in ihrer Arbeit darstellt. Oftmals kommen Anträge auf 

Einstweilige Verfügungen am Abend oder am Wochenende oder Feiertag ein. Somit 

muss in der freien Zeit rasch reagiert werden, was laut der Richterin in Bezug auf das 

eigene Privatleben eine Herausforderung darstellt.   

- Zentrale Missbrauchsambulanz: Auch wenn die zentrale Missbrauchsambulanz den 

Vorteil der spezifischen Vertiefung der Gynäkologinnen mit sich bringt, wird diese von 

Seiten der Sozialarbeiterin aus der FrauennotWohnung kritisch hinterfragt. So sei es 

laut einiger Klientinnen mit mehr Scham verbunden, sich in die Notfallambulanz im 

Krankenhaus zu setzen, als zu ihrem*ihrer eigenen Ärzt*in zu gehen, zu welchem*er 

sie bereits Vertrauen aufgebaut haben. Sie merkt jedoch auch kritisch an, dass es 

wiederum eine Herausforderung darstellt, dass alle Ärzt*innen ausreichend geschult 

sind, um eine forensische Untersuchung nach einem Missbrauchsfall durchzuführen. 

Die befragte Gynäkologin hinterfragt die zentrale Missbrauchsambulanz nicht in Bezug 

auf die betroffenen Frauen, sondern in Bezug auf die Ressourcen der Gynäkologinnen 

im Krankenhaus. Diese seien oftmals nicht ausreichend, da die Untersuchungen von 

Patientinnen, welche einen Missbrauch erlebt haben, viel Zeit und Energie in Anspruch 

nehmen und gleichzeitig auch noch die darüber hinaus in Dornbirn eintreffenden 

Patientinnen versorgt werden müssen. 

- Passung System und Klientin: Von einer Expert*innen wird explizit genannt, dass das 

Interventionssystem nicht immer mit den Problemen und Bedürfnissen der Klientinnen 
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zusammenpasst. Von Seiten der beefragten Expert*innen aus dem Krankenhaus wird 

angesprochen, dass noch mehrere Wege gefunden werden müssen, um 

gewaltbetroffene Frauen besser zu erreichen. 

Die befragte Polizistin berichtet zudem von Fällen, bei welchen die gesetzten 

Maßnahmen nicht greifen. Es werden über mehrere Jahre wiederholt Annäherungs- 

und Betretungsverbote ausgesprochen, und trotzdem tritt keine Verbesserung der 

Situation ein. Die Polizistin sieht hier keine Möglichkeiten, diesen Personen helfen zu 

können.  

- Viele Anforderungen an Betroffene: Neben der hohen Belastung durch die Gewalt 

müssen die Betroffenen viele Wege zu den unterschiedlichen Institutionen gehen, um 

der Gewalt ein Ende zu setzen und ein unabhängiges Leben für sich (und ihre Kinder) 

aufzubauen.  

Aufgrund der Wichtigkeit des Themas habe ich alle Expert*innen in den Interviews 

spezifisch zu ihren Erwartungen an die gewaltbetroffenen Frauen befragt. Dabei 

wurden teilweise die in den Institutionen vorhandenen Rahmenbedingungen 

beschrieben, denn diese gelten als Erwartungen, wenn eine Frau bei ihnen 

Unterstützung sucht. Ein Beispiel hierfür sind die Hausregeln im Frauenhaus.  

Von manchen Expert*innen wird dabei die Erwartung angesprochen, dass 

gewaltbetroffene Frauen den eingeschlagenen Weg beibehalten sollten, dass sie 

beispielweise ihre Anzeige nicht plötzlich zurückziehen. Dabei zeigt sich das in Kapitel 

2.3.2 beschriebene Wenn-dann-Muster im Interventionssystem, welches oftmals nicht 

mit den eher spiralförmigen Dynamiken einer Gewaltbeziehung zusammenpasst. Die 

Staatsanwältin betont in diesem Zusammenhang, dass dies ein „gefährliches Thema“ 

(Interview 6) sei und geht auf die Grenzen innerhalb des Systems ein.  

- Keine Alternative zu der FrauennotWohnung: Die Expert*innen machen auch darauf 

aufmerksam, dass das Leben in einem Frauenhaus für die Betroffenen sehr 

herausfordernd sein kann. Frauen müssen (gemeinsam mit ihren Kindern) in der 

bereits schwierigen Situation in eine Wohngemeinschaft ziehen und sich dort an die 

Hausregeln halten. Falls dies für sie nicht möglich oder machbar ist, gibt es in 

Vorarlberg keine Alternative mit entsprechend hohen Sicherheitsmaßnahmen wie in 

der FrauennotWohnung. 

- Herausforderungen vor Gericht: Sowohl von den Sozialarbeiter*innen aus der 

Gewaltschutzstelle und der FrauennotWohnung als auch der Staatsanwältin wird auf 

die Herausforderungen vor Gericht eingegangen. Insbesondere ein Strafverfahren 

stelle für gewaltbetroffene Frauen eine hohe Belastung dar. 

Oftmals komme es dazu, dass Frauen ihre Aussage zurückziehen oder 

widersprüchliche Aussagen tätigen. Die Täter werden dann oftmals freigesprochen, 

obwohl es klar zu sein scheint, dass diese die Taten begangen haben. Die 

Staatsanwältin betont dabei, dass sie gegen eine Aussageverweigerung nichts tun 

können. Auch wenn der Eindruck besteht, dass der Täter schuldig ist, kann es ohne 

Aussage zu keiner Verurteilung kommen.  
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Von Seiten einer Sozialarbeiterin wird kritisiert, „dass die Frauen vor Gericht nicht mit 

Samthandschuhen angepackt werden“ (Interview 3). Oftmals werden die Frauen zu 

einer Aussage gedrängt, was es ihnen noch schwerer mache, vor Gericht auszusagen. 

Es sei ohnehin sehr belastend über Gewaltvorfälle, insbesondere sexuelle Gewalt zu 

sprechen, beziehungsweise sich detailgetreu daran zu erinnern. Zudem wurden die 

betroffenen Frauen in der Gewaltbeziehung stetig eingeschüchtert, sodass es ihnen 

darauffolgend schwer falle, für sich etwas einzufordern. Darüber hinaus schämen sich 

viele Frauen für das, was ihnen passiert ist, und suchen die Schuld bei sich selbst.  

Die Sozialarbeiterinnen stellen jedoch auch fest, dass das Gericht Fakten benötigt, um 

eine Entscheidung treffen zu können. Es wird betont, dass detaillierte Schilderungen 

vor Gericht immer nötig sind, denn ohne Aussage kann keine Verurteilung stattfinden. 

Daran könne nichts geändert werden, ein Strafverfahren würde für die Betroffenen 

immer belastend bleiben. 

Laut einer der befragten Sozialarbeiterinnen würden Richter*innen jedoch eher zu den 

benötigten Aussagen kommen, wenn eine feinfühligere Befragung stattfinden würde. 

Von Seiten der Justiz sei daher ein einfühlsames Vorgehen vor Gericht nötig. Zudem 

sei es wichtig, dass die Professionellen ein Verständnis für die oben beschriebene 

Lage von gewaltbetroffenen Frauen und dem damit verbundenen Verhalten vor 

Gericht haben. Dies müsse in den Ausbildungen im justiziellen Bereich gelehrt werden. 

- Im Kontakt mit der Polizei: Die Arbeit der Polizei wird in den Interviews generell sehr 

gelobt. Dennoch wird angemerkt, dass es bei der Polizei personenabhängig ist, wie 

mit gewaltbetroffenen Frauen umgegangen wird. In wenigen Fällen komme es dazu, 

dass die Frauen nicht ausreichend ernst genommen werden, auch wenn dies nicht der 

gängige Fall im Bereich der Exekutive darstelle. Es wird darauf aufmerksam gemacht, 

dass es von Seiten der betroffenen Frauen zu einem Vertrauensverlust in die Polizei 

kommen kann, wenn ein ungerechter oder  unsensibler Umgang stattfindet. Dies kann 

zur Folge haben, dass bei weiteren Vorfällen nicht mehr die Polizei gerufen wird und 

somit eine erhöhte Gefahr besteht. 

Zudem wird kritisiert, dass die Zeug*innenvernahme häufig in einem schnellen Tempo 

und wenig Rücksichtnahme durchgeführt werden. Auch wenn Verständnis von Seiten 

der Sozialarbeiter*innen in Bezug auf die rasche und faktenbasierte Arbeitsweise der 

Polizei besteht, wird betont, dass es einfühlsamerer Einvernahmen bedarf, bei 

welchen die Problematik der Betroffenen mitbedacht wird. Auch von Seiten der 

Polizist*innen wird betont, dass die Zeug*innenvernahme sehr belastend sein können.  

In den Interviews zeigt sich generell eine hohe Zufriedenheit mit der Arbeit der Polizei 

im Gewaltschutz. Dennoch unterstreichen die berichteten Ausnahmen die Wichtigkeit 

von Polizeischulungen. 
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Makro-Ebene: 

In Folgenden sind die von den Expert*innen auf Makro-Ebene beschriebene 

Herausforderungen ersichtlich.  

Abbildung 7: Herausforderungen auf Makro-Ebene im Interventionssystem 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der durchgeführten Interviews 

- Häufige Gesetzänderungen: Sowohl von Seiten einer Sozialarbeiterin als auch eines 

Polizisten wird die Herausforderung der häufigen Gesetzesänderung angesprochen. 

Um die betroffenen Frauen unterstützen zu können, müssen sie sich immer wieder mit 

den aktuellen Gesetzesänderungen vertraut machen. Bei der Polizei sei dies auch 

immer mit einem großen Schulungsbedarf verbunden. 

- Ärztliche Anzeigepflicht: Die Anzeigepflicht von Ärzt*innen bei Fällen von sexuellem 

Missbrauch wird von der befragten Staatsanwältin kritisch hinterfragt. Auf der einen 

Seite könne es durchaus in manchen Fällen eine Erleichterung für die betroffenen 

Personen sein, da sie dann nicht aktiv Anzeige erstatten müssen und somit auch die 

Verantwortung, ein Strafverfahren einzuleiten, nicht einzig bei den betroffenen Frauen 

liegt. Zudem hat die Staatsanwaltschaft zum Ziel, alle vorhandenen Straftaten zu 

verfolgen. Jedoch sieht sie die Gesetzesänderung kritisch, da es betroffene Frauen 

davon abhalten kann, Hilfe in Anspruch zu nehmen, wenn sie keine Anzeige erstatten 

möchten. Zudem wird ohne ihre Zustimmung ein Prozess gestartet, über welchen sie 

nicht mehr die Kontrolle haben und welcher vielerlei Konsequenzen mit sich trägt. 

Die befragte Gynäkologin klärt dabei in ihrem Interview auf, dass sie bei klar 

einsichtigen Patientinnen durchaus einen Spielraum haben. Wenn die betroffenen 

Frauen keine polizeiliche Anzeige möchten, wird dies von den Gynäkologinnen auch 

nicht eingeleitet. 

Die hierbei angebrachte Kritik deckt sich mit der in Kapitel 2.2.2 beschriebenen Kritik 

der Opferschutzeinrichtungen in Bezug auf die ärztliche Anzeigepflicht. Auch wenn die 
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Gynäkologinnen einen gewissen Spielraum bei dem Gesetz nutzen können, bleibt 

trotzdem eine Hemmschwelle für die Opfer, da die gesetzliche Vorschrift sie vor einem 

Arztbesuch abhalten kann. Zudem liegt die Entscheidung einer Anzeigeerstattung 

dann bei den behandelnden Ärzt*innen und ist somit personenabhängig. 

- Mediale Berichterstattung: Aus Sicht der Staatsanwältin stellt die mediale 

Berichterstattung eine Herausforderung dar, wenn die Situation noch nicht 

ausreichend geklärt und ermittelt ist. Wenn Informationen bekannt werden, welche aus 

ermittlungstaktischen Gründen noch nicht offengelegt werden sollten, kann dies das 

Ermittlungsverfahren der Staatsanwält*innen erheblich beeinträchtigen. 

- Ländliche Region: Die ländliche Region in Vorarlberg bringt neben den genannten 

Vorteilen der intensiven Vernetzung untereinander auch Herausforderungen mit sich. 

Wenn es im Bregenzerwald zu einem Betretungsverbot kommt, kann dies laut des 

befragten Polizisten für die Kollegen der zuständigen Zentrale eine Herausforderung 

darstellen, da diese nur selten mit Fällen von häuslicher Gewalt zu tun haben. 

Doch nicht nur für die Expert*innen können die ländlichen Regionen eine 

Herausforderung darstellen, sondern auch für gewaltbetroffene Frauen. So ist die 

Hürde sich Unterstützung zu suchen in ländlichen Regionen aufgrund der 

engmaschigen sozialen Strukturen größer. Zudem ist es schwerer niederschwellig 

Hilfsangebote zu finden, da diese in kleineren Orten nicht im gleichen Ausmaß, wie in 

den Städten vorhanden ist. (Forschungsnetz Gewalt im Geschlechterverhältnis 2008, 

S. 122) Eine Sozialarbeiterin betont dabei den Vorteil der guten Vernetzung innerhalb 

des Ifs. So sind die Ifs-Opferschutzstellen gut mit den Regionalberatungsstellen in 

eher ländlicheren Regionen in Vorarlberg vernetzt, sodass dort vor Ort Hilfe angeboten 

werden kann. 

- Täter-Opfer-Umkehr: Die Täter-Opfer-Umkehr ist laut der befragten Sozialarbeiterin 

aus der Gewaltschutzstelle auf gesellschaftlicher Ebene noch immer vertreten. Die 

Verantwortung wird noch immer bei der Frau verortet, obwohl sie beim Täter liegt. 

Insbesondere bei Sexualdelikten kommt es immer noch zu Täter-Opfer-Umkehrungen. 

Hierbei müsse Aufklärung auf gesellschaftlicher Ebene stattfinden. Denn diese 

Denkweisen und Vorurteile machen es betroffenen Frauen umso schwerer, über 

Gewaltvorfälle zu sprechen. 

- Gesellschaftliche Akzeptanz von männlicher Gewalt: Ein weiteres Hindernis aus einer 

Gewaltbeziehung zu entkommen, bestehe in der gesellschaftlichen Akzeptanz von der 

Gewalt der Täter. Die Täter werden immer noch sehr häufig vom sozialen Umfeld in 

Schutz genommen und männliche Gewalt in Beziehungen herunterspielt. Auch hier 

brauche es laut einer Sozialarbeiterin der Gewaltschutzstelle Aufklärung in der 

Gesellschaft. 

- Fremdenrecht: Auf gesetzlicher Ebene werden von Seiten der 

Frauenhausmitarbeiterinnen Herausforderungen in Bezug auf fremdenrechtliche 

Bestimmungen angesprochen. Viele Fälle scheitern daran, dass die Frauen 

aufenthaltsrechtlich an ihren gewalttätigen Ehemann gebunden sind. Darüber hinaus 

können einige Betroffene aufgrund ihres Aufenthaltstitels keine Sozialhilfe beziehen. 
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Der Schritt in die Unabhängigkeit gelingt dann auf allen Ebenen, scheitert jedoch auf 

fremdenrechtlicher Ebene. 

- Wohnungsmarkt: Ein weiterer hemmender Faktor in Bezug auf ein unabhängiges 

Leben sind die stetig steigenden Immobilienpreise. Für betroffene Frauen, 

(insbesondere mit Kindern) sei es immer schwieriger, eigene Wohnungen zu finden. 

Auch der Zugang zu Gemeindewohnungen ist mit langen Wartezeiten verbunden, 

sodass sie meist privat nach Wohnungen suchen müssen. In diesem Zusammenhang 

wird auch allgemein auf die finanziellen Schwierigkeiten von Frauen, welche aus einer 

Gewaltbeziehung fliehen, eingegangen. Es wird immer schwieriger 

Kinderbetreuungen zu bekommen, betroffene Frauen mit Kindern können dann 

oftmals nicht arbeiten gehen. Zudem sind die Richtsätze der Sozialhilfe sehr gering 

angesetzt, was wiederum ein unabhängiges Leben erschwert. 

Vorschläge für eine gelingendere Unterstützung 

Auch in Bezug auf ein gelingendes Interventionssystem wurden unterschiedliche Vorschläge 

von den Expert*innen eingebracht. Auffallend ist hierbei die Wichtigkeit, die Lage der 

Betroffenen zu verstehen, einen niederschwelligen Zugang zu schaffen und die Täter in die 

Verantwortung zu nehmen. 

Abbildung 8: Vorschläge für eine gelingendere Unterstützung 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der durchgeführten Interviews 

- Verständnis für Lage der Betroffenen: Die Sozialarbeiterinnen der Gewaltschutzstelle 

und FrauennotWohnung wie auch die Staatsanwältin betonen, dass es wichtig ist, 

dass sich die Professionellen der komplexen Lage, in welchen sich gewaltbetroffene 

Frauen befinden, bewusst sind. Es sei wichtig, zu verstehen, warum gewaltbetroffene 

Frauen ihre Aussagen manchmal zurückziehen oder sich an Geschehnisse nicht 

erinnern. Damit beschreiben die Expert*innen die in Kapitel 2.3.2 beschriebenen 
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spiralförmigen Dynamiken einer Gewaltbeziehung und bestätigen die Wichtigkeit des 

Verständnisses dieser Dynamiken im Interventionssystem. 

- Grenzen im Interventionssystem: Die Staatsanwältin macht in diesem Zusammenhang 

auch auf die Grenzen des Interventionssystems aufmerksam. Wenn sich Klientinnen 

gegen eine Unterstützung entscheiden, sei dies auch die Grenze der Zuständigkeit für 

sie. 

- Niederschwelligkeit: In Bezug auf die schwere Erreichbarkeit von Klientinnen wird 

jedoch plädiert, dass niederschwellige Zugänge zu Unterstützungsleistungen für 

gewaltbetroffene Frauen geschaffen werden müssen. 

- Täter in Verantwortung nehmen: Um effektiv gegen Gewalt vorzugehen, müssen laut 

den Expert*innen die Täter noch mehr zur Verantwortung gezogen werden. Die 

Regelung einer verpflichtenden Gewaltberatung nach dem Gewaltschutzgesetz sei 

zwar ein Fortschritt, jedoch noch nicht ausreichend. Es müssen mehr Verpflichtungen 

für die Täter geschaffen werden. 

- Zugang zu ärztlicher Versorgung: Von Seiten der FrauennotWohnung wird ein 

leichterer Zugang zu ärztlicher Versorgung gewünscht. Dabei wird der Vorschlag einer 

Kooperationsärztin eingebracht, welche standardmäßig für die betroffenen Frauen, 

welche sich in der FrauennotWohnung befinden, zur Verfügung steht. Bei dieser 

müsse dann nicht wiederholt die Dringlichkeit der medizinischen Untersuchung erklärt 

werden. 

4.1.2 Quellen des Wissens 

Es zeigt sich, dass für die Unterstützung von gewaltbetroffenen Frauen viele Wissensquellen 

herangezogen werden müssen. Im Diskurs tauchen sowohl sozialarbeiterische, medizinische, 

polizeiliche und rechtliche Wissensquellen auf. Um häusliche Gewalt zu lösen und zu 

verhindern, müssen diese Wissensquellen zusammengebracht werden. Dabei wird zum einen 

die Komplexität der Problemlage, als auch die damit verbundene Angewiesenheit auf die 

Systempartner*innen deutlich. 

Die beschriebenen Wissensquellen werden wiederum aus verschiedenen Quellen gewonnen. 

Alle befragten Expert*innen haben eine entsprechende Ausbildung für ihr Fachgebiet 

absolviert, in welcher sie sich spezifisches Fachwissen angeeignet haben. Da es bei 

häuslicher Gewalt jedoch Wissen über das eigene Fachgebiet hinaus bedarf, eignen sich die 

Expert*innen in Fortbildungen, Praktika und kollegialem Austausch zusätzliches Wissen an. 

In der Gewaltschutzstelle und im Krankenhaus sind interdisziplinäre Teams vorhanden, 

welche sich im kollegialen Austausch gegenseitig unterstützen können. Insbesondere der 

Gewaltschutzstelle kommt dies zugute, hier ergänzen sich Jurist*innen und 

Sozialarbeiter*innen gegenseitig mit ihrem Fachwissen. Auch bei der Polizei wird sich 

institutionsintern zu den verschiedenen Spezialgebieten ergänzt. So können jene 
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Polizist*innen, welche eine Spezialausbildung im Bereich der häuslichen Gewalt absolviert 

haben, ihre Kolleg*innen mit ihrem Wissen unterstützen. Der kollegiale Austausch geht auch 

über die Institutionen hinaus. Die beschriebenen Formen multi-institutioneller 

Zusammenarbeit stellen alle eine Form der Wissenserweiterung durch Kolleg*innen aus 

anderen Institutionen dar. 

Von einigen Expert*innen wird darüber hinaus die Wichtigkeit von Erfahrungswissen betont. 

Sie beziehen sich dabei sowohl auf Lebens- als auch Berufserfahrung. Zudem sprechen die 

Staatsanwältin und der befragte Polizist von Gefühlsentscheidungen beziehungsweise 

Entscheidungen aus dem Bauch heraus. Dabei ist anzumerken, dass hinter Entscheidungen 

basierend auf dem Gefühl im Bauch immer auch Wissensbestände stecken können, welche 

im Laufe der Berufserfahrung verinnerlicht worden sind. 

Von Seiten der Expert*innen, welche bereits länger im Feld arbeiten, wird auch auf die 

Erfahrung in Bezug auf die multi-institutionelle Zusammenarbeit eingegangen. Durch die 

langjährige Erfahrung konnte und kann die multi-institutionelle Zusammenarbeit stetig 

verbessert und weiterentwickelt werden. 

4.1.3 Normalismen 

In dem Diskurs sind verschiedene verinnerlichte Normalismen wiederzufinden. Dabei handelt 

es sich sowohl um Normalismen, welche von den Expert*innen direkt beschrieben werden, 

als auch um Normalismen, welche in den Aussagen der Expert*innen indirekt zu erkennen 

sind. 

Keine Akzeptanz von Gewalt 

Im Interventionssystem gegen häusliche Gewalt besteht das Selbstverständnis, dass Gewalt 

an Frauen unter keinen Umständen akzeptiert wird. Dieses Selbstverständnis zeigt sich auch 

in dem gemeinsamen Ziel aller Institutionen, Gewalt gegen Frauen zu beenden. Die Polizei 

berichtet in diesem Zusammenhang von Normverdeutlichungen für Täter von häuslicher 

Gewalt. Dabei wird den Tätern vermittelt, dass Gewalt gegen Frauen nicht zu akzeptieren ist. 

Verantwortung bei Täter 

Darüber hinaus wird von ein paar der befragten Expert*innen verdeutlicht, dass die 

Verantwortung bei Gewalttaten immer bei den Tätern liegen. Daher sei es auch wichtig, die 

Täter im Interventionssystem mehr in die Verantwortung zu nehmen. 

Täter-Opfer-Umkehr 

Bei Täter-Opfer-Umkehrungen wird die Verantwortung hingegen bei dem Opfer verortet. 

Diese werden von manchen Expert*innen als problematische, in der Gesellschaft verankerte 
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Denkweisen beschrieben. Da sie in den gesellschaftlichen Strukturen verinnerlicht sind, 

können sie sich jedoch auch im Interventionssystem gegen häusliche Gewalt wiederfinden.  

Auch in ein paar der geführten Interviews wird immer wieder hervorgehoben, dass sich einige 

Frauen nicht ausreichend Schritte gegen die Gewalt setzen. Eine der Expert*innen nimmt 

dabei auf das diskursive Ereignis, den Mord in Hohenems Bezug, indem sie anmerkt, dass es 

immer noch unklar sei, ob das Opfer den Täter in die Wohnung gelassen habe. Sie betont 

dabei, dass es wichtig ist, dass gewaltbetroffene Personen für ihren eigenen Schutz 

mitarbeiten. Dahingegen wird von einer anderen Expertin in Bezug auf den gleichen Mord von 

der Konsequenz von erhöhten Sicherheitsmaßnahmen in Form von schnelleren Festnahmen 

gefährlicher Täter berichtet. Während in der erstgenannten Äußerung der Fokus stark auf das 

Verschulden der ermordeten Frau gelegt wird, ist in der darauffolgend beschriebenen 

Äußerung die Verantwortung eindeutig bei dem Täter verortet. 

Dieses Beispiel zeigt, dass es auch im Interventionssystem rasch zu Täter-Opfer-

Umkehrungen kommen kann. Diese können durch Reflexion zu der Problematik, 

beispielsweise in Form von Schulungen, vermieden werden. 

Akzeptanz von Gewalt 

Wie bei den hemmenden Faktoren im Interventionssystem beschrieben, wird von einem 

Sozialarbeiter die in der Gesellschaft noch immer vorhandene Akzeptanz von männlicher 

Gewalt angesprochen. So wird Gewalt gegen Frauen, insbesondere psychische Gewalt, von 

einigen Personen heruntergespielt oder als etwas Normales angesehen. 

Othering 

In einem Interview wird hingegen betont, dass die Akzeptanz von männlicher Gewalt gegen 

Frauen in Österreich keinen Platz findet, sondern ein Problem sei, welches in anderen 

Ländern und Kulturen verankert ist. 

Hierbei wird häuslichen Gewalt gegen Frauen in Form von Othering9 als ein Problem der 

Anderen definiert und somit auf die von sich distanzierte Gruppe ausgelagert. Das Problem 

wird dabei nicht als eigenes Problem anerkannt und auf andere Personengruppen übertragen. 

Konstrukt der Zweigeschlechtlichkeit 

Einer der Sozialarbeiter*innen betont, dass an dem traditionellen Bild von Männern und 

Frauen gearbeitet werden muss, um häusliche Gewalt präventiv verhindern zu können. Er 

 

9 Mit dem Begriff Othering wird eine Distanzierung zu einer Personengruppe aufgrund bestimmter 
Merkmale, wie hier der Nationalität und Kultur, beschrieben (Hostettler 2020, S. 15) 
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spricht damit das in Kapitel 2.1 beschriebene Konstrukt der Zweigeschlechtlichkeit und die 

damit verbundenen Rollenzuschreibungen von Männern und Frauen an. 

4.1.4 Kollektivsymbole 

In zwei der geführten Interviews finden sich vermehrt Kollektivsymbole wieder. Im Folgenden 

gehe ich auf prägnante Kollektivsymbole und deren Wirkung auf mich als Forscherin ein. 

Insbesondere wenn es um die Gewalttaten geht, werden bildliche Sprachmittel, wie „dieses 

Elend“ (Interview 8), „den ganzen Kakao“ (Interview 8) oder auch „in diesen alten Wunden 

wieder reinstochern“ (Interview 8) verwendet. Diese bildlichen Beschreibungen von 

Gewalttaten haben auf mich eine entkräftigende Wirkung. 

In Bezug auf das Annäherungsverbot wird die Schutzwolke benannt, welche Opfer von 

häuslicher Gewalt durch die novellierte Wegweisung nun mit sich tragen. Dies erzeugt ein 

Gefühl eines geschützten Rahmens für Betroffene von häuslicher Gewalt. 

Auch in Bezug auf Konflikte werden Kollektivsymbole genutzt. In einem anderen Interview 

werden Konflikte mit einem drückenden Schuh, beschrieben. Zudem wird von einer 

Bereinigung bei aufkommenden Konflikten gesprochen, „dann wird das so schnell wie möglich 

bereinigt“ (Interview 8). Einige Interviews hinterließen bei mir den Eindruck, dass eine kritische 

Sichtweise auf das Interventionssystem nicht unbedingt erwünscht ist. Die hierbei 

verwendeten Kollektivsymbole bekräftigen diese Wirkung. Insbesondere im Zusammenhang 

mit der Aussage eines Experten, dass eigentlich keine Konflikte vorhanden sind, hinterlässt 

dies bei mir den Eindruck, dass über Konflikte nicht gerne gesprochen wird.  

Zudem existiert das Bild der weißen Weste, mit welcher manche Täter trotz eindeutiger Schuld 

aus dem Gerichtssaal laufen. Die weiße Farbe verdeutlicht die Unschuld, welche einige Tätern 

trotz heftiger Gewalttaten zugesprochen wird. 

Zudem wird von der Herausforderung berichtet, wenn der eingeschlagene Weg nicht 

eingehalten wird, beziehungsweise wenn betroffene Frauen eine Kehrtwende einschlagen. 

Mit der Kehrtwende und dem neu eingeschlagenen Weg wird auf mögliche drastische 

Änderungen in Fällen aufmerksam gemacht, beispielsweise wenn eine Aussage 

zurückgezogen wird. Dies kann sehr frustrierend für die Professionellen im 

Interventionssystem sein. Das dabei aufgegriffene Kollektivsymbol steht in Verbindung mit der 

in Kapitel 2.3.2 beschriebenen spiralförmigen Dynamik von Gewaltbeziehungen. In diesen 

Dynamiken kann es genau zu diesen Kehrtwenden kommen. 
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4.2 Feinanalyse 

Die Feinanalyse ist ebenfalls ein zentraler Bestandteil der Diskursanalyse, kann jedoch nicht 

allein stehen. Dabei wird basierend auf den Ergebnissen der Strukturanalyse typisches 

Material des Diskursstranges detailliert analysiert. (Jäger 2015, S. 91, 97) Von den 

vorliegenden Interviews wurden auf Grundlage der Strukturanalyse vier Interviews für die 

Feinanalyse ausgewählt. Die Auswahl orientierte sich dabei, wie von Jäger empfohlen, an den 

in den Interviews vorkommenden Inhalten und Wirkungen. Darüber hinaus wurde darauf 

geachtet, eine Diversität in Bezug auf die Institutionen und Professionen einfließen zu lassen. 

4.2.1 Feinanalyse Interview 3 

Institutioneller Kontext 

Das Interview 3 wurde mit einer Klinischen Sozialarbeiterin aus der FrauennotWohnung 

geführt. In der FrauennotWohnung finden Frauen gemeinsam mit ihren Kindern Schutz und 

Sicherheit. In dem verschlossenen und überwachten Gebäude können sie zur Ruhe kommen 

und über ihre nächsten Schritte entscheiden. Dabei bekommen sie psychosoziale 

Unterstützung von den Sozialarbeiterinnen. Neben der direkten Unterstützung der Frauen 

gehört auch die Öffentlichkeitsarbeit zu den Aufgaben der FrauennotWohnung. Zudem sind 

sie bei der Ausbildung für die Polizei beteiligt. Aufgrund der meist knappen Ressourcen liegt 

der Fokus jedoch auf der Arbeit auf der Mikroeben. Als wichtiger Arbeitsgrundsatz der 

FrauennotWohnung wurde die Parteilichkeit genannt. Darüber hinaus arbeiten die 

Sozialarbeiterinnen mit einem systemischen Ansatz, in dem sie das soziale Umfeld und die 

darin vorhandenen Ressourcen in ihre Arbeit mit einbeziehen. Auch wenn die betroffenen 

Frauen aufgrund der extremen Belastung, insbesondere am Anfang sehr engmaschig 

unterstützt werden, wird in der FrauennotWohnung der Ansatz der Hilfe zur Selbsthilfe 

praktiziert. Die Frauen werden dabei unterstützt, sich selbst zu ermächtigen. 

Umfang und Inhalte des Interviews 

Das Interview dauerte ca. 45 Minuten und erschließt sich auf einem Transkript von 14 Seiten.  

Die Sozialarbeiterin geht auf die verschiedenen Formen und die Organisation der 

Zusammenarbeit ein und gibt eine Einschätzung zu dem Interventionssystem gegen häusliche 

Gewalt und der damit verbundenen multi-institutionellen Zusammenarbeit ab.  

Den Kontakt, welchen die FrauennotWohnung über die Polizeischulungen mit der Exekutive 

pflegt, schätzt sie als gewinnbringend ein. Im Allgemeinen benennt sie jedoch nur wenige 

gelingende Faktoren in Bezug auf die Zusammenarbeit. Sie merkt an, dass in Österreich eine 

gute Gesetzeslage gegen häusliche Gewalt besteht, es jedoch häufig an der Umsetzung 

scheitert. In Bezug auf die Arbeit mit den Klientinnen betont sie die ansteigenden 
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Mehrfachbelastungen bei gewaltbetroffenen Frauen. Insbesondere psychische Erkrankungen 

stellen eine große Herausforderung dar. Zudem thematisiert sie mehrfach das belastende 

Gerichtsverfahren für die meist traumatisierten Frauen. Sie verstehe, dass das Gericht Fakten 

und Aussagen benötigt, ist jedoch der Meinung, dass durch einen feinfühligeren Umgang vor 

Gericht die Richter*innen eher an die benötigten Aussagen kommen würden und die 

betroffenen Frauen damit entlastet werden würden. Die Schwachstelle sieht sie hier in der 

Ausbildung von Richter*innen.  

In Bezug auf die Herausforderungen in der multi-institutionellen Zusammenarbeit betont sie 

insbesondere die diversen Aufträge und teilweise auch Auftraggeber. Auch der 

Ressourcenmangel wird von der Sozialarbeiterin wiederholt genannt. Für die stark 

ansteigenden Mehrfachbelastungen der Klientinnen und der damit verbundenen Zunahme an 

Komplexität wurden aus ihrer Sicht nicht ausreichend Ressourcen geschaffen. Darüber 

hinaus thematisiert sie eine allgemein fehlende Anerkennung der Sozialen Arbeit im 

Interventionssystem. Es fehle an der Anerkennung des Professionsstatus der Sozialen Arbeit. 

Die Sozialarbeiterin bringt im Interview auch Verbesserungsvorschläge für eine gelingendere 

Zusammenarbeit ein, insbesondere den Wunsch nach einer intensiveren Zusammenarbeit 

und ein größeres Angebot an gemeinsamen Ausbildungsmöglichkeiten. 

Normalismen 

Die Sozialarbeiterin betont das gemeinsame Ziel der Vermeidung jeglicher Gewalttaten. Damit 

zeigt sie das Verständnis, dass Gewalt unter keinen Umständen akzeptiert werden darf. 

Darüber hinaus sind keine weiteren Normalismen in dem Interview zu erkennen. 

Quellen des Wissens 

Die Sozialarbeiterin bezieht sich im Interview sowohl auf sozialarbeiterisches als auch auf 

rechtliches Wissen. Es zeigt sich, dass Sozialarbeiterinnen im Opferschutzbereich aufgrund 

der vielen juristischen Fragestellungen und Verweisungen diverses rechtliches Wissen 

beherrschen müssen. Darüber hinaus betont sie die Wichtigkeit des 

institutionsübergreifenden kollegialen Austausches zur Wissensvermittlung. 

Verschränkungen mit anderen Diskurssträngen 

In dem Interview mit der Klinischen Sozialarbeiterin zeigen sich mehrere Verschränkungen 

mit anderen Diskurssträngen. Zum einen spricht sie die in Kapitel 2.1.4 beschriebenen 

Mehrfachbelastungen von gewaltbetroffenen Frauen an. Darüber hinaus betont sie den 

systemischen Ansatz in der FrauennotWohnung. Neben anderen Autor*innen in der Sozialen 

Arbeit basiert die in Kapitel 2.1.1 beschriebene Machttheorie nach Staub-Bernasconi auf 
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einem systemischen Ansatz. Zudem bezieht sich die interviewte Person auf die fehlende 

Anerkennung des Professionsstatus der Sozialen Arbeit.  

Diskursposition 

In der Analyse des Interviews wurde die kritische Sichtweise der Sozialarbeiterin deutlich. Sie 

geht gehäuft auf Herausforderungen in Bezug auf die multi-institutionelle Zusammenarbeit 

und die Beratung und Betreuung von gewaltbetroffenen Frauen ein. Dabei zeigt sich, dass sie 

den multi-institutionellen Austausch als sehr gewinnbringend und notwendig einstuft, jedoch 

der Meinung ist, dass dieser nicht ausreichend stattfindet. Daher wünscht sie sich eine 

intensivere Zusammenarbeit mit ihren Kooperationspartner*innen. Dies würde sich aus ihrer 

Sicht positiv und nachhaltig auf die Arbeit mit den Klientinnen auswirken.  

4.2.2 Feinanalyse Interview 6 

Institutioneller Kontext 

Im sechsten Interview wurde eine Staatsanwältin mit mehrjähriger Berufserfahrung zu dem 

Thema befragt.  

Die Staatsanwaltschaft hat bei Fällen von häuslicher Gewalt zum Ziel, den Täter adäquat zu 

bestrafen, um weitere Straftaten zu verhindern. Dafür muss die Strafe sowohl spezial- als 

auch generalpräventiv wirken. Das heißt, dass sowohl der Täter als auch weitere mögliche 

Täter von einer derartigen Straftat abgehalten werden sollen. 

In der Staatsanwaltschaft in Vorarlberg gibt es zwei Staatsanwält*innen mit der 

Sonderzuständigkeit für Gewalt im sozialen Nahbereich. Diese haben keine Zusatzausbildung 

im Bereich häusliche Gewalt, weisen aber eine intensive Berufserfahrung auf, da sie alle Fälle 

von Gewalt im sozialen Nahbereich zugeteilt bekommen.  

Umfang und Inhalte des Interviews 

Das Interview dauerte ca. 45 Minuten und zeigt sich auf einem 13-seitigen Transkript. Die 

Staatsanwältin bringt eine differenzierte und reflektierte Sichtweise auf das Thema ein. Sie 

spricht sowohl von Möglichkeiten als auch Grenzen und Herausforderungen im 

Interventionssystem. Gleich zu Beginn betont sie, dass es in der Staatsanwaltschaft in Bezug 

auf den Gewaltschutz frustrierend sein kann, dass sie immer nur aktiv werden können, wenn 

bereits Gewalt passiert ist, und betont dabei die Wichtigkeit von primärer Präventionsarbeit. 

Die Polizei wird mehrfach als wichtige Kooperationspartner*innen genannt, da die 

Staatsanwaltschaft meist von diesen die Informationen erhält. Sie betont insgesamt die 

Wichtigkeit der Zusammenarbeit. Die Staatsanwaltschaft sei auf ihre 

Kooperationspartner*innen angewiesen, um Entscheidungen treffen zu können. Dabei macht 
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sie immer wieder auf die herausfordernde Situation der betroffenen Frauen aufmerksam. In 

diesem Zusammenhang macht sie auch deutlich, dass ihr Praktikum bei dem Ifs-Opferschutz 

ihre Sicht auf das Thema deutlich verändert hat. Sie hat dadurch einen reflektierten Blick auf 

die Lage von gewaltbetroffenen Frauen bekommen. Sie verstehe nun, dass auch das Fliehen 

aus einer Gewaltbeziehung eine große Herausforderung darstellt, und macht auf den damit 

verbundenen Kontrollverlust aufmerksam. Gleichzeitig zeigt sie auch die Grenzen des 

Interventionssystems auf. 

In Bezug auf die multi-institutionelle Zusammenarbeit macht sie auf die Herausforderung 

aufgrund der unterschiedlichen Aufträge und Arbeitsgrundsätze aufmerksam. Dabei ist es aus 

ihrer Sicht wichtig, dass sich die Professionellen untereinander Vertrauen in ihr 

professionelles Handeln schenken.    

Quellen des Wissens 

Die Staatsanwältin bringt selbst rechtliches Wissen ein und bezieht sich auf die Lerneffekte 

aus dem sozialarbeiterischen Bereich in ihrem Praktikum im Opferschutz. Zudem betont sie 

die Wichtigkeit der Wissensquellen der anderen Professionen. Um Entscheidungen als 

Staatsanwältin treffen zu können, sei sie auf die Wissensvermittlung der anderen 

Professionen angewiesen. So helfen die Einschätzungen der Sozialen Arbeit, Polizei und dem 

Gesundheitswesen, Entscheidungen treffen zu können. 

Diskursposition 

Die Staatsanwältin zeigt die Wichtigkeit der multi-institutionellen Zusammenarbeit für die 

Justiz auf. Auch wenn die Staatsanwaltschaft den anderen Institutionen nicht viele 

Informationen liefern können, sei die Wissensvermittlung der Kooperationspartner*innen 

essenziell für ihre Arbeit. Sie betont die Wichtigkeit, die herausfordernde Lage der betroffenen 

Frauen zu verstehen und deren Entscheidungen zu respektieren, stellt aber auch klar, dass 

es im Interventionssystem Grenzen gibt, über welche sie als Staatsanwältin hinaus keine 

Unterstützung leisten kann.  

4.2.3 Feinanalyse Interview 8 

Institutioneller Kontext 

Das Interview 8 wurde mit einem Polizisten aus dem Landeskriminalamt Vorarlberg geführt, 

welcher in der Kriminalprävention tätig ist. Der Auftrag der Polizei in Bezug auf häusliche 

Gewalt an Frauen ist vielseitig. Zum einen lösen sie bei Auftreten von häuslicher Gewalt die 

Akutsituation vor Ort auf. Dabei haben sie die Möglichkeit, ein Annäherungs- und 

Betretungsverbot zu verhängen und die Opfer und Täter an die jeweiligen Beratungsstellen 

zu verweisen. Dabei sind sie auch nachgehend tätig, indem sie nach einem Annäherungs- 
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und Betretungsverbot noch einmal in Kontakt mit den Opfern und Tätern treten, und diese in 

Ruhe über die Konsequenzen und Möglichkeiten aufzuklären.  

Ein weiterer Auftrag der Polizei, welcher laut dem befragten Polizisten oftmals außer Acht 

gelassen wird, ist die Gewaltprävention, mit welcher verhindert werden soll, dass Gewalt 

überhaupt auftritt. Zudem gibt es bei der Polizei das Spezialgebiet Gewalt in der Privatsphäre. 

Spezifisch ausgebildete Polizist*innen aus diesem Bereich sind u.a. für die Kontaktaufnahme 

mit den Tätern und Opfern zuständig. Zudem stehen sie ihren Kolleg*innen zur Verfügung, 

wenn diese Fragen im Bereich der häuslichen Gewalt haben.  

Umfang und Inhalte des Interviews 

Das Interview dauerte ca. 50 Minuten und wurde auf 19 Seiten niedergeschrieben. Auffallend 

in dem Interview sind die langen Redeausschnitte des interviewten Polizisten.  

Er berichtet in dem analysierten Interview detailreich von den verschiedenen Aufträgen der 

Polizei im Bereich der häuslichen Gewalt und gibt damit einen differenzierten Einblick in die 

polizeilichen Tätigkeiten. Dabei berichtet er von unterschiedlichen Formen der 

Zusammenarbeit mit diversen Interventionspartner*innen. Zu einem großen Anteil spricht er 

über gelingende Faktoren in der Zusammenarbeit und allgemein im Interventionssystem. Er 

betont des Öfteren die gute Zusammenarbeit bei häuslicher Gewalt in Vorarlberg. Dabei blickt 

er mit seiner langen Berufserfahrung auf die Entwicklung zurück und geht darauf auf die vielen 

Fortschritte ein. Während die Kooperation mit der Sozialen Arbeit mit Inkrafttreten des 

Gewaltschutzgesetzes von einem Konkurrenz-Denken geprägt war, hätte sich dies 

mittlerweile zu einem Miteinander entwickelt, bei welchem die beiden Professionen 

gemeinsam arbeiten und sich ergänzen. Früher habe es deshalb viele Konflikte gegeben, die 

heute nicht mehr existieren. Dabei hebt er insbesondere die gute Zusammenarbeit zwischen 

der Polizei und dem Ifs-Opferschutz hervor und lobt das Engagement von Seiten der Polizei 

im Bereich der häuslichen Gewalt. Als sehr gewinnbringend schätzt er den guten Kontakt zu 

den Schlüsselpersonen in diesem Bereich ein. In Bezug auf das Interventionssystem hebt er 

insbesondere die positiven Effekte der Präventionsarbeit hervor. Auch wenn der Fokus im 

Interview auf den gelingenden Faktoren liegt, nennt er auch ein paar Herausforderungen. Die 

Zusammenarbeit wäre u.a. durch die Herausforderungen wegen der Corona-Situation, den 

Hürden des Datenschutzes und des Ressourcenmangel zusätzlich belastet. Er nennt auch 

einige Herausforderungen, mit welchen von häuslicher Gewalt betroffene Frauen zu kämpfen 

haben. Vorschläge für eine gelingendere Zusammenarbeit bringt er nicht ein, das Wichtigste 

sei dabei das gute Klima zwischen den Institutionen.   
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Normalismen 

Zum einen betont er, dass Frauen und Männern als auch Österreicher*innen und Menschen 

aus anderen Herkunftsländern nicht unterschiedlich behandelt werden dürfen. Damit 

verdeutlicht er, dass für ihn Rassismus und Diskriminierung keinen Platz bei der Polizei haben 

darf. Darüber hinaus betont er, dass die Polizei zum Ziel hat, jegliche Gewalt zu verhindern, 

und verdeutlicht damit, dass Gewalt unter keinen Umständen akzeptiert werden darf. 

Quellen des Wissens 

Der befragte Polizist bezieht sich im Interview sowohl auf rechtliche als auch auf spezifisch 

polizeiliche Wissensquellen. Zudem geht er auf das Wissen in Bezug auf das soziale 

Interventionssystems ein. Mehrfach betont er die Wichtigkeit des Erfahrungswissens bei der 

Polizeiarbeit. Die meisten herausfordernden Situationen bei der Polizei seien nicht in Büchern, 

sondern in der Praxis zu erlernen. 

Diskursposition 

Es zeigt sich eine positive Einstellung gegenüber der aktuellen multi-institutionellen 

Zusammenarbeit bei häuslicher Gewalt und dem dabei bestehenden Interventionssystem in 

Vorarlberg. Dabei blickt der berufserfahrene Polizist auf mehrere Jahre zurück, in welchen 

sich aus seiner Sicht viel getan hat.  

4.2.4 Feinanalyse Interview 9 

Institutioneller Kontext 

Das Interview wurde mit einem Sozialarbeiter aus einem Krankenhaus geführt, welcher dort 

für die Opferschutzgruppe zuständig ist. Das Team der Opferschutzgruppe ist interdisziplinär 

aufgestellt. In der Regel ist eine der Sozialarbeiter*innen für die Koordination und Organisation 

der Opferschutzgruppen zuständig. Der zentrale Auftrag der Opferschutzgruppe ist die 

Sensibilisierung des Krankenhauspersonals zum Thema häusliche Gewalt. Dabei liegt der 

Fokus auf den Schulungen von Ärzt*innen, Krankenpfleger*innen und auch 

Verwaltungskräften. Darüber hinaus wurde von der Opferschutzgruppe des befragten 

Sozialarbeiters ein Handlungsplan für die Untersuchung von gewaltbetroffenen Patientinnen 

erstellt, welcher bei Fällen von häuslicher Gewalt klar vorgibt, welche Schritte gesetzt werden 

müssen, welche Institutionen zu involvieren sind und wie die Untersuchungen für eine 

gelingende Beweismittelsicherung ablaufen sollten. 

Umfang und Inhalte des Interviews 

Das Interview erschließt sich auf 14 Seiten Transkript und dauerte ca. 40 Minuten. Dabei 

berichtet er über die Tätigkeiten der Opferschutzgruppe und der damit verbundenen 

Zusammenarbeit mit dem Ifs-Opferschutz, dem Verein Neustart und der Polizei. Mehrfach 
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betont er das Problem des Ressourcenmangels, welcher die Arbeit der Opferschutzgruppe 

erschwert. Während der Corona-Pandemie haben daher auch keine Treffen und Schulungen 

der Opferschutzgruppe stattfinden können. Er spricht auch die fehlenden Konzepte und die 

dadurch fehlende Kontinuität in der Zusammenarbeit an. Dadurch sei die Kooperation von 

einzelnen Personen abhängig und somit nicht garantiert. Darüber hinaus betont er die 

Wichtigkeit von Opferschutzgruppen. Schulungen tragen laut ihm dazu bei, dass die Lage der 

Betroffenen verstanden wird, und diese somit adäquat behandelt und beraten werden können. 

Innerhalb des Krankenhauses kritisiert er den rein medizinischen Blick, welcher die restlichen 

Bedürfnisse der Patient*innen außer Acht lässt, und betont dabei, dass für eine gelingende 

Zusammenarbeit nicht nur interdisziplinäres Handeln, sondern auch eine interdisziplinäre 

Denkweise notwendig ist.  

Normalitäts- und Wahrheitsvorstellungen 

Der Sozialarbeiter spricht die in der Gesellschaft noch immer vorhandene Akzeptanz von 

männlichen Gewalthandlungen an. Dieses Bild sei sehr problematisch, da es ein Entfliehen 

aus einer Gewaltbeziehung umso schwerer macht. Darüber hinaus spricht er sich dafür aus, 

dass Täter mehr in die Verantwortung genommen werden müssen.  

Quellen des Wissens 

Die befragte Person bezieht sich im Interview häufig auf sozialarbeiterisches Wissen. Dabei 

kritisiert er in Bezug auf das Studium der Sozialen Arbeit, dass zu dem Thema häusliche 

Gewalt im Verhältnis zu dem diesbezüglich überproportional gelehrten rechtlichen Wissen, 

der spezifisch sozialarbeiterische Blick auf das Thema fehlt. Somit seien durch das Studium 

viele rechtliche, jedoch nicht ausreichend sozialarbeiterische Wissensquellen in Bezug auf 

häusliche Gewalt an Frauen vorhanden.  

Verschränkungen mit anderen Diskurssträngen 

Der Sozialarbeiter geht indirekt auf das bio-psycho-soziale Modell nach Engels ein, indem er 

die rein medizinische Fokussierung und die Unterbelichtung der sozialen Dimension 

thematisiert. Zudem bezieht er sich auf die Lebensweltorientierung nach Thiersch und die 

Bedürfnistheorie nach Obrecht. Es sei wichtig auf die Bedürfnisse der PatientInnen 

einzugehen, die Personen in ihrer gesamten Lebenswelt wahrzunehmen und auf dieser 

Grundlage zu behandeln und beraten. In Bezug auf die multi-institutionelle Zusammenarbeit 

geht er auf die fehlende Anerkennung der Sozialen Arbeit als Profession ein. 

Diskursposition 

Der befragte Sozialarbeiter betont die Wichtigkeit des Themas und die damit verbundene 

Notwendigkeit von Schulungen und Kooperationsnetzwerken. Er wirkt sehr bemüht und 

spricht sich für eine intensivere und kontinuierlichere Vernetzung und damit verbundene 
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Konzepte aus. Zudem spricht er sich deutlich für die Anerkennung der Sozialen Arbeit als 

vollwertige Profession und einem damit verbundenen Berufsgesetz aus.  

4.3 Machtanalyse 

Macht und Wissen stehen laut Foucault immer in Verbindung. Diskurse, welche Träger von 

Wissen sind, haben damit eine machtvolle Wirkung. Mit der Diskursanalyse können die 

vorhandenen Machtverhältnisse beleuchtet und analysiert werden. (Jäger; Zimmermann 

2019, S. 81; Jäger 2015, S. 38)  

Sowohl die beschriebene Machttheorie nach Staub-Bernasconi (siehe Kapitel 2.1.1) als auch 

das Machtverständnis nach Foucault (siehe Kapitel 2.1.1 und 3.1) bilden die theoretische 

Grundlage der folgenden Machtanalyse. Um die im Diskursstrang vorhandenen 

Machtverhältnisse zu analysieren, bedarf es Instrumente und damit verbundene 

Fragestellungen. Mit diesen Instrumenten kann die Komplexität reduziert werden und 

gleichzeitig differenziert auf die Machtverhältnisse eingegangen werden. Idealerweise können 

nach einer solchen Machtanalyse Handlungsmöglichkeiten abgeleitet werden, welche den 

Umgang mit dem beleuchteten sozialen Problem gelingenderer machen. (Pankofer; Sagebiel 

2015, S. 161)  

Als Basis-Instrument dient die von Sagebiel und Pankofer (2015, S. 178–181) beschriebene 

Macht-Analyse-Systematik durch die Brille von Staub-Bernasconi und Foucault. Aus diesem 

wurden relevante Fragstellungen in Bezug auf die Thematik herausgearbeitet und in 

Verbindung mit den in den Interviews angesprochenen Machtverhältnissen analysiert.  

Was gilt als (nicht) normal und woher wissen wir das?  

Foucault wirft in Bezug auf Macht die Frage nach Normalitäten auf (Pankofer; Sagebiel 2015, 

S. 178). Dabei ist u.a. die rechtliche Lage zu beleuchten. Denn Recht zeichnet sich durch 

Normen aus und besitzt durch seine normative Wirkung einen hohen Machtfaktor. Es 

bestimmt, was in einer Gesellschaft akzeptiert wird und was nicht. (Baer 2010, S. 555) Wie 

sich die rechtliche Lage und somit auch die Normvorstellungen in Bezug auf häusliche Gewalt 

gegen Frauen gewandelt haben, zeigt sich in den in Kapitel 2.1.3 beschriebenen 

Meilensteinen im Gewaltschutz. So hat sich die Gesetzgebung von dem Züchtigungsrecht10 

des Mannes zu dem Bild Wer schlägt, der geht stark gewandelt. Dies verdeutlicht 

 

10 Bis 1989 war es einem Ehemann in Österreich erlaubt, seine Frau bei Ungehorsamkeit zu züchtigen 
und jederzeit von ihr Geschlechtsverkehr einzufordern. (Kaselitz; Lercher 2002, S. 58) 
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insbesondere, dass Normen und die damit verbundenen Machtstrukturen nichts Festgelegtes 

oder Naturgegebenes, sondern immer systemabhängig und veränderbar sind.  

In den Interviews wird von den Expert*innen die gute Gesetzeslage in Bezug auf häusliche 

Gewalt in Österreich hervorgehoben. Es werden einige positive Entwicklungen der rechtlichen 

Bestimmungen betont. Die Stellung des Opfers habe sich deutlich verbessert, und mit der 

verpflichtenden Beratung für Gewalttäter nach einer Polizeilichen Wegweisung müssen nun 

Täter mehr Verantwortung für die Gewalttaten übernehmen. Mit diesen Entwicklungen wird 

der in Kapitel 4.1.3 beschriebene Normalismus verdeutlicht, welcher die Verantwortung 

vollständig bei den Tätern und nicht bei den Opfern verortet. Die Polizist*innen berichten in 

diesem Zusammenhang auch von einer Normverdeutlichung für die Täter von häuslicher 

Gewalt. Den Tätern soll damit die gesellschaftliche Norm verdeutlicht werden, dass Gewalt 

nicht akzeptiert wird.  

Somit hat sich die Vorstellung, von dem was als normal gilt auf gesetzlicher Ebene gewandelt. 

Dennoch ist zu hinterfragen, ob die Verantwortung damit tatsächlich bereits ausreichend bei 

den Tätern verortet ist. Dies hinterfragen auch ein paar der Expert*innen. Sechs Stunden 

Gewaltberatung seien nicht ausreichend, es müsse noch mehr am Verhalten der Täter 

gearbeitet werden.  

Darüber hinaus merkt eine der Sozialarbeiterinnen aus der FrauennotWohnung kritisch an, 

dass zwar eine gute gesetzliche Grundlage bestehe, es jedoch oftmals an der Umsetzung 

scheitere. So können in Gesetzgebungen Normen verdeutlicht werden, deren Umsetzung 

jedoch in der Gesellschaft und damit auch im institutionellen Rahmen noch nicht oder nicht 

ausreichend vorhanden sein. Baer (Baer 2010, S. 556) beschreibt dies mit den Gegensätzen 

von Recht auf dem Papier und Recht im Leben. Somit gibt nicht einzig das Gesetz vor, was 

in einer Gesellschaft als normal bewertet wird. Dies wurde bereits bei Etablierung des ersten 

Gewaltschutzgesetzes (siehe Kapitel 2.1.3) verdeutlicht. Schon damals wurde betont, dass 

es für die angestrebten Veränderungen nicht nur Änderungen im Gesetz, sondern auch im 

gesamten Interventionssystem geben muss.  

Denn in Bezug auf die Vermittlung von Normalitäten kommt auch den Professionellen eine 

bedeutende Rolle im Interventionssystem zu.  In der Arbeit mit Tätern und Opfern vermitteln 

sie immer auch die für sie geltenden Normalitäten. So kann gewaltbetroffenen Frauen von 

Expert*innen in der Praxis sowohl vermittelt werden, dass sie keine Schuld an der Gewalt 

tragen, oder aber die umgekehrte Version, dass sie für die Taten (mit)verantwortlich sind. 

Damit können die Expert*innen Einfluss auf die Normalitätsvorstellung der Klient*innen 

nehmen und üben somit Macht aus.   
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Welche Machtquellen sind innerhalb des Interventionssystem vorhanden?  

Die Frage nach den Machtquellen basiert auf der Machttheorie nach Staub-Bernasconi 

(Pankofer; Sagebiel 2015, S. 180). In Bezug auf Machtstrukturen zwischen den 

verschiedenen Institutionen wird in den Interviews indirekt auf die von Staub-Bernasconi 

beschriebene Positionsmacht eingegangen. Aufgrund des jeweiligen Professionsstatus 

haben die Expert*innen im Interventionssystem bestimmte Positionen, welche ihnen 

unterschiedliche Entscheidungsbefugnisse, und somit Macht geben.  

Insbesondere die Positionsmacht der Justiz wird im Interventionssystem von einigen der 

befragten Expert*innen als hoch eingeschätzt, da sie in Bezug auf rechtliche Belange die 

letzte Entscheidung treffen. In Bezug auf die multi-institutionellen Fallkonferenzen hat die 

Polizei mit dem neuen Gewaltschutzgesetz in Bezug auf die Einberufung dieser Konferenzen 

eine höhere Positionsmacht erhalten. Innerhalb des Krankenhauses wird von den befragten 

Expert*innen die Hierarchie zwischen Ärzt*innen und Sozialarbeiter*innen hervorgehoben. 

Die letzte Entscheidung treffen hier immer die Ärzt*innen, welche dadurch eine hohe 

Positionsmacht innehaben.  

In Bezug auf die Positionsmacht der Sozialen Arbeit wird von zwei der Expert*innen auf die 

fehlende Anerkennung der Sozialen Arbeit als Profession im multi-institutionellen Setting 

eingegangen (siehe Kapitel 4.1und 0). In Bezug auf die Position gegenüber den Klientinnen 

wird hingegen die Positionsmacht der Sozialen Arbeit hervorgehoben. Bei den Klientinnen 

bekommen Sozialarbeiter*innen häufig ein hohes Maß an Vertrauen aufgrund ihrer Profession 

und insbesondere ihrer Unterstützungs- und Beratungsleistungen. Von dieser Wertschätzung 

berichtet eine der Sozialarbeiterinnen der FrauennotWohnung. Die Staatsanwältin bringt 

diesbezüglich ein, dass ihr in ihrem Praktikum in der FrauennotWohnung einige Klientinnen 

die Teilnahme am Gespräch aufgrund des Status als Staatsanwältin nicht zugestimmt haben.  

Neben der Positionsmacht spielt die Modellmacht der Professionellen eine wichtige Rolle im 

Interventionssystem. Diese geht mit der oben genannten Vermittlung von Normalitäten einher. 

So besitzen alle Expert*innen verinnerlichte Modelle, beziehungsweise Normalitäten, welche 

sie in Form von Modellmacht an die Klient*innen weitergeben.  

Darüber hinaus ist die Organisationsmacht ein zentraler Bestandteil der multi-institutionellen 

Zusammenarbeit. Indem die involvierten Institutionen zusammenarbeiten, besitzen sie mehr 

Macht und können sich somit gewinnbringender gegen häusliche Gewalt einsetzen.  

Wie wird Macht legitimiert?  

Foucault wirft die Frage auf, wie Machtausübungen legitimiert werden (Pankofer; Sagebiel 

2015, S. 179). Staub-Bernasconi spricht in Bezug auf die Legitimation von Macht von 
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Behinderungs- und Begrenzungsmacht. Soziale Arbeit legitimiert den Einsatz von 

Begrenzungsmacht gegen den Willen einer Person anhand des Ethikkodex der Sozialen 

Arbeit. Da häusliche Gewalt gegen Frauen eine Menschenrechtsverletzung darstellt, ist 

Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession dazu verpflichtet, sich gegen diese Gewalt 

einzusetzen. (IFSW 2005; Staub-Bernasconi 2018, S. 440)  

Zudem werden Machtausübungen im Interventionssystem auch auf Grundlage der jeweiligen 

Aufträge und Arbeitsgrundsätze der verschiedenen Institutionen legitimiert. So beziehen sich 

die Professionellen aus der Justiz beispielsweise darauf, dass nur angezeigt und verurteilt 

werden kann, was angeklagt worden ist, beziehungsweise für was es Beweise gibt.  

Auch rechtliche Bestimmung können Machtausübungen legitimieren. Gesetze schreiben vor, 

unter welchen Umständen welche Schritte erfolgen. Wenn die Staatsanwaltschaft oder Polizei 

von einer Gewalttat mitbekommen, sind sie verpflichtet, diese zur Anzeige zu bringen. Auch 

Ärzt*innen müssen laut der neuen Anzeigepflicht Macht gegenüber ihren Patientinnen 

ausüben, indem sie sexuelle Gewalt auch ohne Zustimmung der Patientinnen zur Anzeige 

bringen.  

Welches Wissen wird genutzt?  

Foucault beschreibt Wissen und Macht in Wechselwirkung zueinander. Die verschiedenen 

Wissensquellen sind von Machtstrukturen beeinflusst, haben aber auch eine machtvolle 

Wirkung. (Jäger 2015, S. 38–39)  

Wie in der Strukturanalyse 

 beschrieben, sind in den jeweiligen Institutionen diverse Wissensquellen vorhanden. Die 

befragte Staatsanwältin geht dabei auf die Macht ein, welche alle Professionellen aufgrund 

ihres jeweils vorhandenen spezifischen Wissens besitzen. Im Interventionssystem gegen 

häusliche Gewalt sind laut ihr alle Professionelle auf die anderen Institutionen angewiesen 

und können somit Macht ausüben.  

Über welche Macht verfügen die Klientinnen? 

Insbesondere in Bezug auf die Ermächtigung von Klient*innen wirft Staub-Bernasconi die 

Frage nach der Verfügbarkeit von den von ihr beschriebenen Machtquellen (siehe 2.1.1) auf 

(Pankofer; Sagebiel 2015, S. 180). Gegen gewaltbetroffene Frauen wird auf verschiedenen 

Ebenen Macht ausgeübt. Sie besitzen jedoch auch selbst Macht. Bereits die Artikulation der 

Gewalt oder die Flucht in ein Frauenhaus stellen Machtausübungen dar. Im 

Interventionssystem werden die Frauen von den beteiligten Institutionen unterstützt, weitere 

Machtquellen gegen die Gewalt aufzubauen. 
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Doch auch gegenüber dem Interventionssystem besitzen die gewaltbetroffenen Frauen 

Macht, indem sie sich beispielsweise gegen eine Hilfeleistung entscheiden können. Auch die 

Verweigerung einer Aussage stellt eine Machtausübung dar, welche den Betroffenen nicht 

genommen werden darf. In diesem Zusammenhang wird nochmals die Problematik der 

Anzeigepflicht für Ärzt*innen bei sexuellem Missbrauch deutlich, denn damit wird den Frauen 

Entscheidungsmacht genommen. 
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5. Schlussfolgerungen 
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5.1 Gesamtanalyse und Reflexion der Forschungsfrage 

Ziel der vorliegenden Forschungsarbeit war es, die multi-institutionelle Zusammenarbeit zum 

Schutz und der Unterstützung von gewaltbetroffenen Frauen in Vorarlberg zu untersuchen. 

Im Folgenden sind die leitenden Forschungsfragen dafür nochmals angeführt:  

• Wie gestaltet sich die multi-institutionelle Zusammenarbeit zwischen der Sozialen 

Arbeit mit der Justiz, Polizei und dem Gesundheitswesen zum Schutz und der 

Unterstützung von gewaltbetroffenen Frauen in Vorarlberg? 

• Welche Faktoren erschweren beziehungsweise erleichtern die Unterstützung von 

gewaltbetroffenen Frauen aus Sicht der Sozialen Arbeit, Justiz, Polizei und dem 

Gesundheitswesen? 

Dabei wird mit der vorliegenden diskursanalytischen Forschungsarbeit keine allgemein gültige 

Antwort auf die Forschungsfragen gegeben, sondern einen Teil zu dem 

gesamtgesellschaftlichen Diskurs beigetragen. Im Folgenden wird somit festgehalten, was zu 

dem Zeitpunkt der Forschung unter den beschriebenen Gegebenheiten erfasst und analysiert 

worden ist. (Jäger 2015, S. 170) 

Gewaltbetroffene Frauen sind multiplen Belastungen auf verschiedenen Ebenen ausgesetzt, 

für welche es diverse Wissensquellen und Ansätze und somit einer gelingenden multi-

institutionellen Zusammenarbeit bedarf. Im Interventionssystem gegen häusliche Gewalt 

finden dafür sowohl fallbezogene als auch fallunabhängige Kooperation zwischen den 

involvierten Institutionen statt. Fallspezifische Zusammenarbeit findet sowohl in Form von 

informellen Absprachen als auch in Form von sicherheitspolizeilichen Fallkonferenzen statt. 

Zweitgenannte finden laut den Expert*innen in Vorarlberg aufgrund der geringen Anzahl an 

Hochrisikofällen nur selten statt. Zudem werden sie als sehr aufwendig empfunden, warum 

von einigen Expert*innen eher der rasche informelle Austausch bevorzugt wird. Dieser bringt 

jedoch den Nachteil mit sich, dass er immer personenabhängig und somit nicht garantiert ist. 

Das Modell MARAC, welches ein Konzept für solche Fallkonferenzen liefert, hat sich in 

Vorarlberg nicht etabliert.  

Darüber hinaus finden fallunabhängige Vernetzungen in Form von Netzwerk- und 

Vernetzungstreffen als auch in Form von Treffen der Opferschutzgruppe statt. Während die 

Netzwerktreffen zwischen der Gewaltschutzstelle, der Kinder- und Jugendhilfe, der Justiz und 

Polizei gesetzlich geregelt und somit institutionalisiert sind, sind alle Vernetzungstreffen, 

welche darüber hinaus gehen, von den jeweiligen Institutionen und deren Mitarbeiter*innen 

abhängig und somit nicht garantiert. Die Opferschutzgruppen sind zwar gesetzlich verankert, 

die damit verbundenen Treffen jedoch nicht. In diesem Zusammenhang zeigt sich, dass 
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insbesondere von Seiten der FrauennotWohnung und der Opferschutzgruppe, jenen 

Professionellen, welche bei den institutionalisierten Netzwerktreffen nicht involviert sind, ein 

Bedarf an einem intensiveren Austausch und Konzepten für eine verbindliche 

Zusammenarbeit besteht.  

Seit dem nun bereits über 25 Jahre lang bestehenden Gewaltschutzgesetz wurde viel in das 

Interventionssystem gegen häusliche Gewalt an Frauen und die damit verbundene multi-

institutionelle Zusammenarbeit investiert. Die bereits langjährig erfahrenen Expert*innen 

können dabei auf viele positive Entwicklungen in der Zusammenarbeit zurückschauen. 

Insbesondere in die Zusammenarbeit zwischen der Sozialen Arbeit und der Polizei wurden 

viele Ressourcen investiert. Die Zusammenkünfte zwischen diesen beiden Institutionen 

wurden gesetzlich verankert, sowohl in Form von institutionalisierten Netzwerktreffen als auch 

durch eine verpflichtende Schulung während der Ausbildung der Polizist*innen. Auch die 

hierfür benötigten Ressourcen wurden geschaffen. 

Im medizinischen Bereich zeigt sich hingegen ein Defizit an Ressourcen. Vor 10 Jahren wurde 

das KAKuG zur flächendeckenden Etablierung von Opferschutzgruppen in Österreich 

etabliert, die Ressourcen dafür sind bis heute jedoch nicht ausreichend vorhanden. Durch die 

Corona-Pandemie habe sich dieser Mangel noch verschlimmert. Wie auch in dem Modell von 

Kavemann (Kaveman 2005, S. 10) beschrieben, zeigt sich, dass Zusammenarbeit von 

unterschiedlichen Ebenen abhängig ist. So reicht das Gesetz allein nicht aus, um eine 

gelingende Zusammenarbeit zu ermöglichen. Wenn keine Ressourcen geschaffen werden, 

kann multi-institutionelle Zusammenarbeit nicht gelingen. Insbesondere im 

Gesundheitsbereich, in welchem die Ressourcen ohnehin knapp sind, stellt dies eine große 

Herausforderung dar.  

Hier wird kritisch hinterfragt, inwieweit im Gesundheitsbereich in der aktuellen Situation 

tatsächlich Ressourcen geschaffen werden können. Hierbei ist jedoch hervorzuheben, dass 

bio-psycho-soziale Probleme wie die häusliche Gewalt, auf rein medizinischer Ebene nicht 

gelöst werden können (Egger 2005). Wenn an dieser Stelle Ressourcen geschaffen werden, 

könnten an anderer Stelle wiederum Ressourcen eingespart werden, da damit eine 

langfristige Bearbeitung der Probleme möglich wird.  

In Bezug auf eine gelingende Zusammenarbeit wird insbesondere die Wichtigkeit der Kenntnis 

über die Aufträge der verschiedenen Institutionen hervorgehoben. Nur wenn Klarheit über die 

Möglichkeiten und Begrenzungen der jeweiligen Institutionen besteht, kann Zusammenarbeit 

gelingen und Klientinnen ausreichend unterstützt werden. Wenn die Aufträge der beteiligten 

Institutionen klar sind, können die Interventionen der anderen Institutionen zudem besser 

nachvollzogen werden. Dabei wird von den Expert*innen die Wichtigkeit der gegenseitigen 
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professionellen Anerkennung hervorgehoben. Insbesondere in Bezug auf die Stellung der 

Sozialen Arbeit wird die Wichtigkeit der Ankerkennung des Professionsstatus im multi-

institutionellen Setting deutlich.  

In diesem Zusammenhang zeigte sich auch, dass die beteiligten Professionen 

unterschiedliche Positionsmacht im Interventionssystem innehaben. Generell besitzen alle 

Professionellen durch ihr spezifisches Professionswissen Macht. Dennoch sind aufgrund des 

Professionsstatus, aber auch auf Grundlage der Aufträge und Zuständigkeiten 

unterschiedliche Machtpositionen im Interventionssystem vorhanden. Wie auch von Staub-

Bernasconi beschrieben (Pankofer; Sagebiel 2015, S. 110), zeigte sich im Diskursstrang, dass 

Macht im institutionellen Kontext oftmals negativ bewertet und der Diskurs darüber vermieden 

wird. Macht ist jedoch nicht nur negativ, sondern hat auch Potenziale. Zudem ist es wichtig, 

über Machtstrukturen zu reflektieren und diese auch kritisch zu hinterfragen, damit 

behindernde Machtstrukturen aufgedeckt und verändert werden können.  

Damit verbunden wurde im Diskursstrang die machtvolle Wirkung von verinnerlichten 

Normalitäten, beziehungsweise Modellen der Wirklichkeit bei der Problematik der häuslichen 

Gewalt an Frauen deutlich. Insbesondere verinnerlichte Täter-Opfer-Umkehrungen und die 

Akzeptanz von männlicher Gewalt wirken sich behindernd auf gewaltbetroffene Frauen aus. 

So wird männliche Gewalt, insbesondere psychische Gewalt gegen Frauen immer noch 

akzeptiert und verharmlost, und es kommt häufig zu Täter-Opfer-Umkehrungen, welche dem 

Opfer (Mit)schuld an den Gewalttaten zusprechen.  

Auch das Interventionssystem gegen häusliche Gewalt bewegt sich dabei in den gegebenen 

Gesellschaftsstrukturen und ist somit auch von den beschriebenen Wirklichkeitsvorstellungen 

geprägt. Wenn gewaltbetroffene Frauen ihre Aussagen zurückziehen oder sich mit dem 

gewalttätigen Partner wieder versöhnen, kann dies in der praktischen Arbeit frustrierend sein. 

Dennoch darf deswegen die Verantwortung für die Gewalttaten nicht bei den betroffenen 

Frauen verortet werden, sondern muss immer bei den Tätern liegen.  

Die Expert*innen haben dabei im Interventionssystem einen hohen Machteinfluss auf die 

Wirklichkeitswahrnehmung von Klient*innen. Daher ist es insbesondere im 

Interventionssystem wichtig, dass sich die Professionellen über verinnerlichte Bilder und 

Modelle austauschen und reflektieren.  

Für einen reflektierten Umgang mit der Problematik müssen die Dynamiken einer 

Gewaltbeziehung verstanden werden. Dabei muss aufgezeigt werden, dass das Wenn-dann-

Muster des Interventionssystems nicht immer mit den meist spiralförmigen Dynamiken einer 
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Gewaltbeziehung zusammenpasst, und dass auch ein Fliehen aus einer Gewaltbeziehung 

eine Gefahr und Kontrollverlust bedeutet (Wehinger 2017b, S. 42–44).  

Dies unterstreicht die Wichtigkeit von Schulungen und Fortbildungen für alle involvierten 

Professionen. Besonders in der für die betroffenen Frauen bereits sehr belastenden Situation 

vor Gericht bedarf es einem reflektierten Umgang mit der Problematik. Dabei sollten 

zumindest jene Staatsanwält*innen geschult werden, welche der Sonderzuständigkeit für 

häusliche Gewalt zugehören. Aber auch im Gesundheitsbereich, welcher häufig die erste oder 

einzige Anlaufstelle für gewaltbetroffene Frauen darstellt, muss ein reflektierter Zugang 

bestehen. In Krankenhäusern finden bereits Schulungen über das Projekt S.I.G.N.A.L statt, 

diese sollten jedoch auf den gesamten medizinischen Bereich ausgeweitet werden. Auch in 

der Ausbildung der Sozialen Arbeit bestehen Defizite in Bezug auf das Wissen zu häuslicher 

Gewalt an Frauen, die Expert*innen sprechen sich auch dort für eine intensivere 

Auseinandersetzung mit der Thematik auf sozialarbeiterischer Ebene aus.  

5.2 Schlussfolgerungen für die Klinische Soziale Arbeit 

Um gegen Gewalt an Frauen vorzugehen, braucht es alle Blickwinkel und Expertisen der 

verschiedenen Professionen. Klinische Soziale Arbeit besitzt mit ihrem Fokus auf komplexe, 

sowie gesundheitsbezogene- und psychosoziale Problemlagen die nötige Expertise für die 

beschriebenen Problemlagen von gewaltbetroffenen Frauen. Zudem nimmt sie mit ihrem 

bifokalen Blick gewaltbetroffene Frauen immer als Person-in-ihrer-Umwelt war. Die 

Klientinnen werden somit nicht gesondert, sondern immer in Wechselwirkung mit den 

Systemen, in welchen sie sich befinden, wahrgenommen (Pauls 2015, S. 6; Hefel 2015, S. 

14). Klinische Soziale Arbeit bringt somit in das Interventionssystem immer auch einen 

systemkritischen Blick mit ein. Dabei geht es nicht um ein Konkurrenzdenken, sondern sich 

für die Bedürfnisse und Rechte der Klientinnen einzusetzen und das System zusammen mit 

den Kooperationspartner*innen klientinnenorientiert zu gestalten.   

Dazu gehört u.a. Normalismen zu hinterfragen, welche sich behindernd auf Klient*innen 

auswirken. Damit problematische Normalismen aufgelöst werden können, muss der Diskurs 

im multi-institutionellen Setting gefördert werden. Dies kann u.a. in Fort- und Ausbildungen 

oder auch in Netzwerk- und Vernetzungstreffen stattfinden, welche von Klinischen 

Sozialarbeiterinnen gefördert werden sollten.  

Zudem muss sich Klinische Soziale Arbeit mit ihrem bio-psycho-sozialen 

Gesundheitsverständnis (Egger 2005) für eine Sensibilisierung im Gesundheitsbereich 

sowohl in den Krankenhäusern als auch in niedergelassenen Praxen einsetzen, denn das 

Problem der häuslichen Gewalt kann auf rein medizinischer Ebene nicht gelöst werden, 



94 

 

beziehungsweise kommt als solches Problem erst gar nicht zum Vorschein. Neben der multi-

institutionellen Vernetzung muss auch ein multi-institutionelles Grundverständnis gegeben 

sein. Aufgrund der Unterbeleuchtung der Problematik von häuslicher Gewalt an Frauen im 

Gesundheitsbereich muss sich Klinische Soziale Arbeit hier zudem für einen 

niederschwelligen Zugang zu Unterstützung einsetzen.  

Mit ihrem bifokalen Blick macht Klinische Soziale Arbeit darauf aufmerksam, dass Hard-to-

reach nicht bei den Klientinnen zu verorten ist, sondern auch mit einem schwer erreichbaren 

System in Verbindung steht (Giertz u.a. 2021, S. 15–18). Die Möglichkeiten und 

Herausforderungen im Interventionssystem und die damit verbundene Passung zwischen 

System und Klientin bei häuslicher Gewalt an Frauen wurden in vorliegender 

Forschungsarbeit differenziert betrachtet und erforscht.  

Die Unterbeleuchtung der sozialen Dimension im Gesundheitsbereich geht einher mit der 

fehlenden Anerkennung der Sozialen Arbeit als Profession. Klinische Soziale Arbeit trägt als 

spezifische Fachsozialarbeit zu Sozialer Arbeit als Wissenschaftsdisziplin bei. Mit 

vorliegender Forschungsarbeit kann ein wissenschaftlicher Beitrag zu dieser 

Professionalisierung geleistet werden. (Mühlum 2012, S. 28)  

Die vorliegende Arbeit zeigt weiteren Forschungsbedarf zu der behandelten Thematik auf. Zu 

Anfang der Forschung bestand die Idee zusätzlich Fokusgruppen durchzuführen, in welchen 

die hier dargestellten Ergebnisse, gemeinsam mit Expert*innen diskutiert und weitergedacht 

werden. Dies war aufgrund der zeitlichen und ressourcentechnischen Begrenzungen in 

vorliegender Masterarbeit nicht umsetzbar, wäre jedoch eine Möglichkeit, um eine vertiefte 

Auseinandersetzung mit Teilaspekten der präsentierten Ergebnisse zu ermöglichen. 

Insbesondere in Bezug auf den Bedarf an Sensibilisierung und Vernetzung im medizinischen 

Bereich besteht weiterer Forschungsbedarf. Dabei wäre wichtig, zu untersuchen, wie 

Klinische Soziale Arbeit gemeinsam mit ihren Systempartner*innen im medizinischen Bereich 

bestmöglich Zugänge und Sensibilisierung schaffen kann. Dabei sollten auch 

niedergelassene Ärzt*innen sowie psychiatrische Einrichtungen und weitere Krankenhäuser 

mit einbezogen werden. 
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